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Herr Prsesident 1 Meine Herren Richter! 
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Als im Jahre 1918 die deutschen Armeen nach mehr als vierjaehrigem 

heldenhaften Kampf die Waffen niederlegten, geschah dies im Vertrauen 

. / 

auf die Zusicherungen des Praesidenten Wilson* die dieser wiederholt 

i 

im Jahre 1918 gegeben hat. In der Kongressrede vom 8. Januar 193-8 hatte 
der Praesident der Vereinigten Staaten von Amerika in 14 Funkten unte£ ^^ 
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anderem offene, oeffentlich vereinbarte Friedensvertraege verlangter is 
forderte die Freiheit der Meere, die moeglichste Beseitigung aller 
wirtschaftlichen Schranken und) Herstellung der Gleichheit der Handels- 

Bedingungen fuer alle Staaten. Er forderte weiter die Herabsetzung der 

/ 

Ruestungen bis zu dem Ausmasse, das.mit der inneren Sicherheit verein¬ 
bar ist. Fs sollte eine freie, unbefangene und absolut unparteiische 
Regelung der Kolonialfragen getroffen werden. Endlich verlangte er m | 
Punkt 14 die Bildung eines allgemeinen Voelkerbundes mit gegenseitigen 
Garantien fuer die politische Unabhaengigkeit und Unversehrtheit fuer 

alle grossen und kleinen Staaten. 

Auf drei spaeteren Kundgebungen hat Praesident Wilson diese Vor- 
schlaege ergaenzt durch 13 weitere Punkte, die sich in der gleichen 
Richtung bewegten. 

Diese 27 Wilson-Punkte aber blieben, wie inan vielleicht annehmen 
koennte, kein blosses politisches Programm. Sie erlangten- voelkerrecht- 
liche Bedeutung dadurch, dass sie zur lex contractus der Friedensver¬ 
traege geworden sind. Am 5. Oktober 1918 hat naemlich die deutsche 
Reichsregierung den Praesidenten Wilson ersucht, die Herstellung des 
Friedens auf der Grundlage seiner Vorschlae-ge in die Hand zu nehmen. 

Am 5* November 1918 hat daraufhin der amerikanische Staatssekretaer 
Lansing nach mehrfachem Notenwechsel geantwortet, dass der Bpaesident 
der Vereinigten Staaten den deutschen Friedesnvorschlag den alliierten 
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Regierungen mitgeteilt habe und dass diese sich bereit erklaerten, mit 

• * * * ’ ♦ 

dem Deutschen Reiche gemaess den vom Praesidenten Wilson niedergelegten 

•• 

% ♦ • * y 

Friedensbedingungen Frieden zu schliessen, wobei lediglich der mehr- 

^ • 

deutige Grundsatz der Freiheit der Meere ausser Betracht bleiben und 

• * 

ausserdem Deutschland verpflichtet sein sollte, fuer allen Schaden 

Wiedergutmachung zu leisten, den es der Zivilhevoelkerung der Alliier- 

• ■ • 

ten zugefuegt hat, 

Frst auf Grund dieser beiderseitig angenommenen Friedensgrundlage 

4 » m 
i 

hat das Deutsche Reich den Waffen stillstendsvertrag abgeschlossen. Es 

• • 

kann somit keinem 'Zweifel unterliegen, dass Deutschland einen unmittel- 

. 4 ^ 

• * 

baren voelkerrechtlichen Anspruch auf Einhaltung der in den 27 Punkten 
des Praesidenten Wilson enthaltenen Zusicherungen erworben hat 

Die von den alliierten und assoziierten Maechten ueberreichten 

• • 

Friedensbedingungen standen jedoch in zahlreichen und grundlegenden 

i • ♦ 

Fragen mit dem Geiste und mit dem Wortlaute des Vorwaffenstillstand¬ 
vertrages in offenem Widerspruch. Die Deutsche Regierung hat daher in 
ausfuehrlichen Noten auf die Rechtswidrigkeit und vielfache Unerfuell- 
barkeit der Friedensbedingungen hingewiesen, Alle Einwendungen hatten 

jedoch nur geringen Erfolg, An den wesentlichen Bedingungen wurde nichts 

• • • 

• • • 

geaendert und schliesslich wurde dem besiegten Deutschland angedroht } 

dass im Falle der Nichtannahme der Bedingungen in kurzer Frist der 
Waffenstillstandsvertrag ausser Kraft treten und die alliierten und 

? 

• « 
assoziierten Maechte jene Massnahmen ergreifen wuerden, die sie zur 

Auferlegung der Friedensbedingungen fuer notwendig erachteten* Erst 

% 

unter dem Drucke dieser voelkerrechtswidrigen Drohung erfolgte die An- 
. nähme der Friedens bedingungen. Als .am 28. Juni 1919 in Versailles der ■* \ 

Friedensvertrag unterzeichnet wurde und seine Bedingungen bekannt wur- 

% 

- »r \ 

✓ * • 

den ging ein Sturm der Fntruestung durch das ganze Deutsche Volk. Die 

• • 

Stunde, in der die deutschen Unterhaendler ihre Unterschrift unter das 
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Diktat von Versailles setzten, war auch die Geburtsstunde des National¬ 
sozialismus. 


Denn es kann keinem Zweifel unterließen: Als nach mehr als vier- 
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jaehrigem heldenhaften IWapf das deutsche Volk die Waffen niederlegte, 
hat es 'dies in der Hoffnung getan, die hohen sittlichen Grundsaetze 
des amerikanischen Praesidenten Wilson in kuenftigem Friedensvertrag 
verwirklicht zu finden und einen Frieden zu bekommen, der auch die eie— 
mentaren nationalen Interessen des Deutschen Volkes beruecksichtigte. 
Dem war jedoch nicht so. Das Diktat von Versailles stand nicht nur 
in krassem Widerspruch zu den Bedingungen des Vorwaffenstillstandsver- 
vertrages, sondern es verstoesst vor allem auch gegen die Grundsaetze 
jeder vernuenftigen Friedensverordnung. Mit Recht konnte daher die 
Enzyklika " Ubi arcano " vom ?3. Dezember 1922 auf das Friedensdiktat 
von Versailles die Worte des Propheten beziehen: "War hofften auf den 
Frieden, aber er brachte nicht das Heil; wir hofften auf die Heilung, 
aber es kam der Schrecken; wir hofften auf die Stunde der Genesung,- 
aber es kam die Wirrnis; wir erwarteten das Licht, aber es kam die 
Finsternis". (Ende des Zitats). 

t 

Nicht minder scharf urteilte der Staatssekretaer des Auswaertigen 
im Kabinett Wilsons und amerikanische Friedensdelegierter in Paris. Er 

schrieb in seinem 1921 erschienenen Buch "Die Versailler Friedensver- 

« 

handlungen !? : "Wir haben einen Friedens vertrag, aber er wird keinen 
dauernden Frieden bringen, weil er auf dem Triebsand des Eigennutzes 
gegruendet ist... Man stimmt earueber ueberein, dass der Vertrag unklug 
und unbrauchbar sei, dass er in Intrigen gezeugt und durch Begehrlich¬ 
keit ausgebaut sei und Kriege eher hervorrufen, als verhindern werde". 

(Seite 207) 

Den einzigen Lichtblick im Diktat von Versailles bildete eine 

4 

Stelle der Kantelnote vom 16 . Juni 1919, in der die alliierten und as- 

soziierten Maechte ausfuehren, dass der Friedensvertrag selbst äse Or- 

gan schafft, um alle internationalen Streitfragen durch Aussprache und 

Einvernehmen 
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schlichten zu koennen und sogar dafuer Vorsorge trifft, dass der Friede 
von 1919 abgeaendert und den neuen Bedingungen angepasst werden kann. 

Die Mantelnote spielte damit auf das Verfahren des Art. 19 der Voelker- . 

. v - 

bundssatzung an, dessen sich der Voelkerbund nach Wilson bedienen sollte, 

• h. 

% _ • 

um die auf der Friedenskonferenz unter den Tisch gefallenen Wilsen-Punk¬ 


te wieder hervorzuholen. 

^Ov/V<* e» . 

So begann der Kampf um die Revision des Friedensdiktats von Ver- 
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Deu tschland das Opfer oer Willkuer und der Macht geworden war. 

Denn wie nicht anders zu erwarten, mussten sich die Friedensbe- 

t 

dingungen von Versailles und insbesondere die Last der Reparationen auf 
die an sich schon stark in Mitleidenschaft gezogene deutsche Volkswirt- 

h X- 

-Schaft/'verheerend auswirken. Die Folgen mussten umso furchtbarer werden, 
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sailles schon im .Augenblick seiner Unterzeichnung. Im Programm der 

' i-" ' . • 

Nationalsozialistischen Arbeiterpartei Adolf Hitlers hat dieser Kampf 

* * * 0 

I 

i 

gegen das Versailler Friedensdiktat und seine Revision einen alle.an- 

> . . . 

* 

deren Forderungen weit ueberragenden Platz eingenommen. Er war der Leit- 

\ » 

gedanke, an dem sich die gesamte innenpolitische Taetigkeit der Partei 

/> • • • 

ausrichtete und der nach der Machtübernahme die Grundlage fuer alle 

• * * \ 

* N \ 

aussenpolitischen Ueberlegungen und Entscheidungen hilden sollte. 

. * Einer der ersten Mitkaempfer Adolf Hitlers war der Angeklagte 

\ 

Rudolf Hess. Wie Hitler war auch Rudolf Hes^ Front kaempfer im ersten 

« * 

Weltkrieg. Al6 Freiwilliger bei Ausbruch des Krieges eingerueckt, brach- ^ 

te er es bis zu seiner Verwundung in Rumaenien bis zum Leutnant der In- 
• . 

feurterie. Als die erlittene Verwundung weiteren Frontdienst bei der In- 

1 * N 

* 

fanterie unmoeglich machte, meldete er sich zur Fliegertruppe. Nach dem 

* 

Waffenstillstand nahm er noch an verschiedenen Freikorpskciempfen teil, 

4 • 

* • * 

um dann»im Jahrs 1919 nach dom Abschluss dos Versailler Friedensvortra— 

% ^ es erkennen zu muessen, nass die Sieger keinen Frieden der Gerechtig— 

. ffifai't und ^ es Ausgleichs der Interessen gewollt hatten, sondern dass 

s ' - --— 
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als Frankreich im Jahre.1923 ohne jeden Rechtsgrund daranging, das 

\ ' ♦ • 

Ruhrgebiet, das wirtschaftliche Kraftzentrum Deutschlands, militaerisch 

>" —"" ’ .. 

* « , \ 

zu besetzen. Die Folgen dieses Voelkerrechtsbruches sind bekannt. Waren 
die Fol$en der Ruhrbesetzung fuer ganz Europa schon sehr schlimme, so 
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mussten sie sich fuer die deutsche Volkswirtschaft in ganz besonderem 

/ • 

• • 

Masse schaedlich auswirken. 

% 

In dieser Zeit des wirtschaftlichen Zusammenburchs, der voelligen 
Wehrlosigkeit Deutschlands machte Adolf Hitler zum ersten Kaie den Ver¬ 
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Staate in die Hand zu bekommen. Auch der Angeklagte Rudolf Hess war an 
diesem Marsch zur Feldherrnhalle in Muenchen beteiligt T Zusammen mit 
Adolf Hitler verbuesste er die gegen ihn vom Volksgericht ausgesprochene 
Strafe auf der Festung Landsberg, auf der Hitler sein Buch "Mein Kampf” 


IS 


geschrieben hat. 
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such, am 9. November 1923 durch einen revolutionaeren Akt die Kacht im ^ 
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Als im Jahre 1925 die Partei wieder gegruendet wurde./war Rudolf 
Hess wieder einer der Ersten, die zusammen mit Adolf Hitler den Kampf / -f, 

^>2'»"*''* ^ C rl &f -J-t' O t-a j/\f IC-c£&J *5 £• tz* O V /- £>d0&t !*/ 

gegen.das Versailler Diktat, gegen dessen unvernünftigen Reparati^ns- aer^n't-^ 
forderungen und fuer eine nationale Wiedergeburt aufnahmen/^In den 

' ' A 

ersten Jahren nach der Neugrucndung sollte die Partei nur einen lang¬ 
samen Aufstieg beginnen. Die deutsche Volkswirtschaft hatte sich v*n den 
schlimmsten Folgen des Ruhrcinbruches wieder erholt. Die Belehrung war 

i 

stabilisiert worden und infolge umfnngreioher Auslandskredite war es 


\ 


sogar gelungen, einen wirtschaftlichen Aufschwung herbeizufuehren* / 

Sehr bald.sollte as sich jedoch zeigen, dass der wirtschaftliche 
Aufstieg der Jahre 1927/1928/1929 in Wirklichkeit nur eine Scheinbluete 
war, der jedenfalls in Deutschland keine Grundlage in einer gesunden und 
».^geglichenen Volkswirtschaft hatte. Es ist richtig, dass die Wirt¬ 
schaftskrise, die mit dem Jahre 1930 begonnen hat, eine allgemeine Krise 
der Weltwirtschaft war und dass der damalige Niedergart;in Deutschland S) 

Jr 

nur ein Teil des allgemeinen Verfalls innerhalb der Weltwirtschaft war. ^ 

t yK» ' 

Es ist aber ebenso sicher, dass es sich hier nicht lediglich um einen ^ > 
konjunkturellen Abstieg innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft han- v <n 
delte,. wie ihn die einzelnen Verkehrswirtschaften der Laender und die 

t 

Weltwirtschaft vorher schon wiederholt erlebt hatten, sondern dass es ^ 

sich hier um strukturelle Veraenderungen handelte, die verschiede^ Ur- 

Sachen haben moegen, von denen eine der wichtigsten aber ohne jeden 

Zweifel die durch die unvernünftigen Reparationsleistungen des Ver- ps 

sailler Vertrages verursachte St oerurig des Gueter- und Zahlungsmittel¬ 
austausches ist. ■ - 


Ni 


Ebenso sicher ist, dass die Folgen der Weltwirtschaftskrise in 
Deutschland nicht zuletzt deshalb so verheerend sein und am Ende ihren 
Ausdruck in einer Arbeitslosenziffer von fast 7 Millionen finden konnten, 
weil in Deutschland die durch die Reparationen im Gefuege der 
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Volkswirtschaft verursachten Veraenderungen besonders tiefgreifend waren. 

Fit Recht hat daher der Bericht des Baseler Cachverstaendigenaus- 
schusses zur Untersuchung der deutschen Finanzlage - bekannt unter den 
Namen Layton-Bericht - im.Jahre 1931 unter anderem ausgefuehrt: 

”... Der Wirtschaftskoerper der Welt, dessen Lebenskraft ohnehiri sehr 
geschwaecht ist, hcat bei einem seiner wichtigsten Glieder einen schweren 

Schlag erhalten. Dieser hat zu einer teilweisen Laehmung gefuehrt, die 

* 

nur durch eine Wiederherstellung des freien Geld- und Güterverkehrs 
behoben werden kann. Wir moechten darauf hinweisen, dass das Beispiel 
Deutschlands die eindrucksvollste Illustration der Tatsache ist, dass 
die Welt in den vergangenen Jahren versucht, zwei verschiedene, sich 


widersprechende politische Grundsaetze zu verfolgen, indem sie die Ent¬ 
wicklung eines internationalen finanziellen Systems zuliesse, welches 
die jaehrliche Zahlung grosser Summen von Schulden an Glaeubigerlaender 
mit sich bringt, gleichzeitig aber der freien Gueterbewegung Hinder¬ 
nisse in den Weg legt". 


Aehnlich hat sich der bekannte schwedische Mationaloekonom Prof. 
Gustav Cassel in einem am 19.11» 1931 im Stockholmer ”Svenka Dagbladet” 
erschienenen Artikel ausgedureckt: M Fs waere toericht, sich vorzustellen. 


dass andere Laender bereit sein sollten, deutsche Waren zu bezahlen, abei 
auf die Bezahlung ihrer eigenen Waren und Forderungen zu verzichten, nur 
um dadurch Frankreich die Moeglichkeit zum Frhalt der Tribute zu geben. 
Wenn Frankreich die angedeutete FntWicklung erzwingt, so muss es die 
Verantwortung fuer eine Vernichtung des Welthandels und der Weltwirt¬ 


schaft uebernehmen, die ueber alle Grenzen geht”. 

Diese beiden Beispiele koennten noch um viele vermehrt werden. Tat- 


saechlich kann heute ernstlich nicht bestritten werden, dass die im 


Versailler Vertrag getroffene Regelung der Reparationen und die Weigerung 
der Siegerstaaten von 1919* rechtzeitig in eine vernuenftige ?*euregelung 
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einzuwilligen, zu '-en schwersten Erschuetterangen der gesamten Welt¬ 
wirtschaft und vor a.llem der deutschen Volkswirtschaft gefuehrt hat. 

4 

Der ursaechliche Zusammenhang zwischen dem Friedensvertrag von Versaille 
der jede konstruktive Idee vermissen laesst und der tatsaechlich in 
Europa nicht nur keine Loesung der Probleme gebracht, sondern im Gegen¬ 
teil neue Schwierigkeiten aufgeworfen hat und dem wirtschaftlichen Zu¬ 
sammenbruch der Jahre 1930 bis 1932 mit seinem besonders nachteiligen 
Wirkungen fuer Deutschland kann nicht geleugnet werden. 

Y Wenn daher in den Reichstagswahlen vom 14. Septanber 1930 die 

Nationalsozialistische Partei einen grossen Wahlsieg errungen hat, und 
mit nicht weniger als 107 Abgeordneten in den neuen Reichstag eingezo¬ 
gen ist, dann ist das nicht zuletzt eine Folge der damaligen Wirtschafts- 
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krise, der grossen Arbeitslosigkeit und damit mittelbar auch der jeder 

wirtschaftlichen Vernunft widersprechenden Regelung derIReparationen s 

. W*r***~ ( 

durch den Versailler Vertragend der Weigerung der 5Jieg er Staaten, trotz 

# • s * 

eindringlichster Warnungen in eine Neuregelung einzuwilligen. Es ist 


zwar richtig, dass durch den Dawes - und durch den Joungplan die im 




Versailler Vertrag vorgesehenen Reparationsleistungen und die Art der 
Abwicklung abgeaendert wurden,'Es ist aber ebenso richtig,dass diese 
Aenderungen zu spaet erfolgten und von Deutschland weiterhin Leistungen 


in einem Umfang und unter Bedingungen verlangten, die unfehlbar zu einer 

wirtschaftlichen Katastrophe fuohren mussten und dann auch tatsaechlich 

S». -t, "Z-^ ^-c. — 
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gefuehrt haben. [ln diesem Zusammenhang ist auf folgendes hinzuweisen: 

Die Anklagevertretung hat umfangreiches Beweismaterial in Bezug auf 
den Aufstieg der NSDAP, bis zu ihrer Machtuebernahme vorgelegt. Ein Ver¬ 
gleich der Reichstagmandate in den Jahren 1930 bis 1932 mit den Arbeits¬ 
losenziffern der gleichen Zeit wuerde ergeben, dass die Entwicklung 
dieser Ziffern ungefaehr gleichlaufend war. Je trostloser die durch die 
Arbeitslosigkeit bedingten sozialen Erscheinungen wurden - im Jahre 1932 
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Als aas Deutsche Volk in Erfuellung des Friedensvertrages von Versailles 
abgeruestet hatte, konnte es mit Recht erwarten, dass auch die Sieger- 

*u~* 




maechte entsprechend ihrer/ im Vertrag uebernommenen Verpflichtung ab- 
ruesten wuerden. Dies ist' nicht geschehen und es kann keinem Zweifel 
unterliegen, dass die Verweigerung der Gleichberechtigung bezw. die Wei¬ 
gerung, nun auch selbst abzuruesten, mit einer der wesentlichsten Gruen- 
de fuer den Aufstieg des Nationalsozialismus in den Jahren 1931 und 1932 
darstellte. Und wenn ueberhaupt ein Argument Hitlers im Deutschen Volk 
einen Widerhall gefunden hat, dann war es das, dass man einem Volk wie 


(Y- dem Deutschen, einem Volk, das ueber eine Bevoelkerung von mehr als 75 


Millionen verfliegt und im Herzen Europas gelegen ist und eine kulturelle 
Vergangenheit wie wenig andere Voelker hat, auf die Dauer auch nach 
einem verlorenen Krieg die Gleichberechtigung nicht versagen kann* Es 
ist in diesem Saale schon einmal darauf hingewiesen worden, dass man 
ein Volk, das einen Luther, einen Kant, einen Goethe und einen Beethoven 
hervorgebracht hat, nicht auf unbeschraenkte Zeit als Volk minderen 
Ranges behandeln kann. Immer wieder konnte Hitler auf die Tatsache ver¬ 
weisen, dass die Staatsmaenner der Weimarer Republik kein Mittel unver- 
sucht Hessen, um auf friedliche Weise die Revision der untragbarsten 
Bestimmungen des Versailler Vertrages zu erreichen. Acht Jahre lang 
sind die Staatsmaenner des demokratischen Deutschlands, sind ein 
Stresemann und ein Bruening nach Genf gegangen, um die immer wieder ver¬ 
sprochene Gleichberechtigung Deutschlands endlich zu erreichen und 
immer wieder wurden sie mit leeren Haenden nach Hause geschickt. Die 


sich daraus ergebenden Gefahren konnten niemanden verborgen bleiben. 

In der Tat wurde die Welt sowohl durch deutsche Staatsniaenner als auch 
V .insbesondere durch einsichtige Politiker der ehemaligen Feinde Deutsch- 

^ ) . . V 

lands gewarnt. Alle diese Warnungen wurden in den Wind beschlagen.1 Un- ^ 

1—3 

ter diesen Umstaenden ist man fast versucht zu sagen: Die Welt hat den * 
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Nationalsozialismus gewollt und sie darf sieb, nunmehr nicht / 
wundern, wenn sie ihn auch beko»amen hat, J 

7 » ' • 
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/ 


,\jr -=7 t \\s endlich -in Jahre 1932 die Nationalsozialistische Partei mit 
/v ' 230 Reichst ■gsnandaten die 'weitaus staerkste Partei in Deutschland ge- 

* ' v 

worden war. konnte es nur noch cino Fra^e der Zep_t ,,ein, wann 

▼ 

Adolf Hitler und seine Partei mit der Uebernahme der Regierungsgewalt 
beauftragt wurde, Dies konnte auf die Dauer umso weniger verhindert 
worden, als die vorhergehenden Regierungen des Herrn von Papen und 
des Generals Schleicher in Reichstag -ueber keinerlei nennenswerte 
Gefolgschaft verfuegton und die Rogierungsgewalt ausschliesslich «mf 
den Notverordnungsweg dos Artikels L<ß der Weimarer Reichs Verfassung 

• # • I 

ausuebten, Als dann -dolf Hitler t atsaechlich an 30. Januar 1933 

von Raichspraesidenten von Hin enburg zum Reichskanzler ernannt 

und nit der Bildung einer neuen Regierung beauftragt wurde, ist das 

\ 

durchaus in Einklang nit den Bestimmungen der Reichs Verfassung geschehen, 
u.-vte- do^h die Nationalsozialistische Partei in Jahre 1932 bei den 
Feiehstr.gcwahlen Vfcehlerstinii'.ion in einen Umfang aui sich vereinigt. 


yi±o dies vorher seit den Bestehen des Deutschen reiches Keiner 

Partei gelungen war, denn der Fuehrir dieser staerksten Partei mit 

der Regierungsbildung beauftragt wurde, so war das insbesondere im 

Hinblick auf die damals in Deutschland bestehenden parlamentarischen 

Verhaeltnisse durchaus nichts Aussergewoehnliches und es kann nicht 

»■ 

der geringste Zweifel darueber oostehen, dass Hitler und seine Partei 

legal, d.h, verfassungsmaessig an die Llacit gekommen sind, Ricnoig i*t 

allerdings, dass sich im Laufe der folgenden Jahre di- staatsrechtliche 

# 

Struktur des Deutschen Reiches und insbesondere die Stellung Hitler- 


"eaendert hat, -es liegen aber keinerlei Anhaltspunkte dafu^r vor, 
dass auch diese Entwicklung nicht legal gewesen waero. Ich nehme 

I 

dabei, um IWiederholungen zu vermeiden, Bezug auf die Ausführungen des 
Zeugen Dr. Laimors, Ls kann dabei voellig dahingestellt 
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bleiben ob man diese Entwicklung zur absoluten Alleinborr-. • 

t 

, / 

schaft Hitlers erklaeren will mit der Bildung eines sogenannten 
Staatsgewohnheitsrecht oder ob man einer andere Theorie sich 


/ 






zurecht legt. Entscheidend scheint mir fuer den Kähmen dieses 
Prozesses vieiraehr zu sein, dass kein einziger Staat, mit dem 
Deutschland diplomatische Beziehungen unterhalten hat, und 

J 

zwar weder bei der 1 lachtuebernahme noch anlaesGlich der vor al¬ 
ler Welt offen sich vollziehenden Umgestaltung der staatsrecht¬ 
lichen Struktur irgendwelche Bedenken erhoben oder gar diplo¬ 
matische oder voelkerrechtliehe Konsequenzen daraus gezogen 
hat. Die diplomatische und voelkerrecEtliche Anerkennung des 
Nationalsozialistischen Staates hat weder bei der liachtuebernahme 
noch zu irgendeinem spaeteren Zeitpunkt in Frage gestanden. 

Nur ergaenzend sei in diesem Zusammenhang darauf hinge¬ 
wiesen, dass das Gesetz, das in der Folgezeit fuer das Verhaelt- 
nis zwischen Staatsbürger und Staat an bedeutungsvollsten 
werden sollte, noch von dem Eeichspraesidenten von Hindenburg 

m „ 

auf Grund des Art. 48 der Reichsverfassung erlassen wurde. Ich 

% 

meine die Verordnung des Eeichspraesidenten zum Schutz von Volle 




und Staat vom 28. Februar 1933 ( Reichsgesetzblatt Teil I Seite 83) 

f 

Im Par. 1 dieser Verordnung wurden die wesentlichsten Grundrechte 
der YTeinarer Verfassung ausser Kraft gesetzt und Beschraenkungen 
der persoenlichen Freiheit, das Recht der freien ^einungsaeus— 
serung, einschliesslich der* Pressefreiheit, des Vereins - und 

Versammlungsrechts, Eingriffe in das Brief-, Fost -, Telegraphen- 

0 

und Fernsprechgeheimnis. Anordnungen von Haussuchungen und von 




\ 

\ 






Beschlagnahmen, sowie Beschraenkungen des Eigentums auch ausser- 

• • 

halb der sonst hierfuer bestimmten gesetzlichen Grenzen fuer zu 

. 

laessig erklaert. An der itechtsgueltigkeit dieser 'Verordnung kann in 
formaler Hinsicht ebenso wenig ein Zweifel bestehen wie an irgendeinen 


anderen vom Reichstag, von der Reichsregierung, vom Hinisterrat 


/I </ - 




fuer die ReichsVerteidigung oder von Hitler selbst erlassenen sogenannten 
Verfassungs- oder Staatsgrundgesetz, - 


Meine Herren Richter! 

Icii habe bereits zu Beginn der Beweisaufnahme ausgefuehrt, dass der 
Angeklagte Rudolf Hess die Zustaendigkeit des Internationalen Militaer- 

% f 

Tribunals bestreitet, soweit andere Tatbestaende als echte Kriegsver¬ 
brechen den 'Te gen stand des Verfahrens bilden* Ich habe ferner im Namen 

• t 

des Angeklagten Hess erklnert, dass dieser die volle Verantwortung ueber- 
nimnrt fuer alle Gesetze und Verordnungen, die er j.n seiner Eigenschaft¬ 
als Stellvertreter des Fuehrers, als Reichsminister und als Mitglied 
des Minist errat'••s fuer die Reichsverteidigung unterschrieben hat. 

Ich habe daher davon abgesehen, Beweismittel in Bezug auf Anklagen vor¬ 
zulegen, die lediglich innere Angelegenheiten dos Deutschen Reiches als 
souveraenen Staat betreffen und in keinem Zusammenhang stehen mit dem 

von der Anklage behaupteten Verbrechen gegen den Frieden und von Verbre- 

• • 

oben gegen eie Gebraeuche des Krieges. Ich werde daher auch jetzt nur auf 
solche cGsetze ueo staatsrechtlichen und politischen Massnahmen eingehen, 
die in irgendeinem erkennbaren Zusammenhang stehen mit den eigentlichen 
Anklegepunkten und dem von der Anklage behaupteten gemeinsamen Plan 
oder Vcrschwoerung, 

Die Anklageschrift macht dem Angeklagten Rudolf Hess zum Vorwurf, 
die militaerische, w:irt schalt liehe und psychologische Vorbereitung auf 
den Krieg gefoerdort und an der politischen Planung und Vorbereitung von 
Angriffskriegen teilgenommen zu haben. Zum Beweis dieser Behauptung hat • 
die Anklage auf die Tatsache .hingewiesen, dass der Angeklagte Rudolf 
Hess das Gesetz fuer den Aufbau der Wehrmacht vom 16. Maerz 1935 in sei¬ 
ner Eigenscha ft als Reichsminister ohne G e schaeftsbereich mit unter¬ 
schrieben hat. Mit diesem Gesetz wurde die allgemeine Wehrpflicht in 



Deutschland wieder eingefuehrt und bestimmt, das^ sich das deutsche 
Friedensheer in 12 Korpskommandos und 36 Divisionen gliedern solle. 

Nicht minder wichtig als der Inhalt dieses Gesetzes scheint mir fuer 


das gegenwaertige Verfahren die Proklamation zu sein, die die Reichs¬ 
regierung an das Deutsche Volle im Zusammenhang mit der Verkuendung dieses 
Gesetzes gerichtet und den Gesetz in Reichsgesetzblatt vorangestellt hat* 

/ 

Ich nehme auf den Inhalt dieser Proklamation, die als Beweisstueck vor— 

* 

gelegt vmrde, Bezug. Diese Proklamation vom 16. Llaerz 1935 enthaelt 
nichts an wesentlichen Argumenten, was nicht vorher schon von deutschen 

demokratischen Regierungen in der Zeit der Weimarer Republik in dieser 

, * 1 t .... _ 

Fraae vorr/ebracht worden war^./Die Forderung nach militaerischer Gleich- 


( 


/ 


berechtigung vmrde von Deutschland bereits in Jahre 1924 erhoben und [y 
zwar anlaesslich der Verhandlungen ueber den bevorstehenden Eintritt 
Deutschlands in den Voelkerbund. Obwohl in Deutschland die Verbindung 
der Satzung des Voelkerbundes nit den Versailler Friedensvertrag- die 
Voellcerbundsatzung stellt bekanntlich einen Teil des Vertrages selbst 
dar - inner als eine unglueckliche Loesung enpfunden worden war, so hat 
auf der anderen Seite das Deutsche Volk den Gedanken eines Voelkerbun¬ 
des als einen derjenigen Punkte des Praesidenten v'ilson betrachtet, die 
an ersten geeignet erschienen, auch den Deutschen Volk den Jeg in eine 

bessere Zukunft mit zu bahnen helfen. In diesen Zusammenhang darf viel¬ 
leicht daran erinnertt werden, dass es der deutsche Philosoph Iunanuel 
Kant war, der zum ersten mal den Gedanken eines Voelkerbundes oeffent- 
lieh vertreten hat. Leider muss auch hier festga stellt werden, dass die 
von President Wilson in seiner grossen Rede vom 4# Juli 1918 in Bezug 

auf den zu errichtenden Voelkerbund gestellten Forderungen nicht er- 
fuellt wurden. Waehrend Wilson n ein wahrhaftes Tribunal der oeffent- 

i 

liehen Meinung, dem sich alle unterwerfen muessen und das alle Strei¬ 
tigkeiten , welche die interessierten Voelker nicht auf unmittelbarem 


>0 
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Wege beizulegen vernoegen, zu entscheiden haette" gefordert 
hatte, kau es infolge des -Riders tandes der alliierten ilaechte 

lediglich zur Gruendung einer MachtOrganisation der Sieger, 

Dies war unso bedauerlicher, als zun Beispiel auch in diesen 

Punkto die deutsche Friedensdelegation nicht nur eine voll- 

staendige•und allzeitige Abruestung und eine internationale 

Ordnung fuer die Kolonien, sondern auch die Errichtung 

eines aus Vertretern der staatlichen Parlamente zusammenge¬ 
setzten vTeltparlanents vorgeschlagen hatte* 

Als dann Deutschland in Jahre 1926 ebenfalls den Voelker- 

0 

bunc. 0eitrat, geschah dies in der Annahme, dass dies nur auf 
den Boden der Gleichberechtigung geschehen koenne. In der ersten 
amtlichen Kundgebung des Voelkerbundsrates an die deutsche 
Regierung von Dezember 1924 ist dies auch voellir kü 


dar zun aus- 


durck georacht:" Der Rae nimmt Kenntnis davon, dass die deutsche 

Regierung in Ansehung der Voraussetzungen unter denen Deutschland 

« • 

m einen VoeHeerbund einzutreten wucnscht, auf jede Absicht ver¬ 
ziertet, fuer Deutschland besondere Vergünstigungen zu verlangen 
ciass sie aber erwartet, dass dieser Eintritt sich auf den Fuss der G 
Gleichberechtigung vollzieht* Der Rat selbst stellt fest, dass die 
zehn befragten Regierungen, d.h. die Ratsmaochte, ueber diese 
Voraussetzungen voellig einip; sind, 11 

Seit dieser leit hat keine deutsche Regierung aufgehoert 
inner wieder die Forderung nach der deutschen Gleichberechti¬ 
gung zu erheben,Ich habe bereits ausgefuehrt und die ganze Jelt weiss 
es, dass diese Forderung nicht erfuellt wurde und dass dies der 
Grund war, der die deutsche Regierung veranlasst©, die Abrüstungs¬ 
konferenz am 14. Oktober 1933 zu verlassen und den Austritt Deutsch- 
lands aus dem Voelkerbuncl am gleichen Tag zu erklaeren. 


l 

* ’ 
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Mit Recht konnte daher die deutsche Regierung erklaeren^ 
da^ss die Abrüstungskonferenz nur gescheitert war infolge der 


Weigerung der Siegerstaaten von 1919* auch ihrerseits dem 

4 

Beispiel Deutschlands zu folgen und die allgemeine Abrue— 
stung durchzuiuehren# Unter diesen Umstaenden konnte nach 
dem endgueltigen Scheitern der allseitigen Abruestune die 


Herstellung der Gleichberechtigung Deutschlands nur mehr 


durch hiederaufruestung erfolgen. Wenn daher Deutschland 


am 16. Maerz 1935 die allgemeine Wehrpflicht ‘wieder einge- 


fuehrt hat^ so geschah dies zu einer Zeit und unter Bedin¬ 
gungen^ die es voellig ausscliliess en, von einem Verstoss 

% 

f 

gegen den Versailler Vortrag zu sprechen. Dann spaetectens 

durch clae endgueitige Weigerung der anderen Signatarmacchte und 

- .. 

insbesondere Frankreichs^ auch ihrerseits abzurucsten ^ 

hat aer feil des Versailler•Vertrages zu-bestehen aufge- 
* • 

hoert y der die Artikel uebor die Ab rucstung enthaelt. Be¬ 
kanntlich Deginnen cüe Auestungsbestimmungcn des Vortrages 

s 

mit einer Prauambol, die folgende masson lautet : 11 Um die 

Einleitung einer allgemeinen Ruestuagsbeschraenkung aller 

* 

Nationen zu ermoeglichen, verpflichtet sich Deutschland, 

I 

die folgenden Bestimmungen uebor Landheer, Seemacht und 

Luftfahrt genau zu beobachten« " Es ist keine Frage, dass 

es sich hier um eine echte Vereinbarung handelt, und dass 

Deutschland nicht nur einen politischen, sondern einen 

rechtlichen Anspruch erworben hat, mit kocht hat daher- Lord 

* 

Robert Cocil, Mitglied der britischen Delegation 

auf der Abruestungskonforenz bereits im Jahre 1924 orklaoit: 

11 Die Praeambel zu den Ruestungsbcstimmungen dos Versail¬ 
ler Vertrages ist ein feierliches Versprechen der Regierungen 
an die Demokratie aller Staaten, die die Friedensvertraege unte 
zeichnet haben, denn cs nicht gehalten wird^ so kann da 


tt. 
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durch die Friedens'vortraege errichtete System nicht dauerhaft gestaltet 

werden und selbst die Teilabruestung wird binnen kurzem zu bestehen 

aufhoeren ".( linde dos Zitats ) Äehnlich hat sich Paul Boncour am 8« Apri 

1927 in der dritten Tagung der vorbereitenden Abruestungskommission dos 

Voclkorbundos ausgesprochen. In der gleichen Richtung liegt die Rrklac- 

rung, die der Praesident der Abrüstungskonferenz Henderson am 20. Januar 

1931 abgegeben hat und in der er unter anderem ausfuehrte* " Wir rauessen 

* 

unsere Parlamente und Voelker ueberzeugen, dass alle ütgliedor des Voel- 

lcerbundes zu dieser Politik der allgemeinen Abrucstung durch feierliche 

• % 

Verpflichtungen gezwungen werden, die uns das internationale Recht eben- 

so wie die nationale Shro auferlogen« Soll ich im Rat daran erinnern, 

♦ 

dass der Artikel 8 der Satzung, die Praeambel des Tolles V dos Versailler 
Vertrages, die Schlussakte der Konferenz von Locarno und jeder der seit 
1920 von der Versammlung angenommene Boschluessc darlegen, dass .alle 
Bundesirdtglieder auf diesem Gebiet die gleiche Verantwortung trifft ? 

Alle haben wir Verpflichtungen auf uns genommen und wenn wir sie nicht 

0 

erfuollen, wird man unsere friedlichen Absichten in Zweifel ziehen koen— 


nen" e ( Endo des Zitats ), Viele solcher Aousserungen vcr antwortlicher 

0 

Staat smaennor koennten noch zitiert werden^ wenn auch nur der goringstc 

0 

Zweifel darueber bestehen sollte^ dass die Signatannaechte dos Versailler 

* 

Vertrages, die sich aus dem Vertrag ergebenden Verpflichtungen in Bezug 

* v 

% 

auf die Abrucstung nicht erfuellf haben, Es ist das nicht notwendig«Die 

0 

Welt weissj dass diese Verpflichtung nicht crfuellt wurde und dass damit 

0 

die deutsche Regierung das Recht erhielt, nun ihrerseits die volle Sou- 
voraenitaet dos Deutschen Reiches auf diesem Gebiet wieder hcrzustollcn. 
Die Wiedercinfuohrung der allgemeinen Wehrpflicht durch das Gesetz 
vom 16. Maers 1935 wird in der Anklageschrift offenbar nicht als selb¬ 
st aendigo strafbare Handlung betrachtet, sondern nur als Teil des von 
der Anklage behaupteten gemeinsamen Planes, der darauf abgeziclt haben 






soll, Verbrechen gegen den Frieden, gegen das Kriegsrecht und gegen die 

* 

Humanitaet zu begehen* Ob ueberhaupt jemals ein derartiger Plan bestanden 
✓ 

hat, ob und in welchem Umfang der Angeklagte Rudolf HESS daran beteiligt 

war und welche Rolle die Wiedereinfuehrung der allgemeinen ^ehrofücht 

in diesem Plan in objektiver und in subjektiver Beziehung gespielt haben, 

• * 

werdo ich speeter eingehend darlegen« 

Im Rahmen des gemeinsamen Planes, einen Angriffskrieg geplant und 

0 

vorbereitet zu haben, wird der Angeklagte HESS auch persoenlich beschul¬ 
digt, die Auslandsorganisation der NSDAP«, den Volksbund fuer das 

• ^ 

Deutschtum im Ausland, den Bund Deutscher Osten, den Deutsch-Amerika- 
nischen Bund und das Deutsche Auslandsinstitut in seiner Eigenschaft 

als Stellvertreter des Fuohrers eingesetzt zu haben. Die von der Anklage- 

* \ 

Vertretung in diesem Zusanrnienhang voremlegtcn Dokumente vermoegen nicht 

0 

den Nachweis erbringen, dass der Angeklagte HESS selbst diesen Orga- 

0 

nisationen Weisungen oder Befehle erteilt haette, die sie zu einer Tae- 

tigkeit aehnlich der einer 5» Kolonne haetten veranlassen koennen# Die 
• < 

Vernehmung der Zeugen Bohle, Stroehlin und Alfred Hess hat im Gegenteil 
0 

ergeben, dass gerade der Angeklagte Hess diesen Organisationen und Lei- 

0 

tern auf das Strengste untersagt hat, sich in den inneren Angelegenheiten 

0 

der anderen ütaaten zu mischen# Dafuer, dass die genannten Organisa¬ 
tionen tntsaechlich eine faetigkeit entwickelt haotten, die darauf ge- 

✓ o 

0 

richtet T'/aere, die fremden Star.tsgebilde von innen heraus zu unterhoohlen 
konnte vollends von der Anklage kein Nachweis erbracht worden. Unter 
diesen Umstaonden eruobrigt sich, nachcr auf die Taeligkeit der ge- 

0 

nannten Or*g. : .nieationon und Einrichtungen einzugehen, insbesondere nach¬ 
dem auch keinerlei Anhaltspunkt dafuer vorlicgt, dass zwischen den Auf— • 
gaben und Funktionen dieser Organisationen und den Ereignissen, die dann 
im Jahre 1939 zum Kriegsausbruch fuchrton, irgendein ursaochlichor Zu¬ 


sammenhang besteht» 




Mit mehreren von der Anklagevertretung vorgelegten Beweisstuecken 

< . 

wurde ferner der Nachweis au fuehren versucht, dass der Angeklagte Ru- 
dolf Hess auch an der Besetzung Oesterreichs am 12. Maerz 193Ö massge- 
bend beteiligt gewesen sei. Ich beabsichtige nicht, im einzelnen auf ,• 


die Geschichte des Anschlusses einzugehen und die Tatsachen rechtlich 
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wuerdigen, die im Jahre 1938 tatsaechlich zum Anschluss Oesterreichs 

i^njiur 3 l 


\ 


an das Deutsche Reich gefuehrt haben. Eines muss aber hier doch festge- 
stellt werden: Das Selbstbestimmungsrecht der Voelker hat unter den 14 
Punkten des Praesidenten Wilsons einen hervorragenden Platz eingenommen, 

Tatsaechlich ist aber keine Forderung des amerikanischen Praesidenten 

/ 

/ * „ 

in den Vertraegen von Versailles und St. Gormain so wenig verwirklicht 

• • 

« t • 

V . * • 

worden als gerade dieses Selbstbestimmüngsrecht. Dem Gericht wurde be- 

* * ” 1 

reits der Beschluss der provisorischen oösterreichischen Nationalver- 
Sammlung vom 12. November 191Ö als Beweismittel vorgelegt. In diesem 
neuen Grundgesetz wurde unter anderem bestimmt: -"Deutsch-Oesterreich 
ist eine demokratische Republik. Alle oeff ent liehen Gewalten werden'' 

vom Volk eingesetzt. Deutsch-Ocsterreich ist ein Bestandteil der deut- 

/ 

• % 

sehen Republik". (Fnde des Zitats). Nicht weniger eindeutig sind die 
Erklaerungen, die der damalige sozial-demokrati sche, Bundeskanzler Dr. 

9 

* 

Karl Renner als Begründung zu diesem Verfassungsgesetz gegeben hat, in- 

* H ' ' ♦ 

dem er unter anderem ausfuehrt: n Unser grosses Volk ist in Not und Un- 
glueck, das Volk, dessen Stolz es immer war, das Volk der Dichter und 

„Denker zu heissen, unser deutsches Volk des Humanismus, uns^r deutsches 

# • 

Volk der Voelkerliebe ist im Unglueck tief gebeugt! Aber grade in dieser 
Stunde, wo es so leicht und bequem und vielleicht auch so verfuehrerisch 
w:\ere, seine Rechnung abgesondert zu stellen und vielleicht von der List 
der Feinde Vorteile zu erhaschen, in dieser Stunde soll unser Volk in 
allen Trauen wissen: wir sind ein Stamm und eine Schicksalsgemeinschafti n 
(Fnde des Mtats). Entgegen dem klaren Willen der ueberwaeltigenden 


's!) 




Mehrheit der oesterreichischen Bevoelkerung wurde von den Entente-Maech- 
ten der Zusammenschluss der beiden deutschen Staaten verboten. Eine von 
der oesterreichischen Nationalversammlung am 1. Oktober 1920 beschlossene 


Volksabstimmung ueber den Anschluss wurde von den Siegermaechten unter 

Androhung einer Hungerblockade verhindert. Die trotzdem von einigen 

% • 

Landesregierungen selbstaendig öurchgefuehrten Abstimmungen brachten eine 
ueberwaeltigende Mehrheit fuer den Anschluss, Und es ist in der Tat die 
Situation nicht besser zu kennzeichnen als es Staatssekretär Lansin* 

s 

in seinem im Jahre 1921 erschienen Buch n !he Peace - Negotiations n ge- 

tan hat: "Eine klarere Verleugnung des angeblichen Selbstbestimmungsrech- 

< 

tes ist kaum zu denken als dieses Verbot des fast von einmuetigen Wunsche 

» • 

aes deutsch-oesterreichi,sehen Volkes getragenen Anschlusses an Deutsch¬ 


land ,r . (i ? nc 1 e des Zitats). Diesen Wunsch des oesterreichischen Vol 


Kes 


mch Anschluss an das Deutsche Reich hat nicht nur unmittelbar nach dem 
1. Weltkrieg bestanden, sondern er war auch in der Folgezeit lebendig, 

Es mag voellift dahingestellt bleiben, welche Gruende im einzelnen dafuer 
immer massgebend gewesen sein moegen und welche Gruende im--Laufe der 

Zeit vorherrschend gewesen sind. Sicher ist, dass dieser Wunsch bestan- 

\ 

den hat und dass die Verwirklichung des Anschlusses nur gescheitert Ist 
an dem Widerstand entweder der Sntentemaechte oder an dem andere Knechte, 
uie glaubten, hier irgendwelche angebliche Interessen verteidigen zu 
muessen. In diesem Zusammenhang mag an eine Frklaerung des Bundeskanz- 


von 


lers Dr. Renner vorn 12. November 1928 erinnert werden, die ebenfalls 
der Verteidigung bereits vorgelegt wurde und in der es unter anderem 
heisst: "Heute 10 Jahre nach dem 10, November 1918 und immerdar halten 
wir in Tr^ue an diesem Beschluss fest und bekraeftigen ihn durch unsere 
Unterschrift ... Der Friede von St. Germain hat das Selbstbestimmung- 
recht der Deutschen in Oesterreich vernichtet ... Lasst Oesterreichs 
Buerger frei abstimmen und sie werden mit 99 von hundert Stimmen die 
Wiedervereinigung mit Deutschland beschliessen ... "'(Ende des Zitats). 
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Und in der Tat: Als am 12. Ifeerz 1933 die deutschen Truppen in Oester- 

m 

reich einzogen. *kunen sie nicht als .Eroberer, sondern sie wurden unter 
dem Jubel der Bovoelkerung in einen einzigen Triunphsug empfangen.// / 

V T as nun den int eil des An; ekla/rten Rudolf HESS und der Partei an i/. 

der Durch.fuehrung des Anschlusses aniangt, so hat auch hier die Beweis¬ 
aufnahme ergeben, dass der Anschluss Oesterreichs ein Ereignis war, das 
mit dor nationalsozialistischen Partei im Reich als solcher so gut wie 

nichts zu tun hatte. £s f?enuegt. in diesem Suaamenhang auf die Bekun- 

« 

düngen der .Angeklagten Coering und Seyss-Inquart im Zeugenstand hinzuwei- 


en, aus denen sich ergibt, dass die Frage des Anschlusses ausschlies 


5 *- 


lieh vom Reich, also von der Staatsgewalt und nicht von der Partei ge- 

/ **— 

w 

loest worden ist. Falls daruebur noch irgendwelche Zweifel bestanden ha— 

* 

ben sollten, so werden diese beseitigt, durch das von der Anklage vorge¬ 


legte Dokument U-SA-ol ( PS-Ö12). xs handelt sich hier um den Brief de 


s 


Gauleiters von Salzburg Cr. Friedrich Rainer, den dieser an Ö. Juli 1939 

\ 

an den Roichskoromis sar Gcu'.l oiter Josef Buerckel geschrieben hat und worin 

er unter anderem ausfuohrt:* M ### Bald nach der iviachtergreifung in der 

Ostmark flogen Klaussnor, Globocnik und ich nach Berlin, um dem Ste'llver- 

0 

troter des Puehrers, Pg. Rudolf HESS, einen Bericht ueber die Vor gaenge 

* . • 

✓ 

die -zur kncixtorgreifung gefuehrt haben, abzustatten ... M Ende des Zitats. 

Ein Bericht vraere selbstvcrstaeiKllich nicht notwendig gewesen, wenn der 

Stellvertreter des Fuehrers und die Partei selbst unmittelbar bei der Loe— 

sung der Anschlussfrage massgebend beteiligt gewesen waeren. Ich ferwaehne 

-dies nicht etwa, um Rechtfortigungs- oder Entschuldigungsgrund zugunsten 

* 

des Angeklagten Paidolf KESS anzufuehren. Die Feststellung geschieht viel- 
mehr ausschliosslieh im Interesse der historischen Jahrheit. 

4,0- i Das vom President Wilson proklamierte Selbstbestinnungsrecht der 




Voelker wurde nicht weniger verletzt bei der Gruendung des tschechoslo- 

if* 


wakischen 3ta vtes 


3 1/2 Millionen Sudetendeutsche wurden mit 8 l/2 



Millionen Tschechen und Slowaken in einem Staat zusammengefasst, ohne 

I 

dass ihnen ein massgeblicher Finfluss auf den Staat eingeraeumt worden . 

\ ' 

waere. Alle Bemuehungen dieser Volksgruppe, im Rahmen des tschechoslo¬ 
wakischen Staatsverbandes die Autonomie bewilligt zu erhalten, blieben 
erfolglos. Als die Anschlussfrage hinsichtlich Oesterreichs geloest war,, 
konnte es nicht ausbleiben, dass auch die kuenftige Stellung der Sude- 
tendeutsehen, bei denen es sich immerhin um 3 g Millionen Menschen han¬ 
delt und deren Zugehoerigkeit zum deutschen Volkstum ausser jedem Zweifel 

✓ 

. • 

steht, einer Pruefung unterzogen wurde. Ich habe nun nicht die Absicht, 
im einzelnen zu allen Fragen des Anschlusses des Sudetenlandes an das 
Reich in tatsaechlicher und rechtlicher Hinsicht Stellung zu nehmen. Im . 
Hinblick darauf, dass die Anklagevertretung in dem von ihr dem Gericht 
vorgelegten Trial-Brief gegen den Angeklagten Hess auf die sudetendeut¬ 
sche Frage eingegangen ist und auch einige Dokumente .als Beweisstuecke 
vorgelegt hat, erscheint es doch notwendig, kurz dazu Stellung zu nehmen, 
In dem Dokument 3258-PS (GB-262) - es handelt sich um eine Rede des Stell¬ 
vertreters des Fuehrers auf der Tagung der AuslandsOrganisation der NSDAP, 
am 28. August 1938 - nimmt dieser lediglich in allgemeinen Ausfuehrungen 
zu der eudetendeutsehen Frage Stellung und zwar unter Betonung des Na- 
tionalitaetenprinzips und des Selbstbestimmungsrechts der Voelker. Auch 
die uebrigen von der Anklage vorgelegten Dokumente (USÄ-126, USA-26) 
lassen nichts erkennen, was auf eine entscheidende Beteiligung des An¬ 
geklagten Rudolf Hess bei der Loesung der sudetendeutschen Frage schlies- 
sen lassen koennte. Fs kann aber auch das Ausmass dieser Beteiligung 
voellig dahingestellt bleiben, da der Anschluss des Sudetenlandes an das 
Reich fuer.sich allein keinesfalls den Tatbestand einer nach internatio¬ 
nalem Recht strafbaren Handlung erfuellen kann. Wurde doch der Anschluss 
des Suc’.etengaues nicht vollzogen auf Grund einer einseitigen Handlung 

• 4 

Doutschlcinds oder euf Grund eines vielleicht anfecht baren Vertrages 







HESS 


zwischen dem Deutschen Reich und der tschechoslowakischen Re¬ 
publik* D or Anschluss erfolgte vielmehr.auf Grund eines Ab-' 


komme ns, das am 29, September 1938 ln Kuenchon zwischen 
Deutschland, dem. Vereinigten Kocnigrcich von Grossbritannien, 
Frankreich und. Italien geschlossen worden war, In diesem Ab¬ 
kommen wurden genaue und ins Einzelne gehende Vereinbarungen 
uobor die ^aoumung des abzutretenden Gebietes und die ctappen 
weise Besetzung durch dcutscho truppen getroffen* Die endguol 
tige Festlegung der Grenzen ist durch einen internationalen 
Ausschuss vorgenommen worden* Ohne auf weitere Einzelheiten 

f 

dos Abkommens ein,gehen zu wollen kann doch soviel mit Sicher¬ 
heit gesagt worden, dass es sich hier um einen '^ertrag han¬ 
delt, der auf Grund freier Willcnsuoboreinstimmung zustande- 
gekommen war und von dom alle beteiligten die Erwartung heg¬ 
ten, dass er die Grundlage oder doch wenigstens eine wesent¬ 
liche Voraussetzung fuor eine Verbesserung der Internationa- 

T**» 

len Beziehungen in Europa abgebon koennto* — 

tch komme nun zu einem anderen Gegenstand der Anklage* 
Sowohl im Rahmen clor tank läge als auch in der von der An 

klagovertretung gogon don Angeklagten Rudolf Ross erhobenen 
porsoonlichon Anklage wird dieser beschuldigt, am Ausbruch 
dos Krieges mitbeteiligt und dafuciw verantwortlich zu sein* 

In der X ~ J - 1 


at hat der Angeklagte Rudolf HESS in mehreren Reden 


zu der Frage des polnischen Korridors und zu dem Problem des 
Freistaates Danzig Stellung genommen* Aber hier ist doch fol¬ 
gendes vorauszuschickenc Durch die Schaffung des polnischen 
Korridors wurde nicht nur das Selbstbestimmungsrecht der 
Voolker vorletzt - ist doch auf diese h’eise mehr als eine 
Million Deutscher ' 
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unter polnischer Herrschaft gekommen - sondern es 'wurde darueber hinaus 


durch die Aufteilung des Staatsgebietes des Deussehen reiches in zwei 

voolliß voneinander getrennte Territorien ein Zustand geseneüj-un, ner 

nicht nur jeder Wirtschaft.liehen Vernunft widerspricht , sondern darueber 

hinaus vor. ersten Tage an die Urs.-.che fuor dauernde Reibungen und ^wischen- 

faclle vrer-den misste, Tatsaechlich ist vom Tag aer Unterzeichnung 

des Versailler Friodensvortr \ges an die Forderung nach einer Revision 

✓ 

dos Vertrages, gerade in der Pr-ge dos polnischen Korridors zu Keiner 

« 

Stunde verstummt. Es hat in Deutschl-nd keine Partei und keine Regierung 

f 

;*e;fc,*ben *'lio nicht clio I'Iotwrondimkuit einer rU/vision des Vertrags vor 

'•J* V.V / * 

allen, in diesem Punkt verkannt und verlangt haette.(vUnd in der ixt kann 
num sich keine Regelung denken, die unvernünftiger waere, als die, wie 
in Versailler Vertrag die Frv,:e eines polnischen Zuganges zur Ostsee ge- 
loest wurde JSö kenn keinem Zweifel unterlieg, dass, wenn schon ueber- 
i-.auat Polen unt~r allen Unstaenden einen selbststaondigen Zugang zur Ost- 
oee haben sollt j, dieses Problem vernünftiger haette geloest werden koen- 


nen, als durch die Schaffung des sogenannten Korridors und die daaurch 

bedingte Aufteilung des Deutschen Reiches in zwei voollig voneinander 
• % 

getrennte Gebiete. 

Aehnliehes gilt hinsichtlich des völkerrechtlichen und staatsrecht- 
;hon Status des Freistaates Danzig, Es ist nicht notwendig, hier naeher 


lic 


auf die Tatsachen einsugohen, die :ui L .uie aer z,eit. za inni'-r groe^oeren^ 
Schwiei iriceiten .-efuehrt haben und am Ende einen Zustand herbeixuenrten, 
der eine Aenderung der voelkerrechtliehen und staatsrochtlicnen otexlung 

dieser rein deutschen Stadt notv/eadig macht öi. 

Ebenso wenig ist es notwendig, im einzelnen auf das durch den pol¬ 
nischen Korridor und die Schaffung eines Freistaats Danzig aufgeworfene 
iSLnderheitenproblem naeher einzugehen,, Tausache iso, nass in Laufe von 
zwei «Jahrzehnten nicht weniger als etwa 1 Million Deutscher gezwungen 
wurden , ihr Siedlungsgebiet zu verlassen und zwar unter Unstaenden, die 


- 27 - 





(JL 


nicht ohne Rückwirkung auf die allgemein politischen Beziehungen zwi¬ 
schen dem Deutschen deich und der Republik Polen bleiben konnten, j!ä ist 
auch nicht so, als ob erst seit dem Machtantritt Adolf Hitlers die hier 

aufgeworfenen Probleme oeffentlieh behandelt worden waere*jso hat z.B. 

\ 

nlaesslich einer Aussprache in britischen Oberhaus an 15. Juni 1932 Lore. 
Woei- B u x t o n ebenfalls auf die Tatsache hingewiesen, dass bereits 
zu diesen Zeitpunkt nicht weniger als 1 Million Deutsche aus dem Korri¬ 
dor und aus Posen seit der Annexion abgewandert war, weil sie die Be- 
dingungen dort unertraeglich fanden, In dieser ,ius spreche erklärte Lord 
Nool-Buxton .aber auch noch folgendes: " Lord D»Abernon hat kuerzlich 
iiie Lave in Danzir; beschrieben und von dem Korridor als dem pulvuii.io.gc.zip 
Europas gesprochen. Ich selbst habe in Danzig die Schwierigkeiten kennen, 
gelernt, die jeden Au.enblick zu einem gef .-.ehrlichen Zwischenfall fueh- 
ron koonnen .... Die Verschaerxung der Lage, die zu dieser gefaehrliehen 
Situation fuehrt, entspringt in der Hauptsache aus der Behandlung der 
deutschen Bevoelkerung auf polnischem Territorium und die verderblichen 
Folgen all dieser umstaendo haben sogar ihre Lockwirkung auf die Ab¬ 
rüstungskonferenz, weil sie die Grundlage fuer die.Befriedung der 

Bevoelkerung in Gefahr bringt,' 1 ( Ende des Zitate ), 

Die durch die 'Schaffung des polnischen Korridors und die Los- 

t 

, . • i „ o+ - ,-i+ ronn-Hf v?f.-i rh her vor gerufenen Gefahren 

trennunf- der deutschen Stadt Danzig v w j.iexcu 

konnten zu keiner Seit uobersehen werden und es muss ausdrücklich fest 
gestellt werden, dass bereits die deutsche Friedensdelegation in ihren 
Bemerkungen zu den Friedensbedingungen vom 29. -Maerz 1919 darauf hingewi 
sen hat. Nach einem Hinweis darauf' dass die Artikel 27 und 28 des Ver¬ 
sailler Vertrages vorgesehene Regelung der territorialen Fragen in Osten 
rein deutsche Staedte und Landstriche unter polnische Herrschaft bringt 
un d damit im V/ider spruch steht zu dem Wilson'sehen Grundsatz des Selbst 

r 

bestimmungsrechts der Voelker, wird darin unter- anderem woertlich auf- 
gefuehrt: 


t'T' 


\ 




i 
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oder 


" Eine solche Regelung wuerde ausserdem den .Wilson »sehen Grundsaetzen 

widersprechen, dass bei Ordnung der nationalen Fragen vermieden werden 

soll, neue Elemente des Zwistes und der Gegnerschaft zu schaffen 

alte derartige Elemente zu verewigen, die wahrscheinlich mit der Zeit 

den Frieden -Europas und somit der Welt stoeren wuerden ,,, n ’( Ende des 
Zitats), 

Nicht weniger klar waren die Bemerkungen der deutschen Friedensdele- 
gation zur Frage der Abtrennung aer Stadt Danzig vom Reichsgebiet. 


• • 

Nach einem Hinweis- darauf, dass .lie Freigabe der rein deutschen Stadt 
Danzig und ihrer ebenfalls reinciso.tschen Umgebung in schroffstem Gegensatz 
zu allen in den Erklaerungon des Praesidenten {filson gegebenen Zusicherung 
gen steht, wird der deutschen Fr:'edonsdelegation unter anderem fest¬ 
gestellt: l! Der Versuch Danzig zu einer freien Stadt zu machen, sein 
Verkehrswesen und die Vertretung seiner Rechte nach aussen dem polni- 
schen Staat auszuliefern.i wuerde zu heftigem »Widerstand und zu einem 
dauernden iegszusLand im Osten tiiohreh f Daboi sind di6; wirtschaft— 

liehen i-iassnalimen so getroffen^ c$xss fuer Danzig jeder Verkehr mit 
Deutscnland aufs aeussersto erschwert wird — offenbar zu den Zweck 
dieses rein deutsche Gebiet in Laufe der Zeit durch wirtschaftlichen Druck 
zu. polonisieren. Die deutsche Regierung muss, 'darum die beabsichtigte na— 
tionale Veigewaltigung Danzigs ablehnen und die Forderung erheben^ Dan¬ 
zig und Umgebung beim Deutschen Reich zu belassen ... » 


/ 


VTie alle uebrigen Verschlacke der deutschen Friodensdolegation ver¬ 


fielen auch diese der Ablehnung. Was bereits im Jahre 1919 befuerchtet 

• * 

und vorausgesagt worden war^ ist dann auch tatsaechlich eingetreten. 

Und wonn oarueber noch irgendein Zweifel bestehen sollte^ dann koennen 
diese leicht widerlegt werden durch den Inhal der Akten des Voelker— 
bundesj soweit dieser sich mit devo Fragen des Minderheitenschutzes befas¬ 
sen musste und durch die Akten dos staendigen Internationalen ^ 

Li <?fes t/e* s sc <<j ; ls, ^£1 Ci er 0 c<o h ^ ^ / 
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und die Abtrennung Danzigs vom Reich aufgeworfenen Problemen zu befassen 


hatte. 




b 


Unter diesen Ums tuenden konnte es niemanden ueberraschen, wenn 


fr 

h. 

r h 


nach der Kachtuebernahme durch Adolf Hitler und seine Partei, die durch 
den polnischen Korridor und die Abtrennung Danzigs vom Reich aufgewor¬ 
fenen Fragen neuerdings einer Pruef'ing unterzogen wurden. Dies konnte 
umso weniger ausbleiben, als auch nach Abschluss des deutsch-polnischen 
Vertrages im Jahr 1934 die Bestrebungen Polens keineswegs aufhoerten, 
in immer hoehoerem Masse das deutsche Element auszuschalten. . 

Ich beabsichtige nicht, naeher auf die Verhandlungen einzugehen, 
die vom Deutschen Reich mit der Polnischen Republik gefuehrt wurden 
und die zum Ziele hatten unter Berücksichtigung'der berechtigten 
Interessen Polens einen modus vivendi zu finden. Immerhin erscheint es 
mir wesentlich folgende Tatsachen festzuhalten^j Zum ersten Mal hat der 
Reichsminister des Auswaertigen am 24t Oktober 1938 in einer Unterre¬ 
dung mit dem polnischen Botschafter die durch den Korridor und die Ab¬ 
trennung der Stadt Danzig aufgeworfenen Fragen behandelt und eine Loe- 
sung vorgeschlagen, die auf folgender Grundlage aufgebaut sein sollte: 


1. Der Freistaat Danzig kehrt zum Deut sch en Reich zurueck. 

2. Durch den Korridor wuerde eine exterritoriale, Deutschland ge- 
hoerige Reichsautobahn und eine ebenso exterritoriale mehrglei¬ 
sige Eisenbahn gelegt. 

3# Polen erhaelt im Danziger Gebiet ebenfalls eine exterritoriale 
Strasse oder Autobahn und Eisenbhan und einen Freihafen. / 

4t Polen erhaelt eine Absatzgarantie fUer seine Waren im Danziger 
Gebiet. 

5. Die beiden Nationen anerkennen ihre gemeinsamen Grenzen (Garan¬ 
tie) oder die beiderseitigen Territorien, 

P £ ^ c/eo -f- foo L bi tsefa € 
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Die Antwort der polnischen Regierung auf diesen Vorschlag wurde 
von der Anklagevertretung dem Tribunal selbst vorgelegt. Es handelt sich 

um das Dokument TC-73 Nr.45, in welchem die Stellungnahme des polnischen 

0 * 

Aussenministers Beck vom 31. Oktober 193& und sein Auftrag an den pol¬ 
nischen Botschafter Lipski in Berlin enthalten ist. In diesem Dokument 

wird der deutsche Vorschlag rundweg abgelehnt und zwar unter Hinweis 

% 

darauf (Zit°t), "dass irgendein Versuch der Eingliederung der freien 
Stadt Danzig in das Reich unvermeidlich zu einem Konflikt fuehren werde 

und zwar wuerden sich nicht nur oertliche Schwierigkeiten ergeben, son- 

# 

dern alle Noeglichkeiten einer polnisch-deutschen Verstaendigung in al¬ 
len ihren Formen wuerden damit unterbunden". (Ende des Zitats). 

Dieser Standpunkt wurde dann auch tatsaechlich vom polnischen Bot¬ 
schafter in einer neuerlichen Unterredung zwischen ihm und dem Reichs- 
minister des Auswaertigen am 19.November 1938 vertreten. Auf die Fra.ze, 
wie sich die polnische Regierung zu dem deutschen Vorschlag einer ex¬ 
territorialen Reichsnutebahn und einer exterritorialen Eisenbahn durch 
den Korridor steile, erklaerte der polnische Botschafter, dass er dazu 
offiziell nicht Stellung nehmen koenne. 

I 

Man wird nicht bestreiten koennen, dass der von Deutschland gemachte 
Vorschlag sehr zurueckhaltend ist und dass in ihm nichts enthalten ist, 
was mit der Ehre Polens und den lebenswichtigen Interessen dieses Staates 
nicht in Uebereinstimmung haette gebracht werden koennen. Dies wird man 
um so mehr zugeben muessen, als die Schaffung des Korridors und die Ab¬ 
trennung Ostpreussens vom Reich fern ganzen deutschen Volk tatsaechlich 
als die schwerste von allen durch den Versailler Vertrag bedingt 


en 


territorialen Belastun ;en empfunden wurde. Wenn trotzdem die polnische 


30 


HESS 


Ra 


egicrung dioson Vorschlag abgolohnt hat und zwar mit einer 
Bogrucndung, die fuer weitere Verhandlungen kaum mehr irgend¬ 
eine Aussicht auf eine L 0 esung uebrig lioss, so musste schon 
damals daraus der Schluss gezogen worden, dass es auf Seiten 
Bolens ueborhaupt an einem echten Verstaondigungswillon fohl¬ 
te, der auch die berechtigten Belange dos deutschen Kolchos 
bcruocksicntigto, dieser Eindruck wurde bestaetigt bei den 
Verhandlungen, die anlaossxich des Besuches dos polnischen 


Aussonministors Bock in Berlin am 5, Januar 1939 und dom G c „ 
genbesuch des Boichsaussonministefs in Warschau am 21 0 Januar 
1939 gefuehrt wurden. '*cnn trotz dieser ablehnenden polnischen 
Haltung in einer weiteren Unterredung zwischen dem polnischen 
Botschafter und dom Reichsminister des Auswaortigon vom 21, 
Maerz 1939 der letztere den am 24« Oktober 1933 gemachten Vor- 


scnlag wiederholte, so muss daraus der Schluss ge 


ozogon werden 


da; 


ss die deutsche Regierung tatsaochlich von dom willen be¬ 
seelt war, aio durch acn Korridor und die Abtrennung der Stadt 

Bannig a\xf geworfenen Prägen auf dem Vq rhandlungs we g zu loesen, 

✓ 

kann also ems blich nicht bostritten worden^ dass die deut¬ 
sche Regierung versucht hat , auf dem Verhandlungswege die Fra- 
gen Banzig und polnischer Korridor zu loesen und dass es in 
dieser Dichtung sehr massvolle Vorschlaogo gemacht hat» 


D 


io Antwort auf die deutschen Vorschlaoge vom 21. Maorz 


19o9 war eine Toilmobilmachung der polnischen Strcitkraefte«. 

»* r 

J-, ° Kann da/i^ngestellt bleiben> in welchem Zusammenhang die von 
der polnischen Regierung ungeordnete Teilmobilmachung mit dom 
britischen ^onsultationsVorschlag vom 21. M aerz 1939 steht 
und ob die britische Regierung anlaosslich der ü eberreichung 
diesoo Konsul bac Ions verschlages in 'Warschau die dann am 


n. 





31o ^aorz erfolgte ^aranticcrklacrung bereits zugesagt 

oder ln *mssicht gestellt hat 0 Auf keinen Pall kann zwei- 

• * 

fclhaft sein, dass die au. dn vom britischen ?romic minister 

Chamberlain in einer Erklaorung im u ntorhru s vom l0 o Juli 

% 

1939 zugogobenon Toilmobilmachung der polnischen Wehr¬ 
macht alles andere als geeignet war, gucnstigo Voraus-" 

% ♦ 

4 

Setzungen fuor woitero Verhandlungen zu schaffen-, In der 
T at beinhaltete das am 26 a Macrz 1939 vom polnischen B 0 t- 
senen tor hipski uoborgobono Memorandum der polnischen Re¬ 
gierung eine vcolligo Ablehnung des deutschen Vorschla- 

t 
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nicht in Erwaegung gezogen werden koenne. In der an die Uebergabe d 
Memorandums sich-anschliessenden Unterredung zwischen dem Reichsa 


es 


ussen- 


minister und dem polnischen Botschafter erlclaerte der letztere ganz 

offen, er habe die unangenehme Pflicht darauf hinzuweisen, dass jegliche 

weitere Verfolgung der deutschen Plaene, insbesondere soweit sie eine 

Rueckkehr Danzigs zum Reich betraefen, den Krieg mit Polen bedeuten 
wuerde. 

Wenn ich ausgefuehrt habe, dass der Zusammenhang zwischen der pol- 

4 

nischen Teilmobilmachung vom 23 . Maerz 1939 und der in dem polnischen 
Memorandum vom 2o. Maerz 1939 enthaltenen voeiligen Ablehnung des 
deutschen Vorschlages auf der einen Seite mit der in Aussicht gestellten 

9 

britischen Garantieerklaerung vom 31. Maerz 1939 auf der anderen Seite 
dahingestellt bleiben kann, so erscheint dies allein schon im Hinblick 
auf die bereits am 21. Maerz von der britischen Regierung in Warschau 
ebenso wie in Paris und Moskau vorgeschlagenen Abgabe einer "formellen 
Deklaration" gerechtfertigt. Durch diese "formelle Deklaration" sollte 
der Beginn sofortiger Besprechungen ueber Massnahmen gemeinsamen Wider- 
stand.es gegen irgendwelcher Bedrohung der Unabhängigkeit irgendeines • 

. eo.rßpaez schon Staates angekuendigt werden. Darueber hinaus haben die 
von P^ewnister Chamberlain am 17. Maerz in Birmingham gehaltene 

I 

Rede iW die Me des britischen Aus senninist ers Lord. Halifax vom 20. 
mevt. die die im Oberhaus gehalten hat, eine Einstellung erkennen 
lasse*, die die polnische Regierung erst recht zatr Unnach^leKQkeit ver¬ 
anlasst wo« t&. drei lv\ der Tat sollte die bereits am 21. Maerz 1939 
von der fevitischen Regierung den Regierungen in Erschau, Paris und Mos- 
kau vorgeschlagene Abgabe einer "gemeinsamen formellen Deklaration" der 
Anfang von langwierigen Besprechungen werden, ehren Ziel es war, um 

Deutschland einen eisernen Ring zu legen.,'Es war daher von vornherein 
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der deutschen und der polnischen Regierung jedenfalls waehrend der Dauer 
dieser Besprechung nur noch geringe Aussicht auf Erfolg haben konnten. 
Trotzdem hat die deutsche Reg.1 <LvxJ iAjin einem weiteren bereits von der 

Anklage Vertretung vorgelegten Memorandum, welches am 28. April 1939 ini 

% 

polnischen Aussemninisteriura ueberreicht wurde, ihren Standpunkt voellig 

\ 

klargelegt und noch einmal die Bereitschaft zu weiteren Verhandlungen 
festgestellt. Der Inhalt dieses Memorandums einschliesslich der im Maerz 
1939 gemachten Vorschlaege wurde von Adolf Hitler in der Reichstagsrede 
vom 28. April 1939 der Oeffentlichkeit bekanntgegeben. 

Die polnische Regierung hat als Antwort auf das Memorandum der 
deutschen Regierung vom 28. April 1939 eine Denkschrift am 5« Mai 1939 
ueberreicht, welches ebenfalls bereits von der Anklage vorgelegt wurde. 

Der Inhalt dieser Denkschrift enthielt noch mehr als die fruoheren Noten • 
der polnischen Regierung eine voellige Ablehnung der von Deutschland zur 
Loesung des Korridcrproblems und der Danziger Frage gemachten Vorschlaege, 
Die am 21. Maerz 1939 zwischen London, Paris, Warschau und Moskau 
begonnenen Verhandlungen mit dem Ziel eines ausschliesslich gegen 
Deutschland gerichteten Buendnisses nahmen nicht den gewuenschten Ver¬ 
lauf. Auch die cm 11 0 August 1939 nach Moskau gesandten franzoesisohen 
und britischen Militaermissionen konnten die dursh offenbar weitgehende 
politische Meinungsverschiedenheiten entstandenen Schwierigkeiten nicht 
aus dem Wege raeumen. Es kann dahingestellt bleiben, weichen Anteil da- 
bei die Tatsache hatte, dass Polen, das von England, Frankreich und der 
Sowjetunion garantiert werden sollte, sich offenbar weigerte, militaeri- 

f 

sehen Beistand seitens der Sowjetunion anzunehmen. Es kann auch dahin¬ 
gestellt bleiben, ob es richtig ist, was der sowjetische Aussenkommissar 
Moiotow auf der ausserordentlichen Tagung des Obersten Sowjets vom 31. 
August 1939 behauptet hatte, dass naemlich England die Bedenken Polens 


nicht nur nicht zerstreut, sondern im Gegenteil unterstuetzt habe. 
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«ominuui tsxaaufeenen,j una nier vermag eine Darstellung einen Fingerzeig 


zu geben, die der fruehrere britische Botschafter in Berlin Sir Nevile 
Henderson in seinem kurz nach Kriegsausbruch erschienen Buch "Failure of 
a Mission" gegeben hat. Er schreibt dort woertlich (Zitat): "... Anderer¬ 
seits schien die erfolgreiche Beendigung der Verhandlungen zwischen Lon- 

#• 

don - Paris und Moskau noch weiter entfernt als je. Es war richtig dass 
die britischen und franzoesischen Militaermissionen ihre Koffer fuer die 
Reise nach Moskau packten, als sie tatsaechlich am 11. August dort anka- 

I 

men, waere es nur natuerlich gewesen die Folgerung zu ziehen, dass Sta¬ 
lin, obwohl er den groesstmoeglichsten Vorteil fuer Russland heraus- 
schlagen wollte, sich endlich entschlossen habe, mit den Westmaechten auf 
die eine oder.andere Weise zusammenzuarbeiten, um weitere deutsche 
Aggressionen zu verhindern. Aber dagegen musste man die beunruhigende 
Entwicklung halten, dass Moskau ganz unverhuelit den Teufelsfuss zeigte 
und freie Hand in den baltischen Staaten forderte. 

« 

Russland's wirkliches Ziel wurde dadurch klar und, da das Deutsche 
Reich heimlich interessiert war, neigte sich die Waage schwer zuungunsten 
der Westm-iechte. Sie konnten nicht Fhre und Freiheit kleiner, aber unab¬ 
hängiger Staaten als Tauschnüttel verwenden, mehrend Deutschland dies 
ta-;. s k:m kann nur hoffen, dass einmal diese Frage aufgeklaert werden wird, 
ob 3mi.ua von Anfang an in heimlichem Einverständnis mit Hitler war mit 
der Absicht, die Verhandlungen mit uns so lange auszudehnen, 
bis du* £>eucsdte Reich zum Losschlagen bereit war, oder ob er mit 
Deux.sc h.W und un& Katze und Maus spielte. Ich s elbst «eige zu letzterer 
AnsichtAbo-r aooh ick kann nur raten, und ich bin ausserdem voreinge¬ 
nommen. ton Anfang an betrachtete ich die russischen Verhandlungen als 
etwas, was versucht werden musste, aber dem jeder Wirklichkeitssinn fehl¬ 
te. Ich habe niemals an eine wirksame und selbstlose Hilfe geglaubt, die 
den Polen von seiten Russland gegeben werden wuerde. 


'S V* 
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wenn auch nur mit halber Ueberzeugung beitrat, Hitler nach dem Grundsatz, 
dass Vorsicht die Mutter der Weisheit ist, handeln und sich zu friedliche 
Auseinandersetzungen bequemen werde. Ich war aber immer der Meinung, dass 
es Moskau 1 s Hauptziel war, Deutschland in einen Krieg mit den Westmaech- 

i 

ten zu verwickeln mit einem allgemeinen Ruin als Resultat, um dann als 
der lachende Dritte diesem Konflikt zwischen ihnen zu ueberleben.,." 

(Rnde des Zitats). 

Tatsaechlich hatte sich inzwischen folgendes ereignet: 

Auf dem 18. Kongress der kommunistischen Partei am 10, Maerz 1939 

I 

hat der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare der UdSSR Stalin eine 
Rede gehalten, in der er andeutete, dass die Sowjetregierung es fuer 
moeglich oder fuer wuenschenswert halte, auch mit Deutschland zu einem 
besseren Verhaeltnis zu gelangen. Von Hitler wurde diese Andeutung auch 
durchaus verstanden. 

In aehnlicher Weise hat sich Aussenkommissar Molotow in seiner Rede 
vor dem Obersten Sowjet vom 31. Mai 1939 ausgedrueckt. Die daraufhin 
zwischen der deutschen und der sowjetischen Regierung eingeleiteten Ver¬ 
handlungen hatten zunaechst den Abschluss eines deutsch-sowjetischen 
Handels- und Kreditabkommens zum Ziel. Dieses Abkommen wurde am 19. 

August 1939 in Berlin unterzeichnet. Aber schon waehrend dieser Wirt- 
% 

Schaftsverhandlungen waren auch Fragen allgemein politischer Natur be¬ 
handelt worden, die nach einer Meldung der sowjetrussischen Nachrichten- 
Agentur n Tass n vom 21, August 1939 den Wunsch beider Parteien erkennen 
Hessen, eine Veraenderung ihrer Politik herbeizufuehren und den* Krieg 
durch Abschluss eines Nichtangriffspaktes zu bannen. Dieser Nichtan- 
griffsvertrag wurde in der Nacht vom 23. auf 24. August 1939 in Moskau 
unterzeichnet, also, wie die Beweisaufnahme in diesem Prozess ergeben hal 
2 Tage vor den fuer die Morgenstunden des 24, August 1939 befohlenen An¬ 
griff der deutschen Armeen gegen Polen, Neben diesem Nichtangriffsvertrag 
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auf Grund der eidesstattlichen Versicherung des Botschafters und Leiters 

9 

der Rechtsabteilung im Auswaertigen Amt Dr. Friedrich Gaus, auf Grund der 
Zeugenaussage des Staatssekrotaers im Auswaertigen Amt Freiherr von 
Weizsaecker und auf Grund der Erklärungen der Angeklagten von Ribbontrop 
und Jodl kann folgender Inhalb des Geheimen Zusatzprotokolls als fest- 


if 


gestellt erachtet werden: Fuer den Fall einer territorial-politischen 
Umgestaltung in den zu dem baltischen Staaten gehoerenden Gebieten soll¬ 
ten Finnland, Estland und Lettland in die Interessensphäre der Sowjet¬ 
union fallen, waehrend das Staatsgebiet Litauen zur Interessensphäre 
Deutschlands gehet*ren sollte. 

Fuer das Staatsgebiet holen wurde eine Aufteilung der Interessen— 
sphac-ren in der Weise vorgenomrnen, dass die oestlich der Fluesse Narew, 
Weichsel und San gelegenen Gebiete in die Interessensphaere der Sowjet¬ 
union fallen, waehrend die westlich der durch diese Fluesse abgegrenzten 
Demarkationslinie liegenden Gebiete zur interessensphaere Deutschlands 
gehoeron sollten. Im uebrigen wurde hinsichtlich Polens eine Vereinbarung 


3 


des Inhalts getroffen, dass die beiden Maechte bei der endgueltigen Re¬ 
gelung der dieses Land betreffenden Fragen in beiderseitigem Einver¬ 
nehmen b)oy\dz<-M Vwärden. Hinsichtlich des Suedostens Europas wurde eine 
Abgrenz mQ der beiderseitigen Interessensphaeren in der Weise vorgenom¬ 
men, dass von sowjetischer Seite das Interesse an ßessotf&bsetf betont, 
raekrend von deutscher Seite das voellige poUtV^che ÜesiMewssemnt in 


1 * 


<sti eSw^CebiSt wurde. Nach den Bekundungen Saemitictiß-tr Zeugen, 

-Lr.s.böSc’nde'fd ‘Grund der Er kl aer ungen des Botschafters Dr, Gaus 

tssek* etaers von Weizsaecker steht fest, dass dieses Geheim¬ 
abkommen ej.no voellige Neureglung in Bezug auf Polen und das kuenftige 
Schicksal des polnischen Staates in sich schloss. 


HESS 


Die nach Abscnluss cTös deutscli^sowjetischen laicht an. •• 

griff Vertrages und des dazugehoerenden geheimen Kusatzprc- 

% 

tokolls gemachten Anstrengungen doch noch mit Polen zu eine 

Verstaendigung in der Frage Danzigs und des Korridors zu 

» 

gelangen, sind fehl geschlagen» Der Beistandspakt, welcher 

am 25 0 nugust 1939 zwischen Grossbritannien und Polen ge- 

1 

schlossen ivurde, nab aen Kriegsausbruch nicht verhindert, 

% 

oonaern nur noch um einige -^age verzoegerto Ich habe nicht 

0 — 

die Absicht, im einzelnen auf die diplomatischen Verband- 

# 

lun^en einzugehen, die nach Abschluss des deutsch^sov/jetl*- 

* > , 

sehen Vertrages vom 23• August 1939 noch gefuehrt wurden, 
um doch noch zu einer Einigung zu gelangen» Eines kann aber 
wohl mit Sicherheit gesagt werden: >'ar schon die einseiti¬ 


ge Garantieerklaerung Englands vom 31, Maerz 1939 dazu o.r 


n- 


getan,, die an sich schon bestehende Unnachgiebigkeit der 
polnischen Hegiorung gegenuebor den deutschen Vorschlaop' 


)gen 

zu steigern^ dann musste ein Beistandspakt mit Grossbritan- 
nleu erst recht sich gegen eine Verhandlungsbereitschaft ' 
auf seiten t&v polnischen Regierung auswirken-.. D 0j . Misser¬ 
folg dox* zwischen Deutschland und Polen gefuebrten Vor-- 
haiAdluiigon kann umsoweniger ueborraschen, wenn wion sich 
o.l£ Bölcandiyvicjeh dös Beugen Dahlerus vor diesem TVifounal 
voy Au ft&n naelt, Rit dieser Zeuge doch bcstaotigt, dass der- 

4 

po'lh-.isehe Bofcscftft-f ter in ^crlin Lipski am 31« August 1939 
crkLaeri hat, dass er nicht daran interessiert sei uebor die 
Vorschlaogc dop deutschen Regierung zu verhandeln© ^r bo — 
gruendoto diese ablehnende Haltung damit, dass im Falle 
eines -Krieges in Deutschland eine Revolution ausbrecho 


n 


und die polnische Armee auf Berlin marschieren werrdo 


*'-as immer auch die Nachrichten gey/esen sein rruegonj 
die die englische Regierung mit zum Abschluss des Verträge 


s 


mlo «t'olen veranlasst haben und die vielleicht auf einen Riss 
in dem deutsch-italienischen Buendnis und auf Zorsotzungs- 

i 

erscheinungon im deutschen ^taatsgefuoge hindeuteten ~ ich 

nehme hier Bezug auf die Angaben des Zeugen Dahlerus und 

&isovius ~ die Zukunft sollte zeigen,* dass derartige Bober— 
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zwischen zwei europaeischen Staaten. Als aber am 3» September 1939 Gross¬ 
britannien und Frankreich an Deutschland den Krieg erklaerten, weitete 

sich der Konflikt zu einem europaeischen Krieg aus. Zu einem Krieg, der 

# 

wi.G alle modernen Kriege zwischen Grossmaechten bei uer ^ö&enwaertigen 

i 

mangelhaften internationalen Organisation und nach dem voelligen Zusam¬ 
menbruch dos Systems der kollektiven Sicherheit von Anfang an die Ten¬ 
denz in sich trug, sich zu einem allgemeinen Weltkrieg zu entwickeln. 
Dieser Krieg sollte unermessliches Leid ueber die ganze Menschheit brin¬ 
gen und als am 8, Mai 1945 der Krieg in Europa mit ; '.er bedingungslos en 
Kapitulation Deutschlands sein Ende fand, hinterliess er ein Europa 
in Truemmern. 

Adolf Hitler hat den Zusammenburch Deutschlands und die bedingungs¬ 
lose Kapitulation nicht mehr erlebt. Vor den Schranken des Gerichts aber 


s 


tehen 22 ehemalige Fuehrer des nationalsozialistischen Deutschlands, um 


sich zu verantworten gegen die Anklage, in Ausfuehrung eines gemeinsamen 
Planes,Verbrechen ge^en den Frieden, ^egen die Gebräuche cles Krieges 

und gegen die Menschlichkeit begangen zu haben, 

Grundlage des gegenwaertigen Verfahrens ist das sogenannte Londoner 
Abkommen, das am 8, August 1945 zwischen der Regierung von Grossbritan¬ 
nien und Nord-Irland, der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika, 
der provisorischen Regierung der franzoesischen Republik und der Re¬ 
gierung cter Union der Sozialistisch Sowjet-Republiken abgeschlossen 
worden war. Auf Grund dieses Abkommens wurde das gegenwaertige Tribunal 
gebildet, dessen Zusammensetzung, Zustaendigkeit und Aufgabe in dem Sta¬ 
tut fuer den Internationalen Mi.litaergerichtshof .festgelegt sind, das 
einen wesentlichen Bestandteil des Abkommens der genannten 4 Regierungen 
vom 8. August 1945 bildet. Das Statut fuer den Internationalen 


ITXjOO 


Militaergorichtshof enthaclt jedoch nicht nur Bestimmungen 
ueber die Zusammensetzung, die Zustaendigkeit und die Aufgaben 
des Tribunals« Es sind daneben « und das sind die wichtigstes 
Teile des Statuts - auch Vorschriften materiell-rechtlichen In¬ 
halts enthalten*« Das gilt vor allem von Artikel 6, v/elcher die 
Begriffsbestimmungen der Verbrechen gegen den Frieden, der 
Kriegsverbrechen und der Verbrochen gegen die Menschlichkeit 
mit alle n ihren einzelnen Tatbostandsmc-rkmalen enthaclt* Als 
strafgesotzlichor Tatbestand ist vor allem auch der Absatz* 3f. 
des Artikels 6 des Statuts anzusehon, welcher im einzelnen die 
Merkmale der sogenannten Versehwoerung aufzaehlt.« Als matoriall 
rechtliche Vorschriften sird weiter die Artikel 7,8, und 9 dos 
Statuts anzusehen« 

Im Hinblick darauf, dass sich das Statut fuer das Internationa¬ 
le Militaortribunal. nicht darauf boschraonkt, in allen Fragen 
des materiell n Rechts sich auf das geltende Voelkorrecht und 
die allgemeinen Grundsaotze des Strafrechts wie sie sich aus 
dem Recht aller zivilisierten Staaten herleiten, zu beziehen, 
dass im Gegenteil das Statut nicht nur die Gerichtsverfassung 
und d as Vorfahren regelt-, sondern auch Vorschriften ueber das 
materielle Recht enthaclt, hat sich die Verteidigung bereits 


zu Beginn des Verfahrens veranlasst gesehen, auf diese aus - 

sergev/ochnliche Tatsache hinzuwoison, In der Tat sind in dem 

gogcnwaertlgcn Verfahren die Richter nidi t nur von Staaten 

bestellt, die in diesem Krieg die eine Streitpartei gewesen 

sind, sondern diese eine Streitpartei ist zugleich Schoepfer 

der Gerichtsverfassung. Daruebor hinaus werden in ihrer Hand 

en. 

nicht nur die Funktion/dos Anklaegers und Richters vereinigt, 
sondern diese eine Streitpartei ist auch Schoejf er der Straf- 


recnusnorm.cn« Es bedarf keiner besondern Begruendung , dass 
damit grundsaetzliehe Fragen jedes Strafgerichtsverfahrons 
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und der Gerichtsbarkeit schlechthin anseschnitten werden. 


Es wuerde aber auch keine Verteidigung ihre Fflicht erfuellen. 


wenn sie nicht die Uebereinstiuiwung dieser Strafrechtsnormen ' 
des Statuts mit. dem geltenden Voelkerrecht und 


I 
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und den anerkannten GrunVlsaetzen des Strafrechts, , wie sie sich aus den 
V/ Rechtssystemen aller zivilisierten Staaten herleiten, einer Pruefung un- 


du 
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terziehen vmerde* 

• Ich werde zu den einzelnen hier auftauchenden Fragen im Zusammen¬ 
hang mit der Pruefung der Anklage Stellung nehmen. Vorher ist aber schon 

* s 

jetzt auf folgendes hinzuweisen: Artikel 16 des Statuts bestimmt, dass 

' 

die Anklageschrift alle Einzelheiten enthalten soll, in denen der Tat¬ 
bestand der Beschuldigungen gefunden wird. Nach dem Sinn und Zweck die¬ 
ser Vorschrift kann darunter nur verstanden werden, dass die Anklage¬ 
schrift in tatsaechlicher (timsieht so substantiiert sein muss, dass 
auch bei Anwendung der erweiterten Haftungsgrundsaetze der von der Ankla¬ 
ge behaupteten Verschwoerung der Umfang der Verantwortlichkeit des ein— 


z 


einen Angeklagten in tatsaechlicher Hinsicht wenigstens in etwa sich 


aus der Anklageschrift ergibt. Die den Angeklagten ueberreichte Anklage- 
schrift vom 6. Oktober 1945 erfuellt diese Voraussetzungen nicht. Der 

) 

eigentliche Text der Anklageschrift stellt eine ©eneralanklage dar, ohne 

dass im einzelnen daraus ersichtlich ist, welche Beschuldigungen daraus 

gegen die Angeklagten heigele it et werden sollen. Ebenso wenig enthaelt 

der Anhang A der Anklageschrift irgendeine substantiierte Darstellung 
$ 

in tatsaechlicher Hinsicht, tu diesem Anhang werden, lediglich die Stel¬ 
lungen bezeichnet, die der einzelne Angeklagte innegehabt hat. Im uebri- 

♦ 

gen wird Bezug hier genommen ao f die abstrakte einschlaegigen Bestim— 


I-' 

Ö 


mun 


gen des Artikels 6 des Statuts 0 

In der Anklageschrift selbst wird dem Angeklagten HESS zum Vorwurf 


' gemacht, die Machtergreifung der so.-enannten Naziverschwoerer und die 
> Befestigung ihrer Kontrolle ue-ber Deutschland, ferner die militaerische^ 


,vi 


wirtschaftliche und psychologische Vorbereitung auf den krieg gefoerdert 
zu haben« Es wird ihm weiter zur Last gelegt, an der politischen Planung 
und Vorbereitung von Angriffskriegen und Kriegen in Verletzung inter¬ 
nationaler Vertraege, Abkommen und Zusicherungen und an der Vorbereitung 


W - 


und Planung aussenpolitischer Plaene der sogenannten Naziverschwoerer 


teingenommen zu haben.- Endlich wird behauptet, dass er die in Anklage¬ 
in . 

punkt 3 angefuehrten Kriegsverbrecher! und die/Ankiagepunkt 4 angefuohrten 
Verbrechen gegen die Huraanitaet genehmigt, geleitet und an ihnen teilge¬ 


nommen zu haben. 


r 
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Anklagepunkt 1 der Anklageschrift behandelt den sogenannten gemein¬ 
samen Plan :.der Verschwoerung. Danach sollen alle Angeklagten mit ver¬ 
schiedenen anderen Personen waehrend eines Zeitraumes von Jahren vor dem 
8. Mai 194b als Fuehrer, Organisatoren, Anstifter und Mvttaeter an der 
Ausarbeitung oder Ausfuehrung eines gemeinsamen Planes teilger.ommen haben 

der darauf abzielte oder mit sich brachte, die Begehung von Verbrechen 

* • 

gegen den Frieden, die Begehung von Verbrechen gegen das Kriegsrecht und 
gegen die Humanitaet. Es wird behauptet, dass die Angeklagten Angriffs¬ 
kriege geplant, vorbereitet, entfesselt und gefuehrt und in Ausfuehrung 
dieses gemeinsamen Planes Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit begangen haetten. 

Waehrend das Statut nur drei Straftatbestaende kennt - Verbrechen 
gegen den Frieden,. Verbrechen gegen die. Kriegsgebraeuche und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit - enthaolt die Anlageschr:' ft deren vier. In 
der Anklageschrift wird der gemeinsame Plan oder Verschwoerung zu einem 
eigenen und selbstaendigen Ankiagepunkt, ohne dass dafuer das Seatut 
eine ausreichende Begruendung gibt. Es kann dahingestellt bleiben, ob 
im anglo-anterikanischen Recht die Verschwoerung ein besonders gearteter 
Deliktstatbestand ist. Im Hinblick darauf, dass das Statut wedei das 
anglo-amerikanische noch das kontinetale Recht angewendet wissen vri LI, 
sondern .seinerseits Strafnormen und zwar solche sui generis aufgestellt 
hat, ist insoweit nur der Wortlaut und der Sinn des Statuts selbst mass¬ 
gebend. Nachdem aber in Artikel 6 Absatz 3 des Statuts ausdruecklioh von 
dem Entwurf oder der Ausfuehrung eines Planes zur Begehung eines Ver¬ 
brechais gegen den Frieden, gegen die Kriegsgebraeuche oder gegen die 
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dass es einen selbstaendigen Straftatbestand, wie er in Anklagepunkt 1 
der Anklageschrift unter der Ueberschrift gemeinsamer Plan oder Ver~ 
schwoerung behauptet wird, jedenfalls unter Zugrundelegung der Bestim- 

mungen des Statuts nicht geben kann« 

% 

Nachdem dem Angeklagten Hess alle 4 Punkte der Anklageschrift zum 
Vorwurf gemacht worden, ist es zunaechst notwendig, zum Anklagepunkt 1 
Stellung zu nehmen: 

Anklage stellt die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter— 
Partei, deren Fuehrer Adolf Hitler im Jahre 1921 geworden war und der 
sich auch der Angeklagte Rudolf Hess bereits im Jahre 1921 angoschlos 
hatte, in den Mittelpunkt des von ihr behaupteten gemeinsamen Planes oder 
VersehwoerungDie Anklage behauptet anscheinend selbst nicht, dass das 
Parteiprogramm der NSDAP, fucr sich allein schon verbrecherisch sei. 

Naeher auf diese Frage einzugehen erscheint umsoweniger notwendig, als 
in der Folgezeit und im taeglichen politischen Leben das Parteiprogramm 
bei weitem nicht die Rolle gespielt hat, die man vielleicht vermuten 
koennte. Im uebrigen hat die Beweisaufnahme, was die Stellung und den 
Aufstieg der NSDAP, anlangt, eindeutig ergeben, dass bis zum 30. Januar 


sen 


1933 die nationalsozialistische Partei eine Partei neben anderen Parteien 
war, dass sie mit den gleichen gesetzlichen Mitteln wie die anderen Par¬ 
teien fuer die Durchsetzung ihrer Ziele gekaempft hat, dass sie nicht zu¬ 
letzt ihren Aufstieg der Tatsache zu verdanken hat, dass mit als Folge 

der Reparationspolitik der Siegerstaaten von 1919 Deutschland in den 

$ 

Jahren 1931/32 einen wirtschaftlichen und sozialen Niedergang von einem 

9 

ungev/oehnljeben Ausmass erlebt hat und, dass endlich am 30. Januar 3 933 
die Partei in Anwendung oar Bestimmungen der Re*ichsverfassung als staerk- 
ste Partei mit der Regierungsbildung beauftragt und ihr Fuehrer Adolf 
Hitler zum Reichskanzler ernannt worden war. 'Wa ehrend der sogenannten 
Kampfzeit hat die Partei wie alle uebrigen P.-rteien auch offen fuer die 

freist ^ / He c </ot> L ^ ^ ft - 



Schluss darauf zuliess, dass unter Anwendung ungesetzlicher Mittel die 

I 

Partei und ihre Fuehrer Teilnehmer eines gemeinsamen Planes gewesen wae- 
ren, der auf den Beginn eines Angriffskrieges ahzielte, Tatsaechlich 
braucht man sich auch nur die politische, wirtschaftliche und militaerische 
Lage vor Augen zu halten, in der sich Deutschland in den Jahren nach Be¬ 
endigung des ersten Weltkrieges befand, um zu erkennen, wie abwegig die 
Annahme einer derartigen auf dem Beginn eines Krieges abzielenden Planes 
fuer die damalige Zeit ist. Die in der Anklageschrift vertretene Auffas- 

t 

sung beinhaltet aber nicht nur eine voellige Verkennung der wirtschaft¬ 
lichen, politischen und militaerischen Verhaeltnisse, denen sich Deutsch- 
Land, als Felge der Friedensregelung durch Versailles gegenueber sah, son- 

f 

dorn diese Auffassung ve-rraet auch eine voellige Verkennung des Wesens 
jeder Politik. 


Als dann Adolf Hitler als Fuehrer der staerksten Partei am 30. Janu¬ 


ar 1933 vom Reichspraesidenten von Hindenburg zum Reichskanzler ernannt 
worden war, konnte es sich fuev ihn oa<L seine Regierung, an der auch 
andere Parteien beteiligt waren, nicht darum handeln, in voelliger Ver¬ 
kennung der politischen und vor allem wirtschaftlichen Gegebenheiten an 

, % 
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den Entwurf eines gemeinsamen Planes mit dem Ziel eines Angriffskrieges 
heranzugehen. Die Aufgaben, die der deutschen Reichsregierung damals ge¬ 
stellt waren, ergaben sich ohne weiteres aus der Tatsache, dass fast 7 
Millionen Arbeitslose in Deutschland in Arbeit gebracht werden mussten. 
Wie der Zeuge Dr. Lamm ers bekundet hat, war die Beseitigung der wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Not tatsaechlich die Frage, die den grosssten 
Raum bei der ersten Kabinetts Sitzung eingenommen hat. Von einem gemein¬ 
samen Plan mit dem Ziel eines Angriffskrieges war mit keinem einzigen 
Wort die Rede und es ist in der Tat unmoeglich sich vorzustellen, deess 
unter den damaligen Umstaenden auch nur ein Mitglied der Regierung einen 




derartigen Gedanken in irgendeiner konkreten Form in Erwaegung ziehen 
konnte. Im uebrigen steht fest und zwar auf Grund der Aussagen des Zeu¬ 
gen Dr. Lammers und anderer Zeugen, dass der Gegenstand der ersten Ka¬ 
binettssitzung und die dort gefassten Beschluesse in der Regierungser- 
klaerung vom 1, Februar 1933 enthalten ist, die in Form eines Aufrufes 
der Reichsregierung an das Deutsche Volk verkuendet worden ist. 

Das erste Ziel der von der Anklage behaupteten Verschwoerung war 
nach dem Inhalt der Anklageschrift die Aufhebung der Deutschland durch 
den Versailler Vertrag auferlegten Ruestungsbeschraenkungen. Zu dieser 
Frage habe ich bereits Stellung genommen. Sofern man nicht ueberhaupt 
der Auffassung ist, dass der gesamte Versailler Vertrag im Hinblick auf 
die voelkerrechtewidr.ige Drohung, unter den er zustande gekommen ist, als 
nichtig angesehen werden muss, hat doch mindestens mit der endgueltigen 
Weigerung der Siegermaechte, nun auch ihrerseits entsprechend der im Ver¬ 


trag uebernommenon Verpflichtungen abzuruesten, das deutsche Reich da 


s 


Recht erhalten, eine Angloichung der Ruestungen durch eigene Wiederauf- 
ruestung zu erreichen. Dies ist nicht etwa heimlich geschehen, sondern 
oeffentlich durch Verkuendung des Gesetzes ueber die Wiedereinführung 
der allgemeinen Wehrpflicht vom 16* Maerz 1935. Die Anklage hat keiner- 

i 

lei Beweismittel fuer ihre Behauptung vorlegen koennen, dass dieses Ge¬ 
setz. im Zusammenhang und in Ausfuehrung eines gemeinsamen Planes, der auf 
die Entfesselung eines Angriffskrieges gerichtet war, erlassen worden 
ist. Der Zweck dieses Gesetzes war vielmehr ausschliesslich der, 16 Jahre 
nach Beendigung des 1. Weltkrieges die Gleichberechtigung Deutschlands 

wenigstens in di oser Frage herzustellen. In diesem Zusammenh'ing ist kurz 

• t 

auf ein Dokument einzugehen, das die Anklage mit neun anderen Dokumenten 
sogenannten Schluesseldekumonten vorgelegt hat und die in erster Linie 
den Nachweis fuer das Bestehen dos in der nklageschrift behaupteten 
gemeinsamen Planes dienen sollen. Fs ist dies die Niederschrift ueber 

die Besprechung in der Reichskanzlei vom 5. November 1937, USA-25 (386—FS) 
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ncne wiocergaoe cor ymsiuenrungen iiaoxi rubjers, sonuem um ymui dg- 
rieht des Oberst Hossbach, den dieser 5 Tage spaeter, naemlich am 10« 
November 1937 angsfertigt hat. Ich beabsichtige nicht naeher auf den In¬ 
tel! dieses Dokumentes einzugehen. Ich nehme hier Bezug auf die Bekundun¬ 
gen der Angeklagten Goering und Raöder im Zeugenstand. Es sei nur noch 
erv-aehnt, dass Hitler bei dieser Ansprache vor den Oberbefehlshabern und 
dem damaligen Aussenminister einen Zeitplan in Aussicht genommen hat, der 
in keinerlei Uebereinstimmung mit den spaeteren Ereignissen steht. Untrer 
diesen Umstoenden erscheint vuujr da s Bestehen eines bestimmten und fest 
umrissenen Planes fuer die Person Hitlers als sehr unwahrscheinlich. Mit 
Sicherheit kann lediglich ein Schluss- aus dem Inhalt dieses Dokumentes 
gezogen werden, dass naemlich bis zum»5. November 1937 auch Hitler selbst 
nur an eine friedliche Loesung der durch den Versailler Vertrag aufge¬ 
worfenen territorialen Fragen gedacht hat. Fs kann also mindestens bis zu 
diesem Tag ein gemeinsamer auf den Beginn eines Angriffskriegs gerichte¬ 
ter Plan schon aus diesem Grunde nicht bestanden haben. Dieses Dokument 


ist aber auch noch aus einem anderen Grunde bemerkenswert: Die Nieder¬ 
schrift beginnt mit der Feststellung des Fuehrers, "dass der Gegenstand 
der heutigen Besprechung von derartiger Bedeutung sei, dass dessen Er- 
oerterung in anderen Staaten Wohl vor das Forum des Regierungskabinetts 
gehoerts, er der Fuehrer- saehe aber gerade im Hinblick auf die Bedeu¬ 
tung der Materie davon ab, diese in dem grossen Kreise des Reichskabi- 

(Fnde des Zitats) 

nett s zum Gegenstand der Besprechung zu machen". /Es kann zunaecnst dahin¬ 
gestellt bletbon, inwieweit andere Fragen vom Jahre 1937 an vom Reichs¬ 
kabinett in Kabinettssitzungen oder im sogenannten Umlaufs verfahren im 
Verwaltungverfahren oder- auf dem igege der Gesetzgebung noch behandelt 
wurden, Mt Sicherheit kann jedoch auf Grund des gesamten Ergebnisses 
der- Beweisar.fnahme und insbesondere auf Grund der Bekundungen des Zeugen 

Dx*. Jammers x aber auch aus einer grossen Anzhal von Dokumenten, die die 
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treffenden Probleme nicht mehr von der Regierung als Staatsorgan behandelt* 

wirden und auch nicht von einem anderen groesseren Krc-is immer gleich- 

% • 

bleibender Mitarbeiter, sondern usschl 1 esslich vor Adolf Hitler allein. 
Wahrscheinlich hat dieser Zustand schon im Jahre 193 o bestanden. Ich 

4 

darf in diesem Zusammenhang an die Bekundungen mehrerer Angeklagten im 
Znugenstand erinnern, die zum Beispiel die Tatsache der Wiederbesetzung 
der entmilitarisierten Zone des Rheinlandes auf den gleichen Ufege wie 

alle anderen Staatsbürger auch durch Presse und Rundfunk erfahren haben. 

« 

Sicher ist jedoch, dass nach dem 5. November 1937 und insbesondere nach 
der sogenannten Fritsch-Krise und der damit verbundenen Umwandlung des 
Reichskriegsministeriums in das Oberkommando der Wehrmacht alle grossen 


politischen und militacrischen Entscheidungen von Adolf Hitler allein 
getroffen wurden. Nach den Bekundungen des Zeugen Dr. Lammers habsn auch 
niemals gemeinsame Besprechungen zwischen der Reichsregiorun<g, der Reichs¬ 
leitung der Partei und der Generalitaet stattgefunden. Nach der Darstel¬ 
lung dieses und anderer Zeugen war es vielmehr so, dass zwischen diesen 
drei Institutionen ueberhaupt kein engerer Zusammenhang bestanden hat. 

l 

in der Tat ergibt sich aus keinua einzigen von der Anklage vorgelegten 

J • 

Dokument irgendetwas, das auf das Bestehen eines selbstständigen Zusam- 


menarbeitens zwischen der Reichsregierung, der Reichsleitung der Partei 

und dem Reichskriegsministerium bezw. sp-wter dem Oberkommando der Wehr- 

• \ 

macht und den Oberbefehlshabern der Wehrmachtteile und inrer Stabschefs 
schliessen lassen koennte. Im Gegenteil: Wenn ueberhaupt aus dem Ergebnis 
der Beweisaufnahme ein sicherer Schluss gezogen werden kann, dann ist es 
der, dass die Macht ausschliesslich in den H aenden Adolf Hitlers» verei¬ 
nigt war, dass die Reichsregierung, die Reichsleitung dar Partei uvtAdie 
Wehrmacht ausschliesslich ihre Befehle und Anweisungen von ihm erhielten 

und dass es gerade die Politik Hitlers war, eine arbeitsmaessige - 

j Ja c* 2 osa fair 0 arj pJU's&r 7 ^ /J-i 4c 7 -' ^ 
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scher Natur nur die Dienststellen befasst wurden, die unmittelbar mit der 


r 

i 


Ausfuehrung der gestellten Aufgabe zu tun hatten. Ausjsaemtlichen von der 
Anklage vorgolegten Dokumenten ergibt sich ferner, dass es sich in aller 

Regel bei Besprechungen, die unter dem Vorsitz Hitlers gefuehrt wurden, 

\ 

nicht um Besprechungen handelte, wie sie vielleicht in parlamentarischen 
Demokratien ueblich sein moegen, sondern im wesentlichen um nichts anderes 


o 

CA. 


ils eine Befehlsausgabe. Es ist nicht notwendig, im einzelnen auf die Dar¬ 


stellungen einzugehen, die fast saemtliche Angeklagten ueber ihr Verhaelt- 
nis zu Adolf Hitler gegeben haben und es ist auch nicht notwendig, zu den 
Bekundungen Stellung zu nehmen, die eine ganze Reihe anderer Zeugen ueber 

die Stellung Adolf Hitlers im deutschen Regierungssystem eingenommen hat. 

» 

Eiries kann mit Sicherheit gesagt werden: Spaetestens vom 5. November 1937 
ab war die Stellung Hitlers eine, derart ueberragende und die Behandlung 
aller entscheidenden politischen und militaerischen Fragen durch aus- 


s 


chliesslich ihn allein so zweifelsfrei, dass allein schon aus diesem 


Grunde fuer die Annahme eines gemeinsamen Planes kein Raum mehr vorhanden 
sein kann. 

Ebensowenig wie an der Fuehrerbesprechung in der Reichskanzlei vom 
5. November 1937 (lJSA-25) hat der Angeklagte Rudolf Hess, obwohl er der 
Stellvertreter des Fuehrers war und fuer den Bereich der Partei der 
hoechste politische Leiter, an keiner einzigen von der Anklage als we¬ 
sentlich fuer den Nachweis des Bestehens eines gemeinsamen Planes als 
beweiserheblioh bezeichneten Besprechungen oder an einer sonstigen po¬ 
litisch oder militaerisch wichtigen Entscheidung mitgewirkt oder teilge¬ 
nommen. Das gilt z.B. auch fuer das naechste von der Anklagevertretung 
vorgelegte Beweisstueck USA—26 (388-PS). Es ist das die Chefsache Fall 
M Oruen M Tschechoslowakei. Ohne naeher auf dieses Dokument eingehen zu mues 

Sen kann doch ohne weiteres gesagt werden, dass es sich hier um eine reine 
w e v S cSg £+ c^r'e zo & si c-U f / 
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die dann zu einem echten Operationsplan ausgearbeitet wurde. Dieser Ope- 
rationsplan wurde nicht in die Tat umgesetzt, die Akten zu dem Fall Grucdi 
schliessen vielmehr mit der Weisung Nr.l des Fuehrers und Obersten Be¬ 


fehlshabers der Wehrmacht, die sich auf die Besetzung der auf Grund de 


•s 


Muenchener Abkommens vorn 29. September 1938 von der Tschechoslowakei ab — 
getrennten sudetendeutschen Gebiete bezieht. Unter diesen Um.staenden 
uebrigt es sich, naeher auf das Schreiben des Chefs des Oberkommandos 
der Wehrmacht an den Stellvertreter des Fuehrers vom 27. September 1938 
einzugehen, das sich ebenfalls \\a den Akten fuer den Fall Gruen befindet 


und sich auf die Durchfuehrung von Mobilmachungsmas s nähmen bezieht, dit 


d 


ohne Ausgabe des Mobilmachiuigsbr fehls oder eines ent sprechenden Stich- 

i 

# 

Wortes durchgefuehrt werden sollten. 

Was ich bereits uebar das Dokument USA-25 gesagt habe gilt in der 
gleichen Weise fuer das Dokument USA-27 (L—79). Es ist das ein weiteres 
sogenanntes Schluesseldokurrn-nt und hat zum Gegenstand die Unterrichtung 
der Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile und der Chefs der Generalstaebe 
durch den Fuehrer am 23.5. 193° in der neuen Rc-ichkanzlei. Ohne auf den 
Inhalt und die Bedeutung und auch auf den Bewoiswert auch dieses Dokuments 
eingehan zu wollen - der Vertrag des Fuehrers schloss mit dem Befehl zur 
Errichtung eines kleinen Studiensta Dok; beim Oberkommando der VAhrmacht - 
so erejibt sich auch aus diesem Dokument mit aller Deutlichkeit, dass 

oio .gemeinsamer Plan in der Form, wie er von der Anklage behauptet wird, 

*, * 

nicht bestanden haben kann,* vev allem nicht zwischen den jetzt vor 6er.ich4 

§ 

stehenden Angeklagten. Auf diesem Besprechung beim Fuehrer - in Wahrheit 
war es keine Besprechung, sondern eine Unterrichtung und Befehlsausgabe 
hat kein einziger Minister oclev Beamter der zivilen Verwaltung teilge¬ 
nommen . 

Die naechsten drei von der Anklagevertretung als Schluesseldokumont 
vorgei egten Urkunden beziehen sich auf einen und denselben Gegenstand, 



ytcltst* i t'C^i uv t et fd 17 ec/? fyet oif // / V 1 fr $ i/0 '/■ i/fc* O/jCv b(?{# t* L S huhee vj v jy£ 

macht am 22. August 1939. Es handelt sich um folgende Dokumente: 

USA-28 (L-3), USA-29 (PS-798) und USA-30 (PS-1014). Ich will auch auf 
den Beweiswert dieser Dokumente nicht naeher eingehen, obwohl es offen¬ 
sichtlich ist, dass es sich hier nich um gleichwertige Dokumente handeln 
kann und obwohl voeilig klar ist, dass es sich hier nicht um eine auch 

nur einigerrnassen zutreffende Wiedergabe der Ausführungen Adolf HitlCH» 

% 

handeln kann, Hs laesst auch keines dieser Dokumente erkennen von wem sie 
verfasst wurden. Darueber hinaus weichen die Darstellungen sowohl dem 
Umfang als auch dem Inhalt nach erheblich voneinander ab. Die vollstaen- 
digste Wiedergabe der Ausfusiir ünge-n Hitlers scheint das Dokument USA-29 
su enthalten. Und hier ist wiederum der Schluss am be rrnerkens werte st en. 


der die damalige Lage einigejwCiAsen beleuchtet und der das Ereignis kenn - 
zeichnet, das Hitler ueberhaupt erst in diese Lage versetzte, eine solche 
Rede vor den Oberbefehlshabern zu halten, Zitat: "Ich war u&berzeugt, 

I 

dass Stalin nie auf das englische Angebot eingenen wuerde. Russland hat 
kein Interesse an der Erhaltung Polens und dann weiss Stalin, dass es 
mit seinem Regime zu Ende ist, einerlei, ob seine Soldaten siegreich od&'f 
geschlagen aus einem Kriege hervorgehen. Litvinows Abloesung war aus¬ 
schlaggebend. Ich habe die Umstellung Russlands gegenüeber allmaehlich 

derchgefuehrt, Im Zusammenhang mit dem Handelsvertrag sind wir in das 

* 

t 

politische Sospraech gekommen. Vorschlag eines Nichtangriffspaktes. Dann 

kam ein universaler Vorschlag von Russland, Vor vier T&gon habe ich einem 

* . . 

besonderen Schritt getan, der dazu fuchrte, dass Russland gestern antwe- v - 

* » 

tete, es sei zum Abschluss bereit. Die persoenliche Verbindung mit. Statin 
ist hergestellt. Von Ribbentrop wird uebermorgen den Vertrag schliessen. 

Nun ist Polen in der Loge, in dar ich es haben wollte...” (Ende des ZittfesJ 
Auch bei dieser Fuehreransprache war neben den Oberbefehlshabern kein 
Minister oder Parteifuehrer anwesend, insbesondere auch nicht der AngeiVc^ - 

t 

te Rudolf Hess. Pas gleiche gilt von dem Dokument 7S9-PS (USA-23). Der 
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die Oberbefehlshaber der Wehrmacht versammelt waren, die die Richtlinien 

fuer die bevorstehenden Operationen im Westen tritgegennahmen 


des Fuehrers 


Das nächste Schluesseldokument ist Beweisstück USA-31, naemlich die Wei 


sung Nr.21 fuer den Fall Barbarossa. Es handelt sich hier um eine Weisung 
des Fuehrers und Obersten Befehlshabers der Wehrmacht, die ausschliesslich 
militaeris chen Charakter trug und nur fuer den Bereich der Wehrmacht be¬ 
stimmt' war. Irgendeine Beteiligung zivj.ler Verwaltungsstellen ooer der Par¬ 


tei und sei es auch durch die Person des hoechsten politischen Leiters, 
naemlich durch den Angeklagten Rudolf Hess, scheidet bei der Natur dieser 

Weisung von vorneherein aus. 

Auch aus dem Dokument USA-32 (2718-PS), das eine Aktennotiz ueber das 
Ergebnis einer Besprechung zum Fall Barbarossa vom 2.5.1941 zum Gegenstand, 
hat, ergibt sich, dass auch bei dieser Besprechung weder der Stellvertreter 
des Fuehrers noch irgendein anderer politischer Leiter beteiligt war. 


Das 


letzte zu besprechende sogenannte Schluesseldokument ist USA-33 


(1881-PS), eine Aufzeichnung des Gesandten Schmidt ueber die Unterredung 
zwischen dem Fuehrer und dem japanischen Aussenminister ivjatsuoka in Berlin 
am 4. April 1941. Eine Beteiligung des Angeklagten Rudolf Hess oder irgend 
eines anderen politischen. Leiters der Partei konnte bei der Natur dieser 
Besprechung von vorneherein nicht in Frage kommen» Etwas anderes ergibt 
sich jedoch aus diesem Dokument, naemlich die Tatsache, dass es nicht nur 
verfehlt ist, von einem gemeinsamen Plan mit dem Ziel eines «ngriffskrie- 
erhalb Deutschlands zu sprechen, sondern diss darueber hinaus kei- 
n&r!Ud engere, politische oder militaerische Zusamrienarbeit zwischen den 
sogenannten Achsenrntiechten bestand, jedenfalls soweit das V« rHaeltnio zwi¬ 
schen Deutschland und Japan in Frage koriimt. 

Welcher Schluss kann nun a^s dein Inhalt dieser sogenannten Sch.i.uess*.L 


ges inn 


dokumen to, die die Anklage selbst als besonders beweis erheb lieh’ fuer das 


S'O- 
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werden? Ohne zu dem materiellen Beweiswert dieser Dokumente Stellung neh¬ 
men zu wollen, steht auf Grund dieser Aufzeichnungen jedenfalls fest, da5• 
der Angeklagte Hess bei keiner dieser Besprechungen bezw. Befehlsausgabei 

c.< * 

% 

anwesend war. Beruecksichtigt man bei Wut rdigung dieses Umstandes nie 

V 

weitere Tatsache, dass der Angeklagte Rudolf Hess der Stellvertreter de* 
Fuehrers und damit der oberste: oolitische Leiter und dass er weiterhin 

« 

vom 1; September 1939 ab nach dem Angeklagten Hermann Goering zum Nach¬ 
folger Hitlers bestimmt war, so duerfte fuer die Annahme eines gemeinsa¬ 
men Flaues in der von der Anklage behaupteten Form in der Tat kein Raum 
mehr sein. In diesem Zusammenhang darf ich Bezug nehmen auf den 
Bericht des Chefs des Generaistabs der Armee der Vereinigten Staaten 
cui den Kriegsminister fuer die Zeit vom 1, Juli 1943 bis 30. Juni 1945. 

Ich zitiere: "... Die vorhandenen Beweise ergeben, dass Hitlers ursprucvjJ 
liehe Absicht dahin ging, durch Absorbierung der germanischen Voelkpr 
in den angrenzenden Laendern des deutschen Reiches und durch VerstaerkuH3 
der neuen Grenzen desselben ein Grossde-utsches Reich zu schaffen, das 
Europa beherrschen sollte. Zur Erreichung dieses Zieles verfolgte Hitler 
eine Politik des Opportunismus, welcher es gelang, das Rheinland, Oester¬ 
reich und die Tschechoslowakei ohne railitnerischen Widerstand zu besetzen 
Kein Beweis ist bis jetzt ;e fanden, dass das deutsche Oberkommando 
einen alles erfassenden strategischen Plan hatte (over-all Strategie plan") 
Das Oberkommando billigte zwar grunb.saetzlich die Politik Hitlers, aber 
dessen ungestueme Strategie ueb rrannte die deutschen militaerischen 
Faehigkeiten und fuehrte schliesslich zur Niederlage Deutschlands, Die 
Geschichte des deutschen Ober komm andos von lö^ßan ist von staondigen 
persoenlichen Konflikten ^rfuellt, in welchen sich zunehmend Hitlers 
persoenliche Befehle gegen militaerisches Urteil durchsetzten. Der erste 
Zusamme-nstoss erfolgte im Jahre 193G und endete mit der Entlassung v o v\ 
Blombergs, von Fritsch und gacks und im Abschieben des letzten noch 
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Die Feldzuege in Polen, Norwegen, Frankreich und in den Nieder¬ 
landen hatten ernste Diversionen zwischen Hitler und den Generalen hin¬ 


sichtlich der Einzelheiten in der Durchfuehrung der strategischen Plae- 


ne zur Folge. In jedem Fall setzte sich der Generalstab fuer die ortho¬ 
doxe Form der Offensive ein. - Hitler dagegen fuer einen unorthodoxem 

\ 

Angriff, dessen Ziele tief irr Feindgebiet lagen. In jedem Fall setzte. 


s 


ich Hitlers Auffassung durch und der wirklich erstaunliche Erfolg 


I 

jedes dieser aufeinanderfolgenden Feldzuege erhoben Hitlers Prestige 
zu einem Punkt, wo man nicht mehr wagte, seiner Ansicht zu widerspre¬ 
chen, Sein militaerisches Selbstvertrauen, wurde grenzenlos nach dem 
Sieg in Frankreich, und er begann nunmehr die Gedankengaenge seiner 

9 

Generale selbst in der Gegenwart juengerer Offiziere zu kritisieren und. 
herabzusetzen. So kam es, dass vom Generalstab kein Widerstand vorge¬ 
bracht wurde, als Hitler seinen schicksalhaften Entschluss fasste,/dev - ^ 



S. 


aus dem Osten drohenden Gefahr ent gegenzutreten .~7 

Mit dem Kriegseintritt Italiens beabsichtigte Mussolini, unter 
dem Deckmantel deutscher militaerischer Erfolge seine strategischen 
Plaene hinsichtlich der Expansion seines Imperiums zu verwirklichen. 
Feldmarschall Keitel erklaert, dass die italienische Kriegserklaerurig 
im Gegensatz stand zu den dm Deutschland abgegebenen Erklärungen. Bei- 
de^ Keitel und Jodl, stimmen darin ueberein, dass sie unerwuenscht w(X 
Von Anfang an war Italien nichts als eine Last fuer das deutsche Krxeq - 
potential c Durch die Abhaengigkeit hinsichtlich Oel und Kohle war Ita¬ 
lien eine bestaendige Quelle fuer Reibungen auf dem Wirtschaftsseklo**. 
Mussolinis einseitige Aktion gegen Griechenland und sein Angriff auf 


C/t^l 


Aegypten zwang die Deutschen zum Balkanf aldzug sowie zum Afvrikafeldzd 9 

und hatte die Ueberbeanspruchung der deutschen Kraefte zur Folge., wei — 

che zu einem der Hauptfaktoren der deutschen Niederlage wurde. . 

Fs liegt fernerhin keinerlei Beweis vor fuer eine strategische 

Planung zwischen Deutschland und Japan. Der deutsche Generalstab erkenne L , 
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jedoch, dass Japan starke britische unci araeriKaniscne uuu 

Luftstreitkraefte im Fernen Osten binden wuerde ..." (Ende des Zitats). 
Die Bekundungen der Angeklagten Keitel und Jodl, die sie im Zeugen- 
nnd bemacht haben, decken sich im wesentlichen mit eien Feststellungen 


st 


des amerikanischen Gene ralstabs chefs, so dass sich weitere .n.usfuehrungen 
dazu. eruebrigen. Fs kann als erwiesen angesehen werden, dass nicht einmal 
im engsten Mitarbeiterkreis um Adolf Hitler eine voellige Uebereinstim¬ 
mune ueber die auf dem politischen und niilitcc.e rischen ..7 t bi et zu er^rei— 
fenden Hassnahmen bestanden hat, wobei zunaechst das staatsrechtlich be- 

‘er u endete Unterordnung- sverhaßltnis zwischen den Offizieren der Il/ehrmncht 

% .* 

und dem Staatsoberhaupt und Obersten Befehlshaber dusser Betracht bleiben 
kann. Man sieht; nicht einmal fuor *ien■ Pc-rsoenenkreis kann das Bestehen 
eines gemeinsamen auf einen Krieg gerichteten Planes an^onommen werden,, 
fuer den es zunaechst am wahrscheinlichsten schien. 

Als zweites gemeinsames Ziel der Verschwoerung wird in der Anklage¬ 
schrift die Aneignung der Gebietsteile behauptet, die Deutschland als Er¬ 
gebnis des Weltkrieges 1914 bis 1918 verloren hatte. Ich habe bereits ein- 

* 

Qjtngs ausgefuehrt, dass bereits die Mantelnotu zum Versailler Vertrag die 


Moe 


if-lichkcit einer Revision des Vertrages vorsieht. Darueber hinaus kann 


aus der Forderung auf F r iede?rveroinigiing Oesterreichs’ mit dem Deutschen 
Reich und auf Angliederung der sudetendeutschen Gebiete fuer sich allein 
nicht auf das Bestehen eines Planes geschlossen werden, der gegebenenfalls 
auch durch Anwendung von Gewalt und auf dom rege eines Krieges haette ver¬ 
wirklicht werden sollen. In der Tut wurden diese Gebiete unter Missachtung 
des Selsbstbestimmungsrechts der Voelker daran gehindert, sich schon im 
Jahre 1919 an das Deutsche Reich anzuschliessen. Ich kann in dieser,Frage 
Bezug nehmen auf meine eingangs gemachtun Feststellungen. Tatsaechlich 
ist der Anschluss Oesterreichs - das kann als Frgebnis der Beweisaufnahme 
wohl gesagt werden - unter Umstehenden zustande gekommen, 


die man nicht als 
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Lricgei iscii bezeichnen kann unci die clen Schluss zuliossön^ dass dcp 
groessere Teil der-oesterreichischen.Bevoelkerung dem Anschluss zustimm- 

i . 

te # Was die sudetendeutsche Frdge anlangt^ so genuegt es hier^ auf das 

•'v 

Pluenchener Abkommen zwischen Deutschland^ Grossbritarmien, Frankreich unc 
Italien hinzuweisen, durch das die Wiedervereinigung d.er Sudotcndeut— 

w 

• / 

sehen mit dom Reich geregelt TTurde. 

Und endlich wurde als' drittes Ziel des gemeinsamen Planes die Aii- 

*V 

eignung weiterer Gebiete auf d<?m eurouaeischon Kontinent bezeichnet. 

• • » • ■ « 

die den Verschvroerern als " Lebensraun" dienen sollten. Die Anklage- 
. schrift ist in diesem Punkt sehr unklar und laesst jede Substantiierunr 

• y 

• . ' * # • * 

vermissen. In der Tat ist aber die Frage des sogenannten 11 Lebensrauns 11 

* % • 

ein iroblen, das von der nationalsozialistischen Ideologie voellig unab— 
haengig iob uno. bestii.iiiiu wird von der Qroesse des Raumes und der Volks— 
zahl. -iib nies er 1‘rage musste 9 ich und muss sich jede deutsche Regie— 



rung aus einander s etzen. • 1 enn Argument Hitlers im Deutschen Volke 

einen nachhaltigen Widerhall gefunden hat, dann war es die von ihm <?r- 
höbene Forderung nach einer anQjamessenen Beteiligung des Deutschen Vol- 
kes an den materiellen Guetern der vielt. Diese Forderung erschien umso 

A 

berechtigter, als das Verhaeltais zwischen der Groesse des Raumes und 
der '/olkszahl bei wenig Voelkern so unguenstig- ist, wie beim deutschen. 
So treffen z.3. allein im europäischen Russland auf einen Quadratkilo¬ 
meter 22,1 Einwohner. In den Vereinigten Staaten von Nordamerika be- 
traegt die Bevölkerungsdichte nur 17 Lfenschen. .Und Frankreich, mit 
74,6 .lenseben am. dem Quadratkilometer, verfuegt ueber nicht weniger als 
11,5 -Unionen Quadrackilometer R.aum. Endlich beherrscht England mit 
47 Millionen Einwohners nicht weniger als 35 Millionen Quadratkilometer 

Raumes. Demgegenueber verfuegte Deutschland am 1. September 1939 mit 

✓ 

ueber 80 Millionen Menschen bei einer Bevoelkerungsdichte von 140 noch 
nicht einmal ueber 600 000 Quadratkilometer, Diese Zahlen spreclien fuer 


aruje- 


sich seiest, Nicht zu trennen von der Frage des Raumes ist eine a 
messene Verteilung der d—' Ri > h [( J c ^ /o * * o c ^ 
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wie unzureicnenaer weise aie wicnuigauea ruuöuüii^uchcu vaocxiu oxuu 


dass bestimmte Rohstoffe voellig monopolisiert sind. Sicher ist, dass die 

4 

Erbitterung ueber die ungerechte Verteilung der materiellen Gueter der 
Welt im Deutschen Volk um so groesser werden musste, als nicht nur jede 
vernuenftige Revision abgelehnt, sondern darueber hinaus von der Gegen¬ 
seite in nicht misszuverstehender Weise die Voelker in zwei Klassen eiw^~ 
teilt wurden, naemlich in die ''Besitzenden 11 und in die "Habenichtse". Ixn 
der Tat konnte diese Klassifizierung.nicht anders als Hohn empfunden werten. 

Im uebrigen herrschte ueber die moeglichen Loesungen, die durch die 
Raumnot bedingten Schwierigkeiten zu beseitigen, auch nach 1933 durchaus 
keine einhellige Auffassung« So hat z.B. gerade der Angeklagte Rudolf 
Hess zu denen gehoert, die das Problem des Lebensraums nach Mocglichkeit 
durch den Erwerb von Kolonien geloest sehen wollte. So erklaerte er z.B. 
in einer grossen Rede am 21. Maerz 1936 in Stettin: "... Der natuerlich 
ste Weg, fuer die Menschen in Deutschland mehr Lebensmittel bereitzustö.l - 
len ist der, unsere Lebensbasis zu erweitern, das heisst sie zu ergaenzeyi 
durch Kolonien. Deshalb hat der Puehrer mit Erklaerung seiner Bereitschaft 

i 

in den Voelkerbund zurueckzukehren, die Erwartung verknuepft, dass.die 
Frage der Kolonien einer Pruefung unterzogen wird. Der Fuehrer weiss, dass 
ein Volk ohne genuegend Raum, ohne genuegende Ernaehrungsgrundlage, dass 
ein hungerndes Volk auf seinen Selbsterhaltungstrieb heraus auf die Dauer 
ein Herd der Unruhe sein muss , di migegenueber auch der genialste Stößtsw^^wi 
machtlos ist. Denn der Hunger 'ist ein Naturtrieb, der weder durch Ermah¬ 
nungen noch durch Befehl zu baendigen ist. Der Wunsch nach Kolonien fuer 

4 

uns ist daher nur der Wunsch nach einer Beruhigung Europas auf lange S\cht 
und darum ist die Frage der Zuteilung von Kolonien fuer Deutschland ein 
Teil im Rahmen des grossen BefriedüngsvorSchlages des Fuehrers..." 

(Ende des Zitats) 
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Die .-/eit woi^s^ o.ass Euch die iir iuej_lung dieser Forderung ebenso vrio 

• 

die aijT j. aellung aller meueren -Uevisionsnnspruecho verweigert worden ist 9 

' ‘ • i 

In der Tat kann der Zusammenhang zwischen der ungerechten und jeder 
wirtscnaitlicnen Vornunit widersprechenden Verteilung der j materiellen 
Gueter der vfelt und den politischen Spannungen^ die den Frieden der Welt 

' Vb Lf'tys / ' 

imuer wieder erschuettern, einfach nicht ueberseben/werden # |Auf diesen 

oachverna.lt hat auch mit aller Deutlichkeit der Vorsitzende des Dates der 

Volks komrmissare der UdSSri^ Generalissimus otAlin in seiner grossen Rede 

vor .1 3-1. Februar 1946 aalaesslitW <jfer V hlen zum Obersten Sowjet hingevjle- 

sen^ in c.er er unter anderem ausfuenrto»: !i „,, üis waere falsch zu denken, 

€ 

/ 

j 

ciuwos c;er zmeite ..'euu^ciier zuictßlAig oder als Folge von Fehlern dieser odev* 

• .. » 

jener Staatsmänner entstände:, ist, obwohl diese Fehler ohne Zweifel ge-," 
j.iacitu moiv.en smc.. In WiriiLichiceit entstand der Krieg <^ls ein unvermeid¬ 
liches Ergebnis der internationalen wirtschaftlichen und politischen Kr aGf— 
te auf der Grundlage des modernen monopolistischen Kapitalismus ... 

«** A WWW 

s- 

Vielleicht koennte wan den fCriegslcatustrophen entrinnen, wem: es eine 
Wbegiichkeit gaebe, nie Uohstoffe zwischen den Laendern ihrem wirtschafte 
liehen Gewicht entsprechend durch Annahme vereinbarter und friedlicher 
Beschluesse neu verteilen ... ” ( Ende des Zitats ) Und an einer anderen 

Stelle seiner Hede erklaerte Stalin: 11 ... So steht es mit der Fmfe ueber 

* * 

don Ursprung und uon Gnaraktor dos zwoiton . .eitkrieges, Jetzt erkennen 

4 

wohl alle an, dass der Krieg keine Zufael3.igke.it' in Leben der Voelker 

v/ar und es auch nicht sein konnte, dass er sich in der Tat in einen K r ie£ 

\ 

der Voelker tim ihre Existenz verwandelt hat und dass'er deshalb kein ■ 

f 

schnell ablaufender Blitzkrieg sein konnte ... 11 ( Ende des Zitats ) 

k 

\ % 

Diesen Ausführungen ist nichts hinzusufuegen, Sie sprechen fuer sich 

selbsto j 1 
sJS 
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des als tatsaechlich festgestellt zu erachtendenen Sachverhalts: Wie ich 
bereits ausgefuehrt habe, ist Artikel 6 Absatz 3 des Statuts nicht die 
Normierung; eines eigenen und selbstaendigen Verbrcchenstatbestand.es, 

.sondern die Erweiterung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der An- 
fuehrcr, Anstifter und Teilnehmer, die am Entwurf oder an der Ausfuohruvt^ 

» • 

eines gemeinsamen Planes zur 'ehung eines der in Absatz 2 genannten Kv>lags¬ 
brechen teil genommen haben. Ditfse Personen sollen nach der genannten Be¬ 
stimmung nicht nur fuer die Handlungen verantwortlich sein, die sie selbst 
begangen haben, sondern sie sollen auch fuer a].le Handlungen strafrecht¬ 
lich einstehen muessen, die von irgendeiner Person in Ausfuehrung eines 
solchen Planes begangen worden sind, ■> • 

In Artikel 6 Absatz 2a des Statuts ist der Tatbestand des Verbrechen 
gegen den Frieden wie folgt bestimmt: "Planen, Vorbereitung, Einleitung 
oder Durchfuehrung eines Angriffskrieges oder eines Krieges unter Ver¬ 
letzung internationaler Vertriebe; Abschluss von Abkommen oder Abgabe vovn 
Zusicherungen, oder Beteiligung an einem gemeinsamen Plan oder .an einer 
Vorschwoerung zur Ausfuehrung einer der vorgenannten Handlungen". 

Mfciohrend nun in Artikel 6 Absatz 3 des Statuts ausdruecklich be¬ 
stimmt wird, dass die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Teilnehmers 
am Entwurf eines gemeinsamen Planes sich beschraenkt auf Handlungen, 
die "von irgendeiner Person in 'Ausfuehrung eines solchen Planes begangen 
worden sind", ist nach Artikel 6 Absatz 2a des Statuts das Verbrechen 
gegen den Frieden bereits vollendet mit dem "Abschluss von .Abkommen oder 
der Abgabe von Zusicherungen oder der Beteiligung an einem gemeinsamen 
Plan oder an einer Verschowerung zur Ausfuehrung eines Planes, der sich 
auf die Vorbereitung oder Einleitung oder Durchfuehrung eines Angriffs¬ 
krieges richtet". Im Gegensatz zu Artikel 6 Absatz 3 ist hier nicht not¬ 


wendig, dass eine Ausfuehruntjshandlung ueberhaupt begangen wird. 
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tenden Voelkerrecht der Krieg als solcher und insbesondere cler Beginn 


eines Angriffskriegs ein Verbrechen war. Zu dieser Frage wurde bereits 

% 

in der Eroeffnungsrede der Verteidigung Stellung genommen. Diese Unter¬ 
suchung der rechtlichen Seite dieser Frage hat ergeben, dass weoer t.er 

■ 

Voolk er bunds pa kt noch der Briand-Kellogg—Pakt irgendetwas enthalten, was 


den 


Schluss zulassen wuerde, dass der Beginn eines Krieges ein Kriminell^*» 


un 


d daher strafbares Unrecht war. Das geltende Voelkerrecht kannte weder 


eine strafrechtliche Verantwortlichkeit des Staates als juristischer rer 
son und noch weniger eine strafrechtliche Verantwortlichkeit der Organe 
des Staates, also-des Staatsoberhaupts, der.Regierungsmitglieder, der mi- 
litaerischen Oberbefehlshaber, der Vartschaftsfuehrer usw. 

Es kann auch dahin gestellt bleiben, worauf dieser unbefriedigende 
Zustand des Voelkerrechts zurueck?.ufuehren war. Fit Recht wurde bereits 

darauf hin gewiesen, dass der Gedanke der Souveraenitaet und die Y'eigerung 

• < 

• • * • 

vor allem der Grossmaechte, auf einen Teil dieser Souveraenitaetsrechte 

• t 

im Interesse einer besseren ueberstaatliehen Organisation zu verzichten, 

✓ 

mit ein Grund fuer den unbefriedigenden Stand des Voelkerrechts gerade 
in dieser Frage gewesen sind. Im Zusammenhang damit steht eine weitere 

Tatsache, die mir nicht wenige r bedeutsam zu sein scheint, nass es naem- 

\ , 

lieh bis jetzt nicht gelungen ist, eine wirkungsvolle Organisation und 

ein Verfahren zu schaffen, die eine wirkliche Befriedigung der berech- : 

tigten Ansprueche der Voelker auf eine angemessene Beteiligung an den 

/ 

. . / 

materiellen Guetern der *’v r elt gewn ehrlei stete und auch sonst fuer einen 

gerechten Ausgleich der widerstreitenden Interessen Sorge tragen wuerde. 

Es kann sonach schon auf Grund dieser Feststellungen und Untersu¬ 
chungen kaum mehr einem Zweifel unterliegen, dass es ein Verbrechen gegen 

i 

den Frieden, wie es in Artikel 6 Absatz 2a des Statuts seinen tatbestands- 

. 

maessigen Ausdruck gefunden hat, nicht gibt.. Dieser Abschnitt ces - Ar t ikeln 



- 59 - 


Artikels 6 des Statuts findet im. geltenden Voelkorrecht keine ausreichende. 

st 7 

Ich habe bereits den Inhalt 


J_S O ClüS Üb-J.ÜULS linuuu UTl 

4 S>. ‘+'2'? ^ t>,3 

age,[Hinzu kommt aber nun folgendes: 


Grundl 

des Geheimen t. Zusatzprotokoll * väedergegeben, das in der Nacht vom 23. aJ F 

\ 

21, August 1939 zwischen der. ßogicrungen Deutschlands und der Uiäon der 
Sozialistischen Sowjet Republiken abgeschlossen wurde, also 54 Stunden "vov 
dem geplanten Einmarsch der deutschen Truppen in Polen und in Angesicht 
der sich bereits einsatzbereit gegenuoberstehenden Heere, Der Inhalt die¬ 
ses Geheinen Zusatzprotokolls, das einen wesentlichen Bestandteil des 
zväschen Deutschland und der Sowjetunion abgeschlossenen Nichtangriffs- 

t 

Vertrages bildet und fuer dessen Zustandekommen es eine conditio sine 

+ • 

qua non war, erfuellt genau den Tatbestand, vde er in Artikel 6 Abs ,2a 


des Statuts seinen strafrechtlichen Ausdruck gefunden hat. Aus diesem 

Sachverhalt koennen nur zwei Folgerungen gezogen werden: 

• • 

1 0 Wenn in Bezug auf die Nichtvereinbarkeit des Artikels 6 Abs 0 2a des 
Statuts mit dem. geltenden Voelkerrecht auch nur noch der geringste 
Zv/eifel bestanden haben sollte^ dann muessen diese Bedenken im Hin- 

i 

*blick auf den Inhalt dieses Geheimen Zusatzprotokolls vom 23# August 

1939 ohne weiteres gegensUuidslos werden© Drjnit haben dann aber auch 

alle Anklagen, soweit sie im Anklagepunkt 1 und 2 der Anklageschrift 

✓ 

ihren Ausdruck gefunden haben, jede Grundlage verloren. Es kann, wenn 

* 

es schon keinen Verbrochen!atbestnd' gegen den Frieden gibt, erst 

recht kein Verbrochen eines gemeinsamen Planes geben, der auf die Be— 

gehung eines Angriffskrieges abzielt 
• ✓ 

2 0 Oder aber, man haelt nach v/ic vor an der Auffassung fest ^ dass der 

* 

\ 

Artikel 6 Absatz 2a des Statuts in Hubereinstimmung steht mit den 

Grundsnetzen des internationalen Rechts und der gemeinsamen üsberzeo- 

* 

gung «aller Mitglieder der Voelkerrechtsgemeinschaft^ dann ergeben 


s 


ich daraus Folgen^ die nicht weniger schwerwiegend sind* -^s ist datne^ 

✓ 

der Fall eingetroten, ckiss mindestens eine der Signatarmaechte des Lov» 
donor Abkommens vom ß, August 1945 in dem gegenwaertigen Verfahren 


-st 


nicht 



nur als Verfasser des Gerichtsverfassungsgesetze’s, als 
Schoepfer der Str cfrechtsnomen, als Anklaeger und Richter 
auftritt — worauf die Verteidiger aller Angeklagten in An¬ 
sehung der Steilung aller vier Signatarmaechte bereits am 

November 1945 hingewiesen haben - sondern cs ist darueber 

* 

hinaus durch die Beweisaufnähme als erwiesen anzusehen, 

dass diese eine Signatarmacht auch noch Teilnehmer 

an einem Plan und Vertragspartner eines Abkommens ist. wie 

. < 

es in Artilcel 6 Abs # 2a fuor die dafuer Verantwortlichen 

✓ 

unter Strafe gestellt ist # Dies gilt auch dann, wenn man 

die in dem Geheimen Zusatzprotokoll niedergelegten Abma— 

# 

chungen als unter einer Bedingung getroffen ansieht, naem- 

* 

lieh fuer den Fall, dass sich eine Loesung des deutsch— 

polnischen Konfliktes auf dom Verhandlungsweg als unmoeg— 

% 

lieh enteisen sollte. In Strafrecht saemtlichcr zivilisier. 

ter Voelker ist es ein allgemein anerkannter Rechts «rund«. 

¥ 

sat z , dass auch der bedingte Vorsatz, also der dolus even— 
tualis eine echte und die Strafbarkoit bogruende»de Schuld- 
fomi darstellt f 

Ss kann voeilig dahingestellt bleiben, ob dieser Sach¬ 
verhalt saemtliehen Signatarmaochton dos Londoner Abkom- 
mens vom ß* August 19*45 beim Abschluss dieses Abkommens 
und t«j. d&c Unterzeichnung des einen wesentlichen Bestand¬ 
teil des ADkommons bildenden Statuts fuor den Internationa— 

t 

len Ivlilitaergcriehtshof bekannt war oder nicht, Ls kann 
auch dahingestellt bieibcn, ob das Londoner Abkommen und 
das Statut aus irgendeinem Rechtsgrund im Hinblick auf den 
vorstehend geschilderten Sachverhalt als nichtig anzusohen 

v 

sind oder nicht. Ich beabsichtige auch nicht die Frage 

✓ 

zu pruefon, welche rechtlichen Auswirkungen der Inhalt 



des Geheimes Zusatzprotolcolls auf den Bestand und die Rechts- 

gueltigkeit des deutsch-sowjetischen Nichtsangriffsvertrages 

* 1 

vom 23.0,1939 hat, dessen wesentlicher Bestandteil es ist. 
Das Tribunal wird auch diese Frage ex officio unter An¬ 


wendung der Grundsaetze zu untersuchen haben, wie sie sich 
aus dem Recht aller zivilisierten Nationen hcrleiton«. In' 

l 

jedem Fall widerspricht der durch die Bcweisaufnähme festge— 

✓ 

stellte Sachverhalt einem Rechtsgrundsatz., der einen Im¬ 
manenten und integrierenden Bestandteil jeder- nationalen 

und internationalen Rechtsordnung und jeder Rechtsan- 

* 

Wendung bildet, dass na.omlich niemand Richter in eigener Sa.- 
che sein kann, dass niemand an der richterlichen Beurteilung 


eines Sachverhaltes mitwirkon kann, wenn er selbst der Teil¬ 


nahme an einer den 


NJt 

C 



Gegenstand der Anklage bildenden Handlung verdaecntig ist. Die Idee je- 

% 

der Gerichtsbarkeit schlechthin hat die Einhaltung dieses Grundsatzes 
zur selbstverständlichen Voraussetzung, 

In der Tat ist es aber nicht bei dem Plan gcbliebc-n, wie er seinen 

•• 

t 

Ausdruck in dem deutsch-sowjetischen Geheimen Zusatzprotokoll vom 23• 
August 1939 gefunden hat* Als die deutschen Armeen sich Mitte September 
1939 der durch die Fluesse Narewj Weichsel und San gekennzeichneten De- 
marketicnslinie nachorten, ueberschrittcn die sowjetrussischen Armeen 
die polnischen Grenzen und besetzten in Ausfuohrung des Geheimen Zu¬ 
satzprotokolls vom 23.8,1939 und entsprechend der darin vereinbarten 
Abgrenzung der beiderseitigen interessonsphaeren das gesamte oestlich 
dieser Demarkationslinie liegende: Gebiet des Staates Polen« Im Zeit— 
punkt des Einmarsches der sowjetischen -Armeen gab cs noch eine polni— 
sehe Regierung und einen polnischen Staat, 

Entsprechend der cm 23» August 1939 getroffenen geheimen Abma¬ 
chungen wurde dann nach der voolligen Niederlage Polens am 28, Sep¬ 
tember 1939 in dom zwischen Deutschland und der Sowjetunion abgeschlos¬ 
senen Grenz- und Freundschafts^orbrag die Grenze der beiderseitigen 




Reichsinteressen auf dom Gebiet des frueheren polnischen Staates 

unter ausdrücklicher Ablehnung jeglicher Einmischung dritter Maechte 

endguoltig festgelegt. Die in Artikel 1 dieses deutsch-sowjetischen 

Grenz- und Freundschaftsvertra.ges vereinbarte Grenze weicht nur inso— 

* 

fern von der am 23 • ^ugust 1939 vereinbarten Demarkationslinie ab^ 


als die Woywodschaft Lublin und ieile der Woywodschaft Warschau zur 
Intcrcssensphaero Deutschlands gerechnet wurden. 

Diese Aenderung der im Geheimen Zusatzprotokoll vom 23. August 1939 

• * 

getroffenen Abmachungen wurde ^ wie ebenfalls auf Grund des Ergebnisses 

* 

der Beweis auf nähme in diesem Prozess feststeht, niedergelegt in einem 
Geheimen Zusatzprotokoll zum deutsch-sowjetischen Grenz- und Freund¬ 
schaftsverbrag vom 2S.September i939. Als Ausgleich fucr diese 


— 61 - 


Erweiterung clor deutschen Interessensphaere wurde in dem Geheimen 

* 

Zusatzprotokoil vom 28. September 1939 vereinbart ^ dass in Abaenderung 

des Protokolls vom 23. August 1939 cle.s Gebiet des litauischen Staates 

* * 

in die Interessensphaere der UdSSR, fallen sollte. 

• » 

In Ausführung der sei 23. August 1939 und am 28. September 1939 
getroffenen geheimen Abmachungen gingen die Streitkraefte der Sowjet¬ 
union cm 30. November 1939 zum Angriff gegen Finnland ueber , nachdem ' 
bereits am Tage vorher die sowjetische Regierung die diplomatischen Be¬ 


ziehungen mrc Finnland abgebrochen und den mit Finnland abgeschlossenen 

i 

Nichtangriffsvertrag gelcuendigt hatte. Als Folge dieses Angriffes 


wurde die Sowjetunion durch Beschluss des Voelkerbundsrates vom 


14. 


Dezember 1939 wegen Verletzung der sich aus dem Vorlkerbundspakt er- 

t * 

* 

gebenden Pflichten aus dem Voelkorbund ausgeschlossen 

Am 15. Juni 1940 erfolgte clie Besetzung Litauens durch sowjeti¬ 


sche lruppen* Lettland und Estland wurden am 17. Juni 1940 besetzt* 
Durch Beschluss des Obersten Sowjets vom 3. August 1940 wurde 
Litrauen als 14. Bundesrepublik in den Verband der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken auf genommen*-Die Einbeziehung Lettlands als 15. 

Bunnesrepublik erfolgte durch Beschluss dos Obersten Sowjets vom 5• 
^ugust 1940. 6. August 1940 wurde Estland als 16. Bundesrepublik in 

die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken aufgenommen* 

✓ 

Der Einmarsch sowjetischer Truppen in Bessarabion fand cm 28, 

Juni 1940 statt. Durch Beschluss des Obersten Sowjet vom 2. August 1940 

wurde Bessarabion der ukrainischen Republik angeschlossen, 

✓ 

Es kann so nach keinem Zweifel unterliegen, dass jedenfalls so¬ 
weit die Sowjetunion in Frage kommt, es nicht nur zu einem Abschluss 
von Abkommen oder zur Abgabe von Zusicherungen oder der Beteiligung 


an einem gemeinsamen Plan im Sinne des Artikels 6 Absatz 2a gekommen 
* 

i ß t> sondern, dass clnrueber hinaus der in den geheimen Zusatzprotokollen * 
enthaltene Plan auch durchgefuohrt worden ist. 


— C? 2 . — 




Durch clio zuletzt geschilderten Unssnahmen der Sowjetregierung ist 

somit auch der T nt ab c s t and des -Artikels 6 Absatz 3 des Statuts als 

erfuellt anzusehon, 

✓ 

Alles, was sich in Bezug auf die i'ebereinstimmung des Artikels 6 

% 

Absatz 2a des Statuts mit der Rochtsueberzeugung der Mitglieder der 
Voelkerrechtsgemeinschaft gesagt habe, gilt sinngem-aess im Hinblick 
| auf den jetzt geschilderten Sachverhalt auch fuor die Geltung des 


Artikels 6 Absatz 3 des Statut 


8 o 


^ io Vit* 


Darueber hinaus ist zu Artikel 6 Absatz 3 des Statuts folgendes 




zu sagen; 


Der Tatbestand der Verschwoerung, wie er in Artikel o Absatz 3 

# 

seinen Ausdruck gefunden hat, ist eine typische Einrichtung des anglo- 

amerikanischen Rechtes, Das kontinental-europaeische Recht kennt einen 

derartigen V e rb r_- eil ent at b e s t and nicht. Es kann aber auch keinem 

Zweifel unterliegen, dass das internationale Strafrocht, soweit es 

ein solches in engerem und in eigentlichem Sinne uoberhaupt gibt und 

men darunter nicht die Nomen versteht, die bei der Anwendung eigenen 

* 

oder fremden Rechts zu beachten sind, den Begriff dor Verschwoerung al: 
strafrechtlichen Tatbestand ebenfalls nicht kennt. 

Es ist aber nicht nur die Frage dos geltenden Voelkcrrechts und 
die Uo b p re ins t human • i des Statuts mit diesem einer Pruefung zu unter- 


- — Es handelt sich vielmehr daneben auch um die Beantwortung fol* 


zxenen 


gender Frage; 

In den Eroeffnungsansprachen der vier Hauptanklageverbreter und 
auch in der dem Prozess vorausgehenden Diskussion ueber die Rechts¬ 
grundlagen des Verfahrens sind zwei sich voeilig -widersprechende Ar— 

• * 

gumente vertreten worden« b nehmend die einen crkiaerten, dass das Sta* 
tut ein vollkommener Ausdruck des geltenden Voelkerrcchts sei und mit 


der gemeinsamen Rechisueberseugung aller Mitglieder der Voolkerrechts— 

gemeinschaft in Übereinstimmung stehe, wurde von den anderen 

b<? h o ofn-te t /3 C ’s e<u*e 1-/& tevf $4-b e 
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Internationalen Militärtribunals sei, das Voelkerrecht fortzuent¬ 
wickeln. Diese letztere Auffassung tritt z.B. ziemlich klar hervor in 
dem Bericht des amerikanischen Hauptanklagevertreters an den Praesi- 
denten der Vereinigten Staaten vom 7. Juni 1945* Hier wird unter an¬ 
derem woertlich ausgefuenro: n ... In der Anordnung dieses Gerichtsver¬ 
fahrens munssen wir uns auch der Bestrebungen bewusst sein, mit denen 
unser Volk die Beschwerden des Krieges auf sich nahm. Nachdem wir in 
den Krieg eingetreten waren, und unsere Maenner und unseren Reichtum 
zur Ausrottung dieses Uebels einsetzten, war es das all gern ei ne Gefuehl 
des Volkes, dass aus diesem Krieg unverkennbare Regeln und eine ge- 
brauchsfaehige Maschine hervorgehen sollten, denen zufolge jeder, der 
sich mit dem Gedanken eines neuen Raubkrieges trug, wissen musste, dass 
er dafuer p.erscenlich zur Verantwortung gezogen und persoenlich be¬ 
straft wuerde... n (Ende des Zitats). 

Oder an-einer anderen Stelle wird in diesem Bericht woertlich 
erklaert: M ... Nach dem Voelkerrecht des 19. und fruehen 20. Jahr¬ 
hunderts galt Kriegsfuehrung im allgemeinen nicht ungesetzlich oder 
als Verbrechen im Rechtssinne. Zusahtmenfassend ging die herrschende 
Lehre dahin, dass beide Parteien in jedem Krieg als in gleicher Rechts¬ 
lage befindlich angesehen wurden und demzufolge* gleiches Recht be- 
sassen’ 1 . (Ende des Zitats). Die rechtlichen Ausfuehrungen in diesem 
Bericht schliessen dann auch in der Tat mit folgender Forderung: 
n ... Ein Angriff auf die Grundlagen der internationalen Beziehungen 
muss als nichts geringeres als ein Verbrechen gegen die internationale 
Gemeinschaft angesehen werden, die mit Recht die Unverletzbarkeit ihrer 
grundsäetzliehen Vertraege schuetzen muss, indem sie den Angreifer be¬ 
straft. Daher schlagen wir vor, die Forderung zu erheben, dass ein 
Angriffskrieg ein Verbrechen ist und dass das moderne Voelkerrecht 

die Rechtfertigung aufgegeben hat, wonach derjenige, der Kriege 

ec*e* fct* v / / / £37 /er ( G ^ «/ 
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Und in der Tat: Es waere nicht notwendig die Forderung nach einem 
Strafgesetz zu ergeben, wenn das in Betracht kommende Verhalten bereits 

vom geltenden Recht mit Strafe bedroht waere. 

Es ist offensichtlich, dass die Erfüllung einer derartigen For- 


ue 


jrun-- durch ein Gericht - ganz gleich, welches auch immer 'tie Rechts¬ 


grundlagen fuer sein Verfahren sein moegen - sich in Widerspruch set¬ 
zen wuerde zu einem Grundsatz, der sich aus dem Strafrecht fast sämt¬ 
licher zivilisierter Staaten herleitet und der seinen Ausdruck findet 
in der Regel: nulla poena sine lege, dass also eine Handlung nur 
dann mit einer Strafe belegt werden kann, wenn die Strafbarkeit ge¬ 
setzlich bestimmt war, bevor die Handlung begangen wurde. Dieser Sach- 
verhalt erscheint umso bemerkenswerter, als es sich bei der Regel 
nulla poena sine le, *e uni einen Grundsatz handelt , der in den Verfas¬ 
sungen fast aller zivilisierter Staaten verankert ist* So findet er 
\ 

sich z.B. in Artikel 39 der englischen Ma gna oliarta,des Koenigs Johann 
von 1215, in der nordamerikanisehen Verfassung; von 177^ und in den 
Erklaerun-en der franzoesisc: an Revolution von 17Ö9 und 1791. 

Dieser Grundsatz nulla poena sine lege steht aber nicht nur der 
Annahme eines Verbrechens gegen den Frieden entgegen, wie es durch oen 
Gerichtshof in Fortentwicklung des geltenden Voelkerrechts als straf¬ 
barer Tatbestand nach der Ansicht eines Teiles der Anklaeger statuiert 
werden soll, er steht vielmehr insbesondere auch der Absicht entgegen, 
in Fortentwicklung dos bisher reitenden Voelkerrechts nun auch noch 
einen selbstaendi.;en Straftatbestand der Verschwoerung durch Richter¬ 
spruch zu schaffen. Dabei kann es keinen Unterschied machen, ob uiese 
Verschwoerung gerichtet ist auf die Begehung eines Verbrechens gegen 
den Frieden oder auf die Begehung eines Verbrechens gegen die Kriegs- 
braeuche. Auch die Annahme eines gemeinsamen Plane» oder einer 


Verabredung zur Begehung von Kriegsverbrechen als selbstaendigen Stral- 

tatbestand ist nicht vereinbar mit dem Grundsatz nulla poena sine lege 

Anwendbar sind vielmehr auch hier nur, - wie vom franzoesischen Haupt- 

anklageVertreter bereits richtig dargetan worden ist - die nach dem 

Heimat recht des Taeters oder nach dem Rechte des Tatortes geltenden 

Teilnahme bestimmung en. Diese Tei InahmebeStimmungen beschraenken sich 

unter den gegebenen Umstaenden auf die Erweiterung der Strafandrohung 

fuer die Faelle der Mittäterschaft, Anstiftung und Beihilfe, 

Von der Teilnahme an dem allgemeinen Plan oder Verschwoerung, wie 

% 

ur in Anklagepunkt 1 dargestellt ist abgesehen,wird dem Angeklagten 

% 

Rudolf Hess., im Rahmen seiner persoenlichen Verantwortlichkeit fuer 

f 

Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit,von der An¬ 
klage im wesentlichen nur der Inhalt eines Dokumentes zur Last gelegt 

und zwar die Urkunde GB-268 (R-9&)* 

Fs handelt sich hier um einen Brief des Reichsministers der Ju¬ 


stiz an den Reichsminister und Chef der Reichskanzlei vom 17. April 
1941, der sich mit der Einfuehrung von Strafgesetzen gegen Polen und 
Juden in den angegliederten Ostgebieten befasst. Der Angeklagte Rudolf 
Hess spielt darin nur insoweit eine Rolle, als in dem Brief unter‘an¬ 
derem erwaehnt wird, der Stellvertreter des Fuehrers habe die Ein- 
fuehrung der Koerperstrafe zur Eroerterung gestellt. Wenn man berück¬ 
sichtigt, dass der Stab des Stellvertreters des Fuehrers allein 500 
Beamte und Angestellte umfasste und dass fuer Fragen der Gesetzgebung 
eine eigene Abteilung vorhanden war, die unmittelbar mit den einzelner: 
Ministerien verhandelte, so erscheint es schon sehr zweifelhaft, ob 
der Angeklagte Rudolf Hess in dieser Frage ueberhaupt persoenlich 
befasst wurde. In diesem Zusammenhang nehme ich Bezug auf die eides¬ 
stattliche Versicherung der Zeugin Hildegard Fath, Beweisstueck Rudojt- 


Hess Nr. 16. Im Hinblick jedoch darauf, dass die vom Stellvertreter 
des Fuehrers zur Eroerterung gestellte Massnahme nicht eingefuehrt 


Wurde, duerfte es auf die Kenntnis des Angeklagten nicht an- 
• 

komnen.Ohne dass auf den subjektiven Tatbestand naeher ein¬ 
gegangen zu werden braucht, kann gesagt werden, dass bei 

Anwendung der Gpundsaotze,' wie sich aus dem Strafrecht al- 

• • 

ler zivilisierten Voellcer horleiten laesst, es sich hier 
nicht einmal um einen Versuch handelt• Die Stellungnahme des 
Fuehrersy wie sic in dem Brief des Reichsjustizministers ih¬ 
ren Niederschlag gefunden hat, ist strafrechtlich unerheblic.' 
Es kann dabei vocllig ausser Betracht bleiben, ob ein Straf- 

gesetz verletzt wacrc, wenn die zur Eroerterung gestellte 

> — — 1 

Massnahme tatsacchlich in einem Roichsgesetz ihren gesetz¬ 


geberischen Niederschlag 


gefunden haettei 


r 


Ein anderes von der Anklagevertretung vorgelegtes Do- 
kunent ist USA Beweisstück 696 ( 062 - RS )• Es handelt sich 
dabei um die Anordnung des Stellvertreters des Führers vom 
13; März 1940, die sich mit der Belehrung der Zivilbevölke¬ 
rung über sachgemässes Verhalten bei Landungen feindlicher 


Flugzeuge oder Fallschirmabspringer auf•deutschem Reichsge¬ 
biet befasstDieses Dokument ist zwar weder in dem von der 
britischen AnklageVertretung vorgelegten Trial-Brief enthal- 
ten noch von Herrn Oberst GRIFFITH TONES am yi Februar 1946 

erwähnt worden! als er die persönliche Verantwortlichkeit 

* • 

des Angeklagten Rudolf HESS behandelte * Im Hinblick darauf, 

dass diese Anordnung aber offiziell als Beweisstück vorgo- 

. . — • 

legt wurde,' ist es notwendig,' kurz darauf einzugehen. 

— . • +-J 

Anlass zu dieser Anordnung vom iy, März 1940 war die 


Tatsache ' t dass die französische Regierung der französischen 
Zivilbevölkerung amtlich und durch Rundfunk Anweisungen 
gegeben hat, wie sic sich bei Landungen deutscher Flugzeu- 
ge zu verhalten habe. 


&q- 



HESS 


Auf Grund dieser Weisungen der französischen Regierung. 
Hai sich der Oberbefehlshaber der deutschen Luftwaffe versrn« 
lasst gesehen; auch seinerseits die deutsche Zivilbevölke-. 
rung über den Parteidienstweg entsprechend zu unterrichten. 
Er hat daher eine Anweisung über das Verhalten bei Landun- 

.. «4 " *< 

gen feindlicher Flugzeuge oder Fallschlrmabspringcr her- 
ausgegeben;- dia als Anlage zu der genannten Anordnung des 
Stellvertreters des Führers vorn. 13* März 19^0 Verwendung 
fandi 

Diese Anweisung enthält jedoch, nichts, was.mit den Ge- 

» »■» 

setzen und Gebräuchen der Kriegführung in 'Widerspruch steht. 


t t 


vjic ßic auch in öcr Iiaagcr Landkriegs Ordnung ihren 

Ausdruck gefunden habend Dies gilt ins dc sondere auch von 

. * _ 

* 

der Ziffer 4,' in der Anweisung gegeben wird,- feindliche 

Fallschirmabspringer entweder festzunohmen oder unschäd- 

^ » * • 

lioh zu machen. Sowohl nach dem Wortlaut als auch insbe- 

• ••• i 

sonders nach dem Sinn dieser Ziffer 4 kann es-nicht dem 
geringsten Zweifel unterliegen; dass damit nur gesagt wer¬ 
den sollte j dass die feindlichen Fallschirmabspringcr bc- 
kämpft und niodergekämpft worden sollten, wenn sio sich 
nicht freiwillig ergaben und ihrerseits sich der Festnah- 

i 

*• 

me durch Anwendung von Gewalt, insbesondere durch Gebrauch 

%••• * * 

der Schusswaffen zu entziehen versuchten^ Dies ergibt sich 

* «. • • 

4 ^* 

allein schon aus dem Wort "oder"; In erster Linie sollte 

_ . • 

.. > 

ihre Gefangenahme versucht werden'. Dies allein schon im 

b 

Interesse des Nachrichtendienstes• Erst wenn das infolge 

v * 4 ‘ 

Widerstandes sich als unmöglich erwies, sollten sie un~ 

• - * !. * 

schädlich gemacht; also nicclorgokämpft werdend 

Jode andere Auslegung dieser Anweisung würde nicht 

» • * 

nur dem Wortlaut und dem Sinn widersprechen; sondern 




% 


o.ohdcrrt. darüber hinaus auch, in Uiderspruch stehen zu c r . er 
iPet suche, aase bis zua Pranke elchfcldssug der Krieg, nach den 
hc G c.L.a geführt undc, vic sie- unter anderen auch in der 


Hnag^Lc.ndhriegsordnung nicdergolegt' sind und dass jeden¬ 


falls zu d.roser ueit - Barz 1940 — der Krieg sich noch 
aiiehr zu dem .gegenseitigen Verniehtungskampf entwickelt 
hatte, nie er nach Beginn des deuteeh-russischen Krieges 
cs norden sollte; Dass eine andere. Auslegung völlig ausgo- 
-•chlessen ist,: ergibt sich auch aus den sogenannten Kon— 




me.ndo r Bo fohl des Führers vom 18; lö; 1942 . , der ■-on der 


Anklage unter der Kummer USA «~ c oi t 493 


FS 


) vorgelegt 


wurde,. Bio Überlegungen zu diesem Befehl - bei dem übrigens 
völlig andere Voraussetzungen Vorgelegen haben - und der 
ferl^ss dieses Koi.nnc;ndo -B £f e hls durch IIit3_er selbst trotz 


des V/iderspruchos de 


und des Chefs des T/MTSt vüreu 


völlig überflüssig gewesen; wenn der Oberbefehlshaber der 

« » ■ • 

Ä * 

X.uit\:af j .0 acrcios im ALärz* 3.940 Weisungen erlassen hätte; 

. . >> 

die-dorn gleichen Za 00 k dienten; hadern ist in Ziffer 4 des 




Führer - Befehls vcm 18110; 1942 ausdrücklich bestimmt, da; 
gefangen genommene Angehörige von Kommandos dem SD üöerze- 
ton v: ordert sollten» 


—>a do_• ccufcschc 'Vexv dieser Anweisung zur Ar*r , jn rp 
Hl*> 3, ^ ^ . . 0 . _ 

vc-m öCr./eiarz 1940 völlig eindeutig ist und keinerlei Zu eifei 


aufkomnon lässt«: habe ich davon abgesehen; zusätzliche Bo- 

- - ^ • 

vcismittcl zu dieser Frage horansuziehen; Für den Fall jo- 
cooh v dass das Oe rieht diese Auffassung nicht teilen sollte 
t/lSc‘ es zur völligen Aufklärung des SachvcrhoJ.tos nicht zu 
umgehen sein, dass das Gericht von sich, aus die Anuoisun^en 

0 Ü 

• —J , — , 

lierur.zi^lit, da.c ä±e französische Regierung zu Beginn des 


b 





Jahres 194-0 der französischen Zivilbevölkerung für den Fal 2 
der Landung der deutscher Flugzeuge oder deutscher Fall- 

t 

seliirnabSpringer gegeben hat. 

• • • • • 

Auf das Dokument GF-267 ( PS-32V5), das dem Angoklag- 

• • *— . . 

. 

ten HESS ebenfalls zur Last gelegt wird,' braucht nicht 
naehcr Ginge gangen zu norden)' da der Inhalt dieses Do- 

••• •—i « 

kuments unter Anwendung der obigen Grundsactzc auf keinen 
Fall als Verbrechen gegen die IC r icgBgcbraouchc oder gegen 
die Humanitact angesehen morden kann. 


Rudolf HESS ist ausser als Einzelperson auch noch 

# 

als Mitglied der SA, dar Vu des Korps der Politischen Lei- 
•- — , 

ter und der Reichsregierung engeklagt) Was die Mitglied- 

s • 

schaft bei der SA und der % anlangt) so eruebrigen sich 
dazu nachcrc Ausführungen) Aus den von der Anklage vor- 
gelegten Dokumenten ergibt sich,dass in diesen beiden 
Organisationen der Angeklagte# Rudolf HESS nur den Ehren- 
rang eines Obergruppenfuehrers innchatte, Eine Befehls- 
pder Disziplinargewalt war damit nicht verbunden) 

Als Stellvertreter des Fuehrers war der Angeklagte Rudolf 
HESS Inhaber des hoechstcn Amtes) das cs im Korps der Po- 
Xitischen Leiter gab) Es kann nicht meine Aufgabe sein) 
im einzelnen zu der Anklage Stellung zu nehmen) die gegen 
das Korps der Politischen Leiter in Rahmen und in Annen- 
düng dos Artikels 9 des Statuts erhoben virö und die ih¬ 
ren Ausdruck in ihrem Antrag findet) das Korps der Poli¬ 
tischen Leiter als verbrecherische Organisation zu erklao- 


rcn. mit ituocksicht c f t /^oc^oCf 

CZG-i- /V/dt#- d of cZ&tr ~ 

h*i (< rSi-ze^c/e /ooL'-frsc c?e Leiter <• 


^7 




- 






erscheinen einige ..rundssetz- 


houchste politische heit er ueb rhaupt war, 
liehe Bemerkungen doch veranlasst zu sein. 

Nach Artikel 9 des Statuts kann der Gerichts hoi in ^em Prozess 
rjegen ein Mitglied einer Organisation erklären, dass die Organisation, 


w 


-Ichor der Angekln gte au;ohoerte, eine verbrecherische Organisation 


w 


w 4 Voraus set zun..; dnfuor ist nach c• em Statut , dass diese Prklru: rung 


des Gerichtshofes in Verbindung steht mit einer Handlung , derentwegen 
der Angeklagte verurteilt- vir Unter Handlung im Sinne des Artikels 9 
des Statuts kann nur ein persönlich zurechenbares und vorwerfbaros 
Tun oder Unterlassen verst iriden war-An, nicht dagegen die sich 
benenf'lls aus Artikel 6 Aber tz 3 ergebende urweiterete Haftung fuer 
:, io Handlung eines -anderen. Da nun r: her weder in «'er Anklageschrift 
noch i;u Trial-Brief, dar cle p-rsoenliche Verantwortlichkeit des An. ;- o- 
kla ten Rudolf HAss behandelt, diesem irgendeine Handlung zum Vorwurf 
gemacht wir 1, die den Tat he stauet eines Mri egsverbrechen s oder eines 
Verl rechuas ;e- i ;en die Menschlichkeit crfuellt, wnere auch in diesem 
Falle eine Verurteilung des An 'ekl* ton B£es - n au milch als Mitglied 
dus Korps der Politischen Leiter - gleichbecioi.it urrl mit der Feststellung 
der strafrechtlichen Vörat.-twortlichkeit fuer das Tun oder Unterlassen 
eines anderen. Obwohl d...r An -ekl*. .te Rudolf Hess der hoechste politische 
Leiter war und obwohl ih;; persoenlich k».in Verhalten zur Last gelegt 
wird, das ein Tatbestand eines Strafgesetzes erfuellt, soll er als Mit¬ 
glied der von ihm geleiteten, angeblich verbrecherischen Organisation 
verurteilt worden - man wird nicht bestreiten koennen, dass das ein 
nicht n Uta e gliche r juristischer Fall ist. 

Fs erschollt aber etwas anderes wesentlicher: 

Die Verteidigung.; wur g‘£2u/ingen, das Kernstueck des Statuts, 
no endlich den Artikel 6, als nicht mit den all gemein gueltigen 




Grundsaetzerr des Voelkerrechts in Uebereinsuimmun^, suenenu cxicu, 

Artikel 9 des Statuts steht nicht weniger im Widerspruch zu der ge¬ 
meinsamen P ec ht suche rzeugung aller Mitglieder der Voelkerrechtsgemein- 

• * . * 

schaft. Es gibt weder einen Rechtssatz des Voelkerrechts noch einen 

% 

• , 

Rechtssatz irgendeines nationalen Rechts, der die Mitgliedschaft in 
einer Organisation fuer verbrecherisch erklaert, ohne dass im einzelne 
Fall untersucht wird, ob der Bet reff ende euren sein Handeln euer unter* 

i 

lassen sich persoenlich schuldig gemacht hat. Entgegen den allgemeinen 
Prinzipien des Strafrechts, wie sie sich aus dem Strafrecht aller 

> 

zivilisierten Nationen ableiten, sieht das Statut in Artikel 9 eine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit und eine Kollektivhaftung aller 

4 

Mitglieder gewisser Organisationen und Institutionen vor und zwar ohne 
Ruecksicht darauf, ob das einzelne Mitglied ein Verschulden trifft. 

Das Statut verlaesst damit einen Grundsatz, der ein integrieren- 

% 

der Bestandteil jeder modernen Strafrechtspflege ist. Der Satz 
"Ohne Schuld keine Strafe" - und die Erklaerung, eine bestimmte Organi¬ 
sation sei verbrecherisch, ist fiter die davon betroffenen Mit gl i euer 
eine Strafe - ist ein wesentlicher Bestandteil des Strafrechtsbewusst-* 
seins unserer Zeit, sofern man unter Schuld den Inbegriff derjenigen 
Voraussetzungen der Strafe versteht, welche die persoenliche Vorwerfbar¬ 
keit der rechtswidrigen Handlung gegenueber dem Handelnden begruenden^ 

Wird allein schon die Mitgliedschaft zu einer bestimmten Organisation 

% ♦ 

zum Gegenstand eines kriminellen Unwerturteils gemacht, dann erscheint 
die zum Vorwurf gemachte Handlung nicht mehr als rechtlich missbillig¬ 
ter Ausdruck der Persoenlichkeit des Handelnden, Das muss insbesondere 
in Bezug auf Organisationen gelten, die Hunderttausende, ja Millionen 
von Mitglieder hatten. 

Daher hat es eine Strafe ohne Schuld bis jetzt nur bei primitiven 
Rechten gegeben. Zutreffend sagt daher der grosse deutsche Strafrechts - 
lehr er von Liszt, clor zugleich ein konstruktiver Denker auf dem Gebiet 



des• Voelkerrochts war: "Wie es der religioesen Aufgabe nicht wider 
strebt, dass die Suenden der Vaeter heimgesucht werden an Kind und 
Kinderskindern, wie in den Trauerspielen der Alten das blind waltende 
Schicksal und in der Literatur unserer Tage das Gesetz der Vererbung 

die Stelle der Verschuldung vertritt, so kennt auch das aleteste Recht 

) 

aller Voelker keine Strafe ohne Schuld". (Ende des Zitats). 

Nur bei primitiven Rechten hat es eine strafrechtliche Haftung 
ohne Schuld gegeben. Und in der Tat: In der Rechtsgeschichte aller 
Veelker wurde die sogenannte strafrechtliche Erfolgshaftung sehr bald 
abgeloest von dem Grundsatz der Haftung nur bei Verschulden und damit 
jener Zustand erreicht, der allein mit der Wuerde. des Menschen verein— 
bar ist, Die im Artikel 9 des 'Statuts getroffene Regelung bedeutet 
nicht nur einen bedauerlichen Beitrag zur Beschleunigung des anschei¬ 
nend unaufhaltsamen Prozesses der Vermassung des Menschen, sondern 
sie ist darueber hinaus ein Rueckfall in die ersten Anfaenge straf¬ 
rechtlichen Denkens. Im Hinblick auf diese Tatsachen kann nicht aner¬ 
kannt werden, dass diese Bestimmung des Statuts in Uebereinstimmung 
steht mit dem geltenden Recht, wie es sich herleitet aus der gemein¬ 
samen Rechtsueberzeugung aller Mitglieder der Voelkerrechtsgemeinschaft 


und aus den allgemeinen Prinzipien des Strafrechts aller zivilisierten 
Nationen. 


Endlich ist Rudolf Hess angeklagt als Mitglied der Reichsregierung 
Was seine Zugehocrigkeit zu dem Geheimen Kabinettsrat anlangt, so ist 
dazu folgendes zu sagen: Die Beweisaufnahme hat ergeben, dass dieser 
geheime Kabinettsrat nur geschaffen wurde, um das Ausscheiden des 
frueheren Reichsaussenministers von Neurath vor der Oeffentlichkeit 
nicht als Bruch zwischen dem letzteren und Adolf Hitler erscheinen zu 
lassen. Tatsaechlich hat niemals eine Tagung dieses Geheimen/Kabinetts¬ 
rats stattgefunden. Der .Rat ist nicht einmal zu einer konstituieren¬ 
den Sitzung zusammengetreten. 




In Bezug auf das Reichskabinett steht auf Grund des Ergebnisses 
der Beweisaufnahme fest, dass spaetestens seit dem Jahre 1937 keine 
Kabinettssitzungenmehr stattgefunden haben. Die von der Reichs regier ung 
zu erfuellenden Aufgaben, insbesondere 'die gesetzgeberischen Funktio¬ 
nen wurden in sogenannten Umlaufverfahren erledigt. Die Beweisauf- 
nähme hat aber ferner ergeben, dass spaetestens vom Jahre 1937 an die 
grossen politischen und militaerischen EntScheidungen von Aeolf Hitler 
ausschliesslich und allein getroffen wurden, ohne dass die Mitglieder 
der Reichsregierung vorher in Kenntnis gesetzt wurden• Irgendeine 
massgebende Entscheidung in politisch oder militaerisch wichtigen 
Fragen hat die Reichsregierung als Institution seit der Ernennung Hit- 
lers zum Reichskanzler wahrscheinlich schon sehr viel frueher als 1937 
nicht mehr betroffen. Es waere voelli.E abwegig anzunehmen, dass die 

0 i 

Mitglieder der Reichsregierung im nationalsozialistischen Staat auch 
nur annaehernd die gleiche Stellung gehabt hatten, wie in einem nach 
pariament aris chen Grün äs net zun regierten Staat selbstverständlich ist.. 
Ebenso wenig, wie es unter den auf der Anklagebank sitzenden Maennern 
einen gemeinsamen Plan der Verschwoerung gegeben hat, hat es etwas der¬ 
artiges innerhalb der Reichsregierung gegeben. Es war zum Teil sogar 


so, dass innerhalb der Reichsregierung auseinanderstrobende Kraefte 

0 

, sich bemerkbar machten, die fuer sich allein schon die Verabredung eint 
gemeinsamen Planes, wie er in der Anklageschrift seinen Ausmuck ge¬ 
funden hat, unmoeglich gemacht haetten. Fs genuegt hier auf die Bekun¬ 
dungen des Zeugen Lammers hinzuweisen und auf die Tatsache, dass Adolf 
Hitler, dem diese Tatsachen auch nicht verborgen bleiben konnten, 
schliesslich sogar ein Verbot des Inhalts erlassen hat, dass die ein¬ 
zelnen Roichsminister von sich aus nicht, mehr zu Besprechungen zusam¬ 
men kommen duerften. 

In diesem Zusammenhang kann etwas anderes nicht unerwaehnt bleibevn. 
Wenn die Beweisaufnahme in diesem Prozess etwas mit Sicherheit 




ergeben hat, dann ist es der Nachweis fuer die ungeheuere Macht st ellun? 
und die unvorstellbare Autoritaet, die Adolf Hitler innerhalb des 
deutschen RegierungsSystems gehabt hat. Wenn Generaloberst Jodl im 

Zeugenstand erklaert hat, dass es niemand gegeben hat, der auf die Dau- 

# 

er mit Erfolg Hitler haette widersprechen koennen und dass es einen 
solchen auch nicht geben konnte, dann duerfte er mit wenigen Worten 
das Richtige getroffen haben. Es mag das vielleicht bedauerlich sein, 


vermag aber an der Tatsache als solcher nichts zu sondern» Wenn man 
sich nun noch vor Augen haelt, dass diese ueberragende Stellung Hitlers - 
im Laufe der Jahre immer groesser wurde, so duerfte das allein schon 
geeignet sein, die Annahme eines gemeinsamen Planes, wie er in der An¬ 
klageschrift behauptet wird, auszuschliessen. Wie ueberhaupt folgendes 

* 

~esayt werden muss: Die vor diesem Gericht angeklagten frueheren Partei- 
fuehrer, Generale und. Regiemngsmitglieder erhalten in* diesem Verfah¬ 
ren durch den Tod Hitlers eine Bedeutung, wie sie ihnen im oeffentlith 
Leben der Vergangenheit tatsaechlich nicht zugekommen ist. Waehrend 
das gesamte politische Leben der vergangenen 12 Jahre in Deutschland 
ueberschattet war von dem ueberragenden Einfluss der Person Hitlers, 
wirkt sich in diesem Verfahren das Fehlen dieses Mannes a,uf der Ankla¬ 
gebank in einer Weise aus, dass ein voellig verzerrtes Bild der poli¬ 
tischen Wirklichkeit der vergangenen 12 Jahre ohne jeden Zweifel ent¬ 
stehen muss. 

Meine Herrn Richter! 

Ich komme nunmehr zu dem Ereignis, das die politische ±nufbahn 
des Angeklagten Rudolf Hess beenden sollte, zu seinem Flu <3 nach En^ 
land am 10. Mai 1941. Dieses Unternehmen ist in diesem Verfahren aus 
mehreren Gruenden von beweiserheblicher Bedeutung. Wie sich aus der 
Beweisaufnahme ergibt, hat der Angeklagte Rudolf Hess den Entschluss 
zu diesem Flug bereits im Juni 1940 und zwar unmittelbar nach der 
Kapitulation Frankreichs gefasst. Die Durchführung des Planes 


v^rzoegertg cioh aus einer Reihe von Gruenden,. insbesondere mussten 
vorher bestimmte technische Voraussetzungen erfuellt sein. Darueber 
hinaus spielten aber auch Ueberlegungen politischer Natur eine Rolle '; 
und zwar insbesondere in der Richtung, dass ein derartiges Unternehmen, 
wenn uebarhaupt nur dann von Erfolg begleitet sein konnte, wenn auch 

$ 

die politischen Verhaeltnisse und insbesondere die militaerische Lage 

* 

fuer die Einleitung von FriedensVerhandlungen guenstir erschienen. Denn 
die Wiederherstellung des Friedens war unzweifelhaft das Ziel, das 
Hess bei seinem Flug nach England verfolgte. 

Als der Angeklagte Hess am Tag nach seiner Landung dem Herzog von 
Hamilton vorgefuehrt wurde, erklaerte er diesem: M Ich komme in- einer 

9 

Mission der Menschlichkeit M . Boi dien Unterredungen, die dann der An¬ 
geklagte am 13./14. und 15. Mai mit Herrn Kirkpatrik vom Auswaertigen 
Amt hatte, setzte er diesem im einzelnen die Beweggruende auseinander, 
die ihn zu seinem aussergewoehnlichen Schritt veranlasst hatten. Er 

gab ihm zugleich Kenntnis von den Bedingungen, unter denen Hitler be- 

✓ 

reit waere, Frieden zu schliessen. Am 9. Juni 1941 fand so dann eine 

Besprechung zwischen Rudolf Hess und Lord Simon statt, der im Auftrag 

# 

der Britischen Regierung erschienen war. Ich habe die Niederschrift 

ueber diese Besprechung dem Tribunval als Bcweisstueck uebergeben und 

nehme darauf Bezug. Aus diesem Dokument ergibt sich, dass der Beweg- 

# 

grund fuer diesen aussergewoehnlichen Flug die Absicht war, weiteres 
Blutvergiossen zu vermeiden und guenstige Bedingungen fuer die Ein¬ 
leitung von FriedensVerhandlungen zu schaffen. Im Verlaufe dieser 
Unterredung ue bergab der Angeklagte Hess Lord Simon auch ein Schrift- 
stueck, auf dem die vier Bedingungen verzeichnet waren, unter denen 
damals Adolf Hitler bereit gewesen waere, Frieden mit England zu 
schliessen. Die Bedingungen waren: 




"1. Um kuenftige Kriege zwif>«hen ^.er Achse und England zu verhindern, 

soll eine Abgrenzung der Interessensphaeren stattfinden. Die In- 

• • 

teressensphaere der Achsenmaechte soll Europa, die Englands sein 
Weltreich sein. 

2. Rueckgabe der deutschen Kolonien, 

3. Entschaedigung deutscher Staatsangehoeriger, die vor oder wachren«. 
des Krieges im Britischen Weltreich Wohnsitz hatten und durch Mas:— 
nahmen einer Regierung im Weltreich oder durch irgendwelche Ge¬ 
schehen, wie Pluendsrung, Tumult usw, Schaden an Leben oder Eigen¬ 
tum erlitten haben. Entschaedigung auf gleicher Grundlage durch 

Deutschland an britische Staatsangehoerige. 

# 

4. Waffenstillstand und Friedensschluss mit Italien au gleicher Zeit. 


Rudolf Hess erklaerte sowohl Herrn Kirkpatrik als auch Lord Simon ge¬ 
genüber, dass dies die Bedingungen gewesen seien, unter denen Hitler 
schon unmittelbar nach Beendigung des Frankreichfeldzuges bereit gewe¬ 
sen waere, mit England Frieden zu schliessen und dass sich diese Ein¬ 
stellung Hitlers auch seit Beendigung des Frankreichfeldzuges nicht 
mehr goaendert habe. Es liegen keinerlei Anhaltspunkte vor, welche diese 
Darstellung des Angeklagten als nicht glaubhaft erscheinen lassen koenn- 
ten. Im Gegenteil. Sie steht durchaus im Einklang mit vielen Erklaerun- 
gen, die Hitler selbst in Bezug auf das Verhaeltnis zwischen Deutschland, 
und England abgegeben hat. Darueber hinaus haben die Angeklagten Goerin# 
und von Ribbentrop im Zeugenstand ebenfalls bestaetigt, dass die von 
Hess Lord Simon bekanntgegebenen Bedingungen mit der Ansicht Hitlers 
völlig ue her einstimmten. 

Wenn in den von Hess bekanntgegebenen Bedingungen Europa als .In- 
teressensphaere der Achsenmaechte vorgesehen war, so kann daraus keines— 
wegs der Schluss gezogen werden, dass dies gleichbedeutend gewesen sei 

i» 

mit einer Beherrschung Europas durch die Achsenmaechte» Aus den von Hees 


gegebenen Erklaerungen — sie sind in der Niederschrift lieber die Unter— 
redung zwischen ihm und Lord Simon enthalten — ergibt sich vielmehr mit 
aller Deutlichkeit, dass damit lediglich eine Einflussnahme Englands auf 

Kontinentaleuropa ausgeschaltet werden sollte. 

Welche rechtlichen Folgerungen ergeben sich aus diesen Tatsachen? 

In cier Anklageschrift wird dem Angeklagten Hess zur Last gelegt, zusam¬ 
men mit den uebrigen Angeklagten an einer psychologischen Vorbereitung 
des Deutschen Volkes auf den Krieg mitgewirkt zu haben. Soweit die von 
der Anklage behauptete psychologische Kriegsvorbereitung Teil des gemein¬ 
samen Planes ist, genuegt es, auf meine in diesem Zusammenhang gemachten 
Ausführungen zu verweisen. Wenn von der Anklage aber auch behauptet wer-^ 
den will, dass der Angeklagte Hess darueber hinaus auch persoenlich dies*? 
psychologische Kriegsvorbereitung betrieben hat, dann ergibt sich, von 
seinen vielen Friedensreden abgesehen, mindestens aus diesem Flug nach 
England und den damit verfolgten Absichten das Gegenteil, Ohne naeher auf 
die allgemeinen Umstaende und auf das persoenlic he Verhaeltnis zwiscnen 
Hitler und dem Angeklagten Hess eingehen zu wollen, kann doch das eine 
mit Sicherheit gesagt werden: Der Angeklagte Hess hat mit seinem Flug 

i 

nach England eine Tat vollbracht, die im Hinblick auf seine Stellung in 
der Partei und im Staat und insbesondere im Hinblick auf die Tatsache, 
dass er nach Goering als Nachfolger Hitlers bestimmt war, nur als Opfer 
bezeichnet werden kann, als ein Opfer, das Hess brachte im Interesse der 
Wiederherstellung des Friedens und im Interesse nicht nur des Deutschen 
Volkes, sondern darueber hinaus Europas und der ganzen Welt. Dieses 
Opfer war umso groesser, als Hess zu den wenigen gehoerte, die zu Hitler 
ein enges persoenliches Vertrauensverhaeltnis hatten. Wenn der Angeklag¬ 
te Hess sich trotzdem dazu entschloss - seine Stellung in der Partei und 
im Staat und alles das, was ihn mit Hitler persoenlich verband, im In¬ 
teresse der Wiederherstellung des Friedens auf das Spiel zu setzen - , 


dann muss daraus der Schluss gezogen werden, dass auch der Angeklagte 
Hess im Krieg eine furchtbare Geisel der Menschheit erblickt hat und.es 
schon allein aus diesem Grund als unwahrscheinlich erscheinen muss, dass e 
die Absicht hatte, das Deutsche Volk auf den Krieg vorzubereiten. 

Wie ich bereits ausgefuehrt habe, muss auf Grund des Ergebnisses 
der Beweisaufnahme angenommen werden, dass der von der Anklage behauptete 
Plan nicht bestanden hat. Fuer den Fall jedoch, dass das Tribunal in die¬ 
ser Frage das Ergebnis der Beweisaufnahme anders wuerdigen und in An¬ 
wendung des Artikels 6 Absatz 3 des Statuts das Bestehen eines derartigen 
auf den Beginn eines Angriffskrieges gerichteten Planes annehmen sLlte, . 
ist es notwendig, die Frage zu pruefen, welche rechtlichen Folgen der 
Flug des Angeklagten Rudolf Hess nach England und die damit verbundenen 
Absichten auf seine von der Anklage behauptete Teilnahme an dem gemein¬ 


samen Plan hatten. Hierzu ist folgendes zu sagen:Artikel 6 Absatz 3 de 


s 


Statuts erweitert die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Angeklagten 
fuer alle Handlungen, die von irgendeiner Person in Ausfuehrung des von 
der Anklage behaupteten gemeinsamen Planes begangen worden sind,‘Das Sta¬ 
tut selbst enthaelt keine Bestimmungen darueber, ob und unter welchen 
Umstaenden ein Ausscheiden bzw. ein Ruecktritt von dem gemeinsamen Plan 
moeglich ist. Daraus kann jedoch nicht der Schluss gezogen werden, dass 
ein derartiges Ausscheiden grundsaetzlich ausgeschlossen sein soll. Diese 
Annahme verbietet sich schon deshalb, weil das Statut ganz offenbar keine 
erschoepfende Regelung aller materiellen und verfahrensrechtlichen Frager; 
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geben will. Wenn schon im anglo-amurikanisehen Recht der Ruecktritt grund- 
saetzlich zugelassen ist, dann muss er unter den Regeln des Statuts _erst 
recht moeglich sein. Denn das Statut stellt einen Inbegriff von Normen 
dar, in dem auch ganz unverkennbar Institutionen des ko ntinent aleuropae- 
i sehen Rechts mit berücksichtigt sind. Das kontir.entaleuropaesiohe Recht 
geht ganz eindeutig von der Vorstellung aus, dass die strafrechtliche 



Verantwortlichkeit des Taeters nur soweit reicht, als sein Tun oder Un¬ 
terlassen von seinem Willen umfasst wird* Der Ruecktritt vom Versuch als 
Strafaufhebungsgrund ist daher eine Institution, die sich in fast allen 
europaeischen Rechtsordnungen findet. Ist daher schon nach anglo-nmeri- 
kanischem Recht ein Ausscheiden aus der Verschwoerung moeglich, dann kann 
es keinem Zweifel unterliegen, dass auch nach dem Statut diese Moeglich-' 
keit grundsaetzlich bestehen muss. Dies muss umso eher angenommen werden. 

* als grundsaetzlich in den Faellen, in denen das Statut keine bindende 

i 

Regel aufstellt, das deutsche Recht anzuwenden ist. Soweit der Angeklag¬ 
te Rudolf Hess in Frage kommt, duerfte dies umso weniger zweifelhaft sein 
als die dem Angeklagten Rudolf Hess zur Last gelegten Handlungen inner- 
halb des deutschen Reichsgebietes begangen wurden. In diesem Fall ist 
nach allgemeinen Rechtsgrundsaetzen, wie sie sich aus dem Recht aller zi¬ 
vilisierten Nationen ableiten und wie sie insbesondere auch in dem soge¬ 
nannten internationalen Strafrecht aller Voelker ihren Ausdruck finden, 
die sogenannte lex loci, also das Recht des Begehungsortes massgebend. 

Uebertraegt man diese Grundsaetze auf das Verhalten des Angeklagten 
Rudolf Hess und auf seinen Flug nach England vom 10. Mai 1941, so ergibt 
sich daraus zunaechst, dass - die Beweisaufnahme hat jedenfalls nichts 
Gegenteiliges ergeben - alles folgende Geschehen nicht von seinem Willen 

* 

f , 

umfasst gewesen sein kann. Er hatte auf den Ablauf der Ereignisse inner¬ 
halb des allgemeinen Kriegsgeschehens spaetestens mit seinem Flug nach 
England keinen Einfluss mehr. Es widerspricht allen Grundsaetzen des 
Strafrechts, wie sie sich aus den Rechtsordnungen aller zivilisierten 

Voelker herleiten, jemand fuer Handlungen und fuer einen Erfolg straf- 

** * * 

rechtlich verantwortlich zu machen, auf die er keinen Einfluss hatte und 
auch nicht mehr nehmen konnte und die er nicht in seinem Willen aufge- 
nommen hat. 


In diesem Zusammenhang ist noch auf die Behauptung der Anklagever- 

t 

tretun.g einzugehen, dass der Angeklagte Hess seinen Flug nach England 


?? 



nicht in der Absicht unternommen habe, damit .--uenstige Bedingungen 
fuer Friedensverhandlungen zu schaffen. Seine Absicht sei es vielmehr 
gewesen - sc argumentiert die Anklage - damit Deutschland den Ruecken 

fuer den gegen die Sowjet-Union geplanten Feldzug freizumachen. Die von 

* 

/ 

der Anklagevertretung vorgelegten Dokumente vermoegen diese Annahme 
nicht zu begruenden. Dem steht zunaechst die Tatsache entgegen, dass 
der Angeklagte Hess den Entschluss zu dem Flug bereits im Juni 1940 ge¬ 
fasst hat, also zu einer Zeit, zu der niemand in Deutschland an einen 
Feldzug gegen die Sowjet-Union gedacht hat. Aus dem Brief, den der An¬ 


geklagte Hess hinterlassen hat und der Adolf Hitler zu einer Zeit aus- 


O 


gehaendigt wurde, als Hess bereits in England gelandet war, ergibt 

# 

sich vielmehr mit aller Deutlichkeit, dass Hess von dem bevorstehenden 
Feldzug gegen die Sowjet-Union keine Kenntnis hatte. Der Angeklagte 
Hess hat in diesem Brief - das steht auf Grund der Bekundungen der 
Zeugin Fath fest - mit keinem Wort davon gesprochen, dass er mit sei¬ 
nem Flug beabsichtigte, Deutschland in- den Ruecken fuer den bevorstehen¬ 
den Feldzug gegen die Sowjets freizumachen. In diesem Brief hat Hess 
die Sowjet-Union mit keinem Wort erwaehnt. Es muss mit einer an Sicher¬ 
heit grenzenden Wahrscheinlichkeit angenommen werden, dass Hess auf 
diese Frage eingegangen waere, wenn er von dem geplanten Angriff Kennt¬ 
nis gehabt und er vor allem mit seinem Flug die Absicht verbunden haette 
die nunmehr die Anklage behauptet, 

I 

Aber selbst wenn Hess eine sichere Kenntnis von dem geplanten Feld- 
zug gegen die Sowjet-Union besessen haette, so wuerde das der Annahme 
eines Strafaufhebungsgrundes fuer die folgende Zeit nicht entgegen 
stehen. Wie die Beweisaufnahme ergeben hat, hat Hitler den Angriff auf 
die Sowjet-Union nicht zuletzt in der Frwaegung befohlen, dadurch einem 

bevorstehenden Angriff der Sowjets zuvorzukommen. Es kann im Rahmen der 

l 

zu hier pruefenden Frage dahingestellt bleiben, ob ein derartiger An¬ 
griff von Seiten der Sowjet-Union tatsaechlich geplant war und bevor¬ 
stand, Die Angaben des Angeklagten Jod.1 im Zeugenstand muessen das min¬ 
destens als sehr wahrscheinlich, wenn nicht als sicher erscheinen lassen. 


Entscheidend ist hier lediglich, dass Hitler auf Grund der ihm vorlie¬ 
genden 


Meldungen subjektiv dieser Auffassung war. waere es nun um 
Rudolf Hess gelungen, in England die Voraussetzungen fuer Waffenstill¬ 
stands^ und FriedensVerhandlungen zu schaffen, so waere damit die poli¬ 
tische und militaerische Lage in Europa so grundlegend veraendert worden 
dass unter diesen veraenderten Umstaenden ein Angriff der Sowjet—Union e.uf 
Deut.schland als sehr unwahrscheinlich und die von Hitler gehegten Be— 
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fuerchtungen als unhaltbar gelten mussten. Der von dem Angeklagten Hess 
mit seinem Flug nnch Englnnd unternommene Versuch wuorde seinen Chnruktej 
als Strafaufhebungsgrund fuer alles nach dem 10. Mai 1941 und in uusfueh~ 
rung des von der Anklage behaupteten gemeinsamen Planes Geschehene sogar 
dann noch behalten, wenn man die Auffassung vertreten wuerue^ dass nicht 
die Befuerchtung eines bevorstehenden sowjetischen iingriffs Hitler zu sei¬ 
nem Entschluss veranlasst hat, sondern die wirtschaftliche Zwangslage, 
in der sich damals Deutschland infolge des Scheiterns der Invasion gegen 
England befand. Denn bei einer Beendigung eines Krieges mit England haette. 
auch diese wirtschaftliche Zwangslage Deutschlands ihr Ende gefunden, 

mindestens abur ihre Schaerfe verloren. 

Zusammenfassend kern gesagt werden: Der Angeklagte Hess hat mit 
seinem Flug nach England und den damit verbundenen Absichten zur Wieder¬ 
herstellung des Friedens, unter Einsatz seiner ganzen Person einen Ver¬ 
such unternommen, der erkennbar dem Willen entsprang, unter allen Um— 
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staenden weiteres Blutver giessen zu vermeiden. Bei Anwendung der Rechts- 
grundsaetze, wie sie sich aus dem Strafrecht aller zivilisierten Voelker 
herleiten und insbesondere bei Anwendung des deutschen Strafrechts, das 
im Zweifel in dieser Frage zugrundezulegen ist, muss daraus der Schluss 
gezogen werden, dass die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Angeklag¬ 
ten Hess sich auf jeden Fall auf Handlungen beschraenkt, die vor dem 
Flug nach England begangen wurden. 



Meine Herren Richter! 


Der vergangene Krieg hat in einem kaum vorstellbaren Ausmass Un- 
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glueck ueber die ganze Menschheit gebracht, er hat aus Europa einen 
aus tausend Wunden blutenden Erdteil gemacht und Deutschland als ein 
Truemmerfeld hinterlassen. Es erscheint sicher, dass beim gegenwaer- 
tigen Stand der modernen Technik die Menschheit die Katastrophe eines 
neuen Weltkrieges nicht ueberleben wuerde. Er wuerde nach menschlicher 
Voraussicht die Zivilisation, die schon in diesem Krieg unsagbar gelit¬ 
ten hat, vollends vernichten. Es erscheint daher nur zu verstaendlich, • 
wenn unter diesen Umstaenden im Namen der um ihre Existenz ringenden ' 

Menschheit der Versuch gemacht werden soll, auch von der rechtlichen 

# 

Seite aus nichts unversucht zu lassen, um die Wiederholung einer der¬ 
artigen Katastrophe zu verhindern. 

Es kann jedoch nich zweifelhaft sein, dass das Recht, so gross auch 
sonst seine Kraft im gesellschaftlichen Leben sein mag, in der Be-.".- 
kaempfung des Krieges nur eine untergeordnete Rolle spielen kann. Dies 
gilt ohne Einschraenkung, so lange die Gemeinschaft der Voelker sich 
zusammensetzt aus souveraenen Staaten, die keine von einer hoeheren 
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Instanz abgeleitete Rechtsordnung -anerkennen und so lange es kein Ver¬ 
fahren und keine Organisation gibt, die-kraft eigener Machtbefugnis 
rechtsgestaltend die berechtigten Ansprueche der Voelker abgrenzen und 
miteinander in Einklang bringen koennte. So lange diese Voraussetzungen 
nicht erfuellt sind, vermag das Recht auf dem Gebiet der internationalen 
Beziehungen nicht die ordnende Kraft zu sein, die es im innerstaatlicher 
Leben infolge der hinter ihr stehenden Staatsgewalt ohne weiteres ist. 

So verlockend auch der Versuch sein mag, auf den Truemmern, die uns der 
vergangene Weltkrieg hinterlassen hat, wenigstens ein verbessertes und 

r 

kraftvolleres Voelkerrecht zu schaffen - dieser Versuch muss von vorn- 

I * 

herein zum Scheitern verurteilt sein, wenn er nicht zugleich Teil einer 

* 

umfassenden Neuordnung saemtlicher internationaler Beziehungen ist und 





das internationale Recht nicht zugleich wesentlicher Bestandteil einer 
Ordnung ist, die die unverzichtbaren Rechte aller Voelker gewaehrleistet 
und insbesondere die Erfuellung der berechtigten Ansprueche aller Voel- 

l . 

ker auf eine entsprechende Beteiligung an den materiellen Guetern der 

Welt sicherstellt* Das Statut fuer das Internationale Miiitaertribunal p 

] 

ist unzweifelhaft nicht ein Teil einer solchen allgemeinen neuen Ordnung 
Es wurde von den Siegerstaaten mit begrenzter Zeitdauer, naemlich als 
Grundlage fuer ein Strafverfahren gegen die Staatsmaenner, militaerische- 
Befehlshaber und Wirtschaftsfuehrer der im Krieg unterlegenen Achsen- 
maechte erlassen. Der Inhalt des Londoner Abkommens laesst das Statut 

i 

i 

fuer das Internationale Miiitaertribunal, das einen wesentlichen Bestand 

teil dieses Abkommens bildet, allein schon im Hinblick auf die im Artikel. 

• > 

7 vorgesehene zeitliche Beschränkung auf ein Jahr als eine Gesetzgebung S 

' I' 

ad hoc erscheinen. Tatsaechlich kann es kaum mehr zweifelhaft sein, dass , 

[ 

wesentliche Teile des Statuts nicht im Einklang mit der gemeinsamen Ue- 


berzeugung .aller Mitglieder der Voelkerrechtsgemeinschaft stehen - dass 


sie also nicht wirklich geltendes Voelkerrecht darstellen. Unter diesen 
Umstaenden koennte eine Verurteilung wegen eines Verbrechens gegen den 
Frieden und wegen Teilnahme an einem gemeinsamen Plan zum Beginn eines 
Angriffskrieges entgegen dem geltenden Voelkerrecht nur erfolgen, wenn 




> 


das Tribunal unter Verletzung des Grundsatzes nulla poena sine lege ‘ ) 

sich zu einer richterlichen Fortentwicklung des Voelkerrechts entschlies- 


sen wuerde. So gross diese Versuchung auch sein mag - die eich daraus 
ergebenden Folgen koennten uunabsehbare sein. Es wuerde nicht nur ein 
Grundsatz verletzt werden, der sich aus den Prinzipien des Strafrechts 
aller zivilisierten Voelker ableitet und der insbesondere ein integrie¬ 


i 


render Bestandteil des internationalen Rechts ist, dass naemlich eine 
Handlung nur dann mit einer Strafe belegt werden kann, wenn die* * 
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Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung 
begangen wurde«, Vor allem aber im Hinblick darauf } dass in 
dem gegenwaertigen Verfahren Tatsachen bewiesen wurden, die 
die Gerichtsbarkeit in Punkt I und II der Anklage und die 
Zuataendigkeit des Tribunals insoweit aussohliessen, muesste 




die Verletzung des Grundsatzes nulla poena sine lege in Ver~ 
bindung mit diesen besonderen Umstaenden die Idee des Rechts 
ueberhauph in Frage stel'Len«</Eine Verletzung so fundamenta¬ 
ler Grundsäetze jeder Rechtsordnung und zwar jeder interna¬ 
tionalen, wie sie in du tu Hatz nulla poena sine lege und vor 
allem in dem weiteren Satz enthalten sind, dass niemand in 
eigener Sache Richter sein kann, wuerde nicht nur jede Fort/* 
entwicklung des Voelkerrechts hemmen, sondern darueber hi¬ 
naus unfehlbar zu vermehrter Rechtsunsicherheit fuehrenJTsoll 
der Weg fuer eine wirkliche Fortentwicklung des internationa¬ 
len Rechts nicht verschuettet werden«, dann kann als Rechts¬ 


grundlage fuer das Urteil dieses Gerichts nur das wirkliche 


zur Seit geltende Voelkerrecht angesehen werden 
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